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Botschaft
zur Volksinitiative «zur Rettung unserer Gewässer»
und zur Revision des Bundesgesetzes über den Schutz
der Gewässer

vom 29. April 1987

Sehr geehrte Herren Präsidenten,
sehr geehrte Damen und Herren,

mit unserer Botschaft beantragen wir Ihnen, die Volksinitiative «zur Rettung
unserer Gewässer» Volk und Ständen mit der Empfehlung zur Abstimmung zu
unterbreiten, die Initiative zu verwerfen.

Gleichzeitig beantragen wir Ihnen,
- dem Entwurf zu einer Totalrevision des Gewässerschutzgesetzes zuzustim-

men und
- die folgenden Postulate abzuschreiben:

1962 P 8410 Schutz der Landschaftsbilder bei Wasserkraftwerken
(N 19. 6. 62, Welter)

1983 P 83.486 Gewässerschutz
(N 16. 12. 83, Ruffy)

1986 P 85.468 Gewässerschutzgesetz. Revision
(S 5. 3. 86, Knüsel)

Wir versichern Sie, sehr geehrte Herren Präsidenten, sehr geehrte Damen und
Herren, unserer vorzüglichen Hochachtung.

29. April 1987 Im Namen des Schweizerischen Bundesrates

Der Bundespräsident: Aubert
Der Bundeskanzler: Buser

1987-285 43 Bundesblatt. 139.Jahrgang. Bd.II 1061



Oebersicht

Die am 9. Oktober 1984 mit 176'887 gültigen Unterschriften

eingereichte Volksinitiative "zur Rettung unserer Gewässer"

bezweckt vorab, die noch verbliebenen natürlichen und na-

turnahen Gewässer streng zu schützen und die stark belaste-

ten Bäche, Flüsse und Seen zu sanieren. Eine zentrale For-

derung der Initiative bildet die Gewährleistung ausreichen-

der Restwassermengen. Um Kantone und Gemeinden vor übe.rmäs-

sigen Schadenersatzforderungen zu bewahren, soll die

Schmälerung wohlerworbener Rechte nach Massgabe von Artikel

22ter I

werden.

ter
22 BV entschädigt und ein Abgeltungsfonds errichtet

Wir beantragen Ihnen, die Initiative abzulehnen: Mit der

Annahme der Initiative würde ein neuer Artikel 24

in die Bundesverfassung eingefügt; der geltende Artikel

24 BV (Wasserwirtschaftsartikel) bliebe indessen in

seiner gegenwärtigen Fassung bestehen. Die neuen Bestimmun-

gen würden die bereits bestehende Verfassungsgrundlage

teilweise ergänzen, ihr teilweise aber auch widersprechen.

Solche Widersprüche würden bei der Erarbeitung der Ausfüh-

rungsgesetzgebung zu kaum lösbaren Auslegungsproblemen füh-

ren und laufen im übrigen den heutigen Bestrebungen zur

Harmonisierung der Verfassungsbestimmungen entgegen.

Hinzu kommt, dass die Initiative den Interessen des Gewäs-

serschutzes bewusst den Vorrang einräumt und damit andere

wichtige Interessen an den Gewässern, insbesondere dasjeni-

ge der Wassernutzung, zu wenig berücksichtigt. Die Initia-

tive kann deshalb teilweise kaum als realistisch eingestuft

werden.
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Zusammen mit der Botschaft zur Initiative unterbreiten wir

Ihnen einen Entwurf zur Revision des Gewässerschutzgeset-

zes. Dieser Entwurf stellt einen Teil der Ausführungsge-

setzgebung zu Artikel 24 1S BV dar, der am 7. Dezember

1975 von Volk und Ständen mit einem Stimmenverhältnis von

77,5 zu 22,5 Prozent angenommen wurde. Der Revisionsentwurf

verfolgt grundsätzlich die gleichen Ziele wie die Initiati-

ve; im Unterschied zu dieser beruht er indessen bereits auf

einer umfassenden Abwägung der verschiedenen an einem Ge-

wässer bestehenden (und vielfach gegensätzlichen) Interes-

sen und stellt somit das in der heutigen Situation poli-

tisch Machbare dar. Aus diesen Gründen unterbreiten wir

Ihnen den Revisionsentwurf als indirekten Gegenentwurf zur

Initiative, soweit er die gleiche Materie, d.h. die mengen-

mässige Erhaltung der Wasservorkommen betrifft.

Mit Ausnahme der Bestimmungen über die Sicherung angemesse-

ner Restwassermengen legt der Entwurf zur Erhaltung der

Wasservorkommen - auch dies im unterschied zur Initiative -

lediglich Grundsätze fest, die den Kantonen eine eigene

Rechtsetzungsbefugnis und einen weiten Gestaltungsspielraum

belassen.

Die im Entwurf vorgelegte Lösung der Restwasserfrage beruht

auf einem zweistufigen Verfahren. Das Gesetz legt die mini-

male Restwassermenge fest, die grundsätzlich nicht unter-

schritten werden darf. Die Kantone erhöhen diese Mindest-

menge so weit, als dies nach Abwägung der Interessen für

und gegen das Ausmass der vorgesehenen Wasserentnahme mög-

lich ist. Sie bewegen sich dabei innerhalb der Rahrnenbedin-

gungen, die der Entwurf festlegt. Die Mindestmenge kann

grundsätzlich nur unterschritten werden, wenn eine Gesamt-

planung vorliegt und innerhalb der betroffenen Region ein

Ausgleich geschaffen wird.
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Im übrigen bringt die Revision des Gewässerschutzgesetzes

folgende wesentliche Neuerungen:

- Die Bestimmungen über den Gewässerschutz in der Landwirt-

schaft werden mit Vorschriften über die Verwertung der

landwirtschaftlichen Hofdünger sowie über die Bodenbewirt-

schaftung ergänzt.

- Die Ansch'lusspflicht für häusliche Abwässer aus Landwirt-

schaftsbetrieben in Bauzonen entfällt, wenn Vorkehren zur

üeberführung dieser Bauzonen in die Landwirtschaftszone

getroffen werden.

- Die Kantone werden verpflichtet, Massnahmen an den Gewäs-

sern selbst zu treffen, wenn die eigentlichen Vorschrif-

ten zur Reinhaltung der Gewässer nicht genügen, um die

Qualitätsziele zu erreichen.

- Der Revisionsentwurf bestimmt ausdrücklich, dass das La-

gern von wassergefährdenden Flüssigkeiten in unterirdi-

schen Kavernenspeichern nicht gestattet ist, wenn das La-

gergut dabei in unmittelbaren Kontakt mit Grundwasser kom-

men kann.

- Der Revisionsentwurf trägt der Ende 1986 in Schweizerhal-

le bei Basel vorgefallenen Brandkatastrophe Rechnung, in-

dem er eine Grundlage zum Erlass von Vorschriften über den

Umgang mit wassergefährdenden Stoffen schafft.

- Die vorgeschlagenen Subventionsbestimmungen haben einen

Abbau der Bundesleistungen um durchschnittlich . rund

50 Millionen Franken pro Jahr zur Folge.
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BOTSCHAFT

I Die Volksinitiative "zur Rettung unserer Gewässer"

II Formelles

III Wortlaut

Am 9. Oktober 1984 wurde die Volksinitiative "zur Rettung

unserer Gewässer" eingereicht. Die Initiative hat die Form

des ausgearbeiteten Entwurfs und lautet wie folgt:

Die Bundesverfassung wird wie folgt ergänzt:

Art. 240°ties (neu)

^Natürliche Gewässer und Gewässerabschnitte, die
noch weitgehend ursprünglich sind, sind samt ihrem
Uferbereich umfassend zu schützen.

^Eingriffe in naturnahe Gewässerabschnitte, die
trotz bestehender Belastungen ihr ursprüngliches
landschaftliches Erscheinungsbild und ihre ökologi-
schen Funktionen weitgehend bewahrt haben, sind
örtlich zu beschränken. Unzulässig sind Eingriffe
zu Nutzungszwecken, die unmittelbar oder durch Fol-
gewirkungen den ökologischen oder landschaftlichen
Charakter von naturnahen oder von grösseren stark
belasteten Gewässerabschnitten verändern.

•^Belastete Gewässer und Gewässerabschnitte sind
samt ihren Uferbereichen unter Berücksichtigung
ihrer Zuflüsse und Vorfluter zu sanieren, sofern
die Wiederherstellung eines naturnahen Zustandes
aus ökologischer oder landschaftlicher Sicht ge-
rechtfertigt ist. Die freie Fischwanderung sowie
die natürliche•Fortpflanzung der Tiere sind zu si-
chern.

^Eingriffe in Gewässer und ihre Uferbereiche sind
schonend durchzuführen und auf das unerlässlich Nö-
tige zu beschränken.

Swasserbaupolizeiliche Eingriffe sind nur zuläs-
sig, wenn der Schutz von Leben und Gesundheit des
Menschen oder von erheblichen Sachwerten sie zwin-
gend erfordern.

6ßei neuen und bestehenden Stauhaltungen und Was-
serentnahmen ist dauernd und auf der ganzen Länge
der Fliessstrecke eine ausreichende Wasserführung
zu gewährleisten. Als ausreichend gilt die Wasser-
führung, wenn insbesondere die standortgemässen Le-
bensgemeinschaften von Tieren und Pflanzen fortbe-
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stehen können, schutzwürdige Landschaften oder
wertvolle Landschaftselemente sowie Grundwasservor-
kommen hinsichtlich Menge und ' Güte nicht erheblich
beeinträchtigt werden, eine genügende Verdünnung
der Abwässer sichergestellt ist und, die Fruchtbar-
keit des Bodens erhalten bleibt.

^Die Schmälerung wohlerworbener Rechte wird nach
Massgabe von Artikel 22ter entschädigt. Für die
Abgeltung entschädigungspflichtiger Eigentumsbe-
schränkungen errichtet der Bund einen Fonds, den
die Besitzer von Wasserkraftwerken zu speisen haben.

^Den Organisationen des Natur-, Heimat- und Um-
weltschutzes sowie der Fischerei kommt Parteistel-
lung zu.

^Einsprachen und Beschwerden, die sich gegen nut-
zungsbedingte Eingriffe in Gewässer richten, haben
aufschiebende Wirkung.

Im übrigen, wird gefordert, die Uebergangsbestimmungen der

Verfassung seien durch einen Artikel wie folgt zu ergänzen:

Ueb_e_rganj3sb_e£tjjnmurige_n

•'•Vorhaben, für die rechtsgültige Konzessionen
oder Bewilligungen vorliegen, gelten als neue Ein-
griffe, sofern im Zeitpunkt der Annahme von Artikel
24octies mit den wesentlichen Bauarbeiten noch
nicht begonnen worden ist.

2ßis zum Vorliegen der gesetzlichen Bestimmungen
erlässt der Bundesrat die erforderlichen Ausfüh-
rungsvorschriften und regelt insbesondere das Be-
willigungs- und Sanierungsverfahren. Liegen diese
Vorschriften zwei Jahre nach Annahme von Artikel
24octies nicht vor, dürfen nur noch wasserbaupo-
lizeiliche Eingriffe bewilligt werden.

^Artikel 24octies und die vorstehenden Bestim-
mungen treten mit ihrer Annahme durch Volk und
Stände in Kraft.

Das Volksbegehren ist mit einer Rückzugsklausel versehen:

Das Initiativkomitee, bestehend aus 37 namentlich aufge-

führten Mitgliedern, ist berechtigt, das Begehren mit ein-

facher Mehrheit zurückzuziehen.

112 Zustandekommen

Mit Verfügung vom 8. November 1984 stellte die Bundeskanz-

lei fest, dass die Initiative 176'887 gültige Unterschrif-
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ten aufweise und damit formell zustandegekommen sei (BEI

1984 III 994, 1985 I 278).

113 Behandlungsfrist

Die Frist für den Bundesrat, den Räten eine Botschaft über

die Volksinitiative zu unterbreiten, läuft am 9. Oktober

1987 ab (Art. 29 Abs. l GVG).

12 Gültigkeit

121 Einheit der Form

Eine Initiative kann entweder in der Form der allgemeinen

Anregung oder als ausgearbeiteter Entwurf eingereicht wer-

den (Art. 121 Abs. 4 BV); Mischformen sind unzulässig (Art.

75 Abs. 3 BPR).

Die vorliegende Initiative hat ausschli.esslich die Form des

ausgearbeiteten Entwurfs. Die Einheit der Form ist somit

gewahrt.

122 Einheit der Materie

Eine Initiative darf nur eine Materie zum Gegenstand haben

(Art. 121 Abs. 3 BV). Die Einheit der Materie ist gewahrt,

wenn zwischen den einzelnen Punkten der Initiative ein

sachlicher Zusammenhang besteht (Art. 75 Abs. 2 BPR).

Die vorliegende Initiative verlangt, dass natürliche Gewäs-

ser und Gewässerabschnitte, die noch weitgehend ursprüng-

lich sind, samt ihrem Uferbereich umfassend geschützt wer-

den (Abs. 1). Eingriffe in naturnahe Gewässerabschnitte

sind nach Absatz 2 örtlich zu beschränken, belastete Gewäs-

ser und Gewässerabschnitte samt ihren Uferbereichen zu sa-

nieren (Abs. 3). Bei neuen und bestehenden Stauhaltungen

und Wasserentnahmen ist dauernd und auf der ganzen Länge
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eine ausreichende Wasserführung zu gewährleisten (Abs. 6).

Die Schmälerung wohlerworbener Rechte (bei der Festlegung

von Dotierwassermengen bei bestehenden Wasserkraftwerken)
tersoll nach Massgabe von Artikel 22 BV entschädigt und

für die Abgeltung entschädigungspflichtiger Eigentumsbe-

schränkungen ein Fonds errichtet werden, den die Besitzer

von Wasserkraftwerken zu speisen haben (Abs. 7). Die Vor-

aussetzung des sachlichen. Zusammenhangs zwischen den1 ein-

zelnen Teilen der Initiative ist somit erfüllt.

13 Entstehung und Ziele der Initiative, Motive der

Initianten

131 Entstehung der Initiative

Die Volksinitiative "zur Rettung unserer Gewässer" wur!de im

Jahr 1983 von einem Initiativkomitee, das sich aus Vertre-

tern von neun gesamtschweizerischen Umweltschutz- und

Fischereiorganisationen zusammensetzt, lanciert. Sie wurde

am 9. Oktober 1984 eingereicht.

132 Ziele der Initiative

Die Ziele der Initiative sind bereits weitgehend aus unse-

ren Bemerkungen zur Einheit der Materie (Ziff. 122) er-

sichtlich. Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass

die Initiative einen strengen Schutz der noch verbliebenen

natürlichen und naturnahen Gewässer und die Sanierung der

stark belasteten Bäche, Flüsse und Seen bezweckt. Eine zen-

trale Forderung der Initiative bildet die Gewährleistung

ausreichender Restwassermengen. Um Kantone und Gemeinden

vor übermässigen Schadenersatzforderungen zu bewahren, sol-

len ausserdem die wohlerworbenen Rechte den übrigen Eigen-

tumsrechten gleichgestellt und ein Abgeltungsfonds errich-

tet werden.
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133 Motive der Initianten

Die drei wichtigsten Beweggründe der Initianten sind:

- Die ständig zunehmende Belastung von Bächen, Flüssen und

Seen sowie der Gewässerlandschaften durch technische Ein-

griffe aller Art,

- die lückenhaften oder gar fehlenden Rechtsgrundlagen im

Bereich des sogenannten quantitativen Gewässerschutzes und

- der mangelnde politische Wille auf selten der gesetzge-

benden Behörden, die längst erkannten gesetzlichen Lücken

innert nützlicher Frist zu schliessen.

Ueber die Zerstörung der Landschaft und die Beeinträchti-

gung unserer Fliessgewässer sei schon viel gesagt und ge-

schrieben worden. Naturfreunden, Fischern und anderen Erho-

lungssuchenden sei diese nachteilige Entwicklung aus eige-

ner Anschauung bestens bekannt. Ständig würden kleine Bäche

korrigiert oder gar eingedolt, währenddem grössere Fliess-

gewässer mittels Blockwürfen, Blocksätzen oder gar Beton-

mauern gegen Hochwasserereignisse abgesichert würden, die

laut Statistik in Zeiträumen zwischen 50 und 100 Jahren

aufträten. Immer noch würden Feuchtgebiete entwässert bzw.

melioriert und kleine Güter- und Forstwege ausgebaut und

asphaltiert, um den heutigen verkehrstechnischen Anforde-

rungen zu genügen. Aus verschiedenen neueren Publikationen

gehe ferner hervor, dass unsere Landschaft weniger durch

spektakuläre Grossprojekte als vielmehr durch die Vielzahl

von kleineren technischen Eingriffen, die Jahr für Jahr

durchgeführt würden, beeinträchtigt werde. Neben Kraftwerk-

bauten und anderen grösseren Vorhaben sei deshalb in Zu-

kunft auch den sogenannten punktuellen Eingriffen volle

Aufmerksamkeit zu schenken.

Die Initianten sind der Ansicht, die Rechtsgrundlagen im

Bereich des quantitativen Gewässerschutzes seien lückenhaft

und teilweise sogar überhaupt nicht vorhanden. Zwar habe

beispielsweise das Bundesgesetz über den Natur- und Heimat-

schutz gewisse Verbesserungen gebracht, die jedoch eher von

punktueller Bedeutung seien. Ein umfassender Schutz der

noch vorhandenen natürlichen Fliessgewässer und Seen könne
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durch dieses Gesetz so wenig gewährleistet werden wie die

Erhaltung der übrigen Gewässer in einem naturnahen Zustand.

Was das Bundesgesetz über den Schutz der Gewässer gegen

Verunreinigung angehe, so beschlage dieses lediglich den

qualitativen Gewässerschutz. Die Zielsetzungen der Initia-

tive liessen sich mit den geltenden Gewässerschutzvor-

schriften auf keinen Fall verwirklichen. Einzig das Bundes-

gesetz über die Fischerei enthalte Vorschriften, die sich

indirekt auf den quantitativen Gewässerschutz auswirkten.

Allerdings würden diese durch die Interessenabwägung, die

in den meisten Fällen anlässlich der Prüfung von Projekten

durchzuführen wäre, stark relativiert. Im weiteren zeige

der Entscheid des Bundesgerichts in Sachen Ilanz, dass das

Fischereigesetz bei bestehenden Anlagen nicht greife, wenn

wohlerworbene Rechte einer Erhöhung der Mindestabflussmenge

im Wege stünden.

Etwas günstiger stelle sich die Situation im verfassungs-

rechtlichen Bereich dar, weise doch die Bundesverfassung

verschiedene Bestimmungen auf, die einen verstärkten Schutz

von Gewässerökosystemen erlaubten. Gleichwohl bestünden

aber auch in der Bundesverfassung noch erhebliche Lücken/-

selbst Artikel 24 ls BV biete für verschiedene Forderun-

gen noch keine ausreichende Grundlage. So liesse sich ins-

besondere die umfassende Unterschutzstellung der letzten

natürlichen Gewässer aus verfassungsrechtlichen Gründen

kaum realisieren. Das gleiche gelte in bezug auf die Ziel-

setzung von Absatz 2 der Initiative, der die grundsätzliche

Erhaltung der naturnahen Gewässer postuliere. Die Initian-

ten kommen aufgrund dieser Ueberlegungen zum Schluss, die

ungünstige Entwicklung könne nur aufgehalten werden, wenn

die bestehenden Lücken sowohl auf Verfassungs- als auch auf

Gesetzesstufe so rasch als möglich geschlossen und unwirk-

same Vorschriften verschärft würden.

Nach Auffassung der Initianten hat die Einreichung einer

Volksinitiative in der Form eines ausgearbeiteten Entwurfs

schliesslich den Vorteil, dass bestimmte Fristen eingehal-

ten werden müssen. Durch die Lancierung einer Volksinitia-
tive solle den gesetzgebenden Behörden nicht nur aufgezeigt
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werden, welchen Forderungen aus der Sicht des Umweltschut-

zes eine zentrale Bedeutung zukomme; Bundesrat, und Parla-

ment sollten gleichzeitig auch veranlasst werden, ihre all-

fälligen Gegenvorschläge auf Verfassungs-, und Gesetzesstufe

innert nützlicher Frist vorzulegen. Zusätzliche Bedeutung

erlange dieses Argument mit Blick auf den Umstand, dass die

in Vorbereitung befindliche Gesetzgebung über den quantita-

tiven Gewässerschutz noch grössere Zeiträume beanspruchen

werde - mit der Verabschiedung eines entsprechenden Erlas-

ses durch die beiden Räte könne man im günstigsten Fall im

Jahr 1989 rechnen.

14 Beurteilung der Initiative

141 Grundsätzliche Bemerkungen

Wir teilen die Auffassung der Initianten, dass die Gewässer

umfassend, d.h. nicht nur in qualitativer, sondern auch in

quantitativer Hinsicht, geschützt werden sollten. Die Ziel-

richtung der Initiative erachten wir denn auch grundsätz-

lich als richtig. Anschliessen können wir uns auch der An-

sicht ,der Initianten, dass die vorhandenen gesetzlichen

Grundlagen nicht ausreichen, um die Gewässer umfassend zu

schützen. Nicht teilen können wir hingegen die Meinung,

dass auch auf Verfassungsstufe noch erhebliche Lücken be-

stünden. Der am 7. Dezember 1975 von Volk und Ständen mit

grosser Mehrheit angenommene neue Verfassungsartikel
bis

24 enthält nach unserem Dafürhalten die Grundlagen,

die zur Erhaltung der Wasservorkommen und insbesondere zur

Sicherung ausreichender Restwassermengen erforderlich sind.
bis

Im Unterschied zur Initiative verlangt Artikel 24 BV

eine Abwägung der verschiedenen, an einem Gewässer beste-

henden (und vielfach gegensätzlichen) Interessen. Dadurch,

dass er dem Bund zu einem grossen Teil lediglich eine

Grundsatzgesetzgebungskompetenz verschafft, belässt er

auch dies im Unterschied zur Initiative - den Kantonen eine

eigene Rechtsetzungsbefugnis und einen weiten Gestaltungs-

spielraum. Demgegenüber räumt die Initiative den Interessen

des Gewässerschutzes bewusst den Vorrang ein und berück-
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sichtigt damit, andere wichtige Interessen an den Gewässern,

namentlich dasjenige der Wassernutzung, zu wenig. Die Ini-

tiative kann deshalb teilweise kaum als realistisch einge-

stuft werden.

142 Harmonie der Verfassungsbestimmungen

Mit der Annahme der Initiative würde ein neuer Artikel

24octies in die Bundesverfassung eingefügt. Der geltende

Artikel 24 1S BV (Wasserwirtschaftsartikel) bliebe hinge-

gen in seiner gegenwärtigen Fassung bestehen. Die bisheri-

gen Ausführungen lassen bereits erkennen, dass die neuen

Bestimmungen den Artikel 24 BV zwar teilweise ergän-

zen, ihm teilweise aber auch widersprechen würden. Die Ini-

tiative regelt indessen das Verhältnis zwischen den Arti-

keln 24bis und 24octies BV nicht. Dies ist einer der

wesentlichsten Mängel der Initiative, der bei der Erarbei-

tung der Ausführungsgesetzgebung zwangsläufig zu kaum lös-

baren Auslegungsproblemen führen würde. Schliesslich : ist

darauf hinzuweisen, dass solche Widersprüche den heutigen

Bestrebungen zur Harmonisierung der Verfassungs-bestimmungen

entgegenlaufen.

Eine grundsätzliche Unvereinbarkeit zwischen Artikel

24 1S BV und dem neuen Artikel 24octies BV besteht vor-

ab darin, dass letzterer den mengenmässigen Gewässersohutz

umfassend, und abschliessend regeln will, währenddem Artikel

24 BV dem Bund in diesem Bereich (mit Ausnahme der

Restwasserbestimmungen) lediglich eine Grundsatzgesetzge-

bungskompetenz verschafft und den Kantonen auf diese Weise

eine eigene Rechtsetzungsbefugnis und einen weiten Gestal-

tungsspielraum belässt.

Weiter ergibt sich aus Absatz 7 der Initiative - für die

Abgeltung entschädigungspflichtiger Eigentumsbeschränkungen

errichtet der Bund einen Fonds, den die Besitzer von Was-

serkraftwerken zu speisen haben - ein Widerspruch zu Arti-

kel 24 ls Absatz 3 BV, wonach die Erhebung von Abgaben
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für die Wasserbenutzung den Kantonen oder den nach der kan-

tonalen Gesetzgebung Berechtigten zusteht.

Ferner haben wir bereits darauf hingewiesen, dass die Ini-

tiative den Interessen des Gewässerschutzes den Vorrang

einräumt und deshalb (im unterschied zu Art. 24 BV)

die übrigen Bereiche der Wasserwirtschaft zu wenig berück-

sichtigt. Auch dadurch ergäben sich aber Widersprüche zur

bestehenden Verfassungsgrundlage.

143 Stellungnahme im einzelnen

Mit dieser Botschaft wird Ihnen gleichzeitig ein Entwurf

zur Revision des Gewässerschutzgesetzes unterbreitet, der

die Ausführungsgesetzgebung zu Artikel 24 ls BV beinhal-

tet. Dieser Entwurf stellt einen indirekten Gegenentwurf

zur Volksinitiative "zur Rettung unserer Gewässer" dar; wir

erachten es deshalb als zweckmässig, zu den einzelnen Punk-

ten der Initiative im Rahmen unserer Ausführungen zum Revi-

sionsentwurf Stellung zu nehmen (Ziff. 313).

2 Die vorgeschlagene Revision des Gewässerschutzge-

setzes im allgemeinen

21 Ausgangslage und kritische Würdigung

Mit der Annahme des Verfassungsartikels 24quai~er BV im

Jahr 1953 hat der Bund vor rund 30 Jahren den Auftrag er-

halten, Vorschriften zum Schutz der Gewässer gegen Verun-

reinigung zu erlassen. Die Zielsetzung des darauf abge-

stützten Gewässerschutzgesetzes vom 16. März 1955 und vor

allem diejenige der revidierten Fassung vom 8. Oktober 1971

bestand in der Folge hauptsächlich darin, im ganzen Land

die Abwassersanierung zu verwirklichen. Es darf durchaus zu

Recht festgestellt werden, dass dieses Ziel in der Zwi-

schenzeit weitgehend erreicht worden ist. Sehr förderlich

ausgewirkt haben sich dabei die in den letzten 20 Jahren

vom Bund geleisteten und gegenüber dem ersten Gewässer-
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Schutzgesetz massiv erhöhten Beitrage an die Erstellung der

für den Vollzug der Abwassersanierung notwendigen Infra-

struktur. Dies hat dazu geführt, dass heute die Abwässer

von über 80 Prozent der schweizerischen Bevölkerung gerei-

nigt werden.

Ebenso hat sich die Verordnung vom 8. Dezember 1975 über

Abwassereinleitungen (SR 814.225.21), die unter anderem

Qualitätsziele für Oberflächengewässer enthält, als .Voll-

zugsinstrument gut bewährt. Vor allem in den grossen

Fliessgewässern hat sich die Wasserqualität bis zu den (in

dieser Verordnung geforderten Werten verbessert. Demgegen-

über weisen manche kleine Fliessgewässer und vor allem auch

Seen (infolge der Belastung mit Phosphor) immer noch :einen

unbefriedigenden Zustand auf. Das Grundwasser wird :durch

Nitratausschwemmungen a.us landwirtschaftlichen Böden und

teilweise auch durch Pflanzenbehandlungsmittel belastet.

Der Wirkungsgrad vieler Kläranlagen leidet unter dem; Ein-

fluss von Verdünnungswasser. Weitergehende Reinigungsstufen

und eine verbesserte Schlammbehandlung erfordern neue An-

strengungen. Im ländlichen Raum sind möglichst einfache und

kostenmässig günstige, aber doch genügend wirksame Lösungen

des Abwasserproblems zu treffen.

Obschon es auf dem Gebiet des qualitativen Gewässerschutzes

noch etliche Probleme zu lösen gibt, darf mit Genugtuung

das bis heute Erreichte anerkannt werden. Angesichts des

erfreulichen Resultats in diesem Teilbereich fällt die heu-

tige, aus ökologischer Sicht nachteilige Situation auf dem

Gebiet des Restwassers um so deutlicher auf. Wir stehen

wiederum am Anfang einer langen Sanierungsphase. Aehnlich,

aber im Hinblick auf die: Sanierungsmöglichkeiten ' noch

schwieriger, präsentiert sich die Situation bei den tech-

nischen Eingriffen, in deren Folge viele Gewässer ihre na-

türliche oder naturnahe Art verloren haben. Obschon auch

hier die Einsicht, dass es nötig ist, eine rücksichtsvolle,

der Natur angepasste Technik anzuwenden, sowie auch der

Wille dazu erfreulich gewachsen sind, stellen doch die

zahlreichen Eingriffe in unser Gewässersystem eine schwere

Hypothek dar. Sie nicht zu vergrössern, sondern bei jeder
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sich bietenden Gelegenheit abzubauen und zu mildern, muss

das erklärte Ziel zukünftigen Handelns sein.

22 Die Vorgeschichte des Revisionsentwurfs

221 Der neue Verfassungsauftrag und seine Bedeutung

221.1

Für das geltende Gewässerschutzgesetz vom 8. Oktober 1971

besteht, wie erwähnt wurde, eine Verfassungsgrundlage be-

reits seit dem 6. Dezember 1953 (ursprünglich Art.

24<*uater BV).

Als Folge einer Motion von Ständerat Rohner haben Volk und

Stände am 7. Dezember 1975 einem neuen Verfassungsartikel

(Art. 24bls BV) zugestimmt, der für das gesamte Gebiet

der Wasserwirtschaft eine umfassende und einheitliche

Grundlage schafft.

Artikel 24°is der Bundesverfassung lautet wie folgt:

Izur haushälterischen Nutzung und zum Schutz der
Wasservorkommen sowie zur Abwehr schädigender Ein-
wirkungen des Wassers stellt der Bund in Berück-
sichtigung der gesamten Wasserwirtschaft auf dem
Wege der Gesetzgebung im Gesamtinteresse liegende
Grundsätze auf über:
a. die Erhaltung und Erschliessung der Wasservor-

kommen, insbesondere für die Versorgung mit
Trinkwasser, sowie die 'Anreicherung von Grund-
wasser;

b. die Benutzung der Gewässer zur Energieerzeugung
und für Kühlzwecke;

c. die Regulierung von Wasserständen und Abflüssen
ober- und unterirdischer Gewässer, Wasserablei-
tungen ausserhalb des natürlichen Abflusses, Be-
wässerungen und Entwässerungen sowie weitere
Eingriffe in den Wasserkreislauf.

2Zum gleichen Zweck erlässt der Bund Bestimmungen
über :
a. den Schutz der ober- und unterirdischen Gewässer

gegen Verunreinigung und die Sicherung angemes-
sener Restwassermengen;

b. die Wasserbaupolizei, Inbegriffen Gewässerkor-
rektionen und Sicherheit der Stauanlagen;
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c. Eingriffe zur Beeinflussung der Niederschläge;
d. Beschaffung und Auswertung hydrologischer Unter-

lagen;
e. das Recht des Bundes, für seine Verkehrsbetriebe

die Benutzung von Wasservorkommen gegen Entrich-
tung der Abgaben und gegen angemessenen Ersatz
der Nachteile zu beanspruchen.

^Die Verfügung über die Wasservorkommen und die
Erhebung von Abgaben für die Wasserbenutzung stehen
unter Vorbehalt privater Rechte den Kantonen oder
den nach der kantonalen Gesetzgebung Berechtigten
zu. Die Kantone setzen die Abgaben in den Schranken
der Bundesgesetzgebung fest.

^Betrifft die Erteilung oder Ausübung von Rechten
an Wasservorkommen das internationale Verhältnis,
so entscheidet unter Beizug der beteiligten Kantone
der Bund. Das gleiche gilt im interkantonalen Ver-
hältnis, wenn sich die beteiligten Kantone nicht
einigen können. Im internationalen Verhältnis be-
stimmt der Bund die Abgaben nach Anhören der betei-
ligten Kantone.

5Der Vollzug der Bundesvorschriften obliegt, den
Kantonen, soweit das Gesetz ihn nicht dem Bund vor-
behält.

6ßei der Ausübung seiner Kompetenzen beachtet der
Bund die Bedürfnisse und wahrt die Entwicklungsmög-
lichkeiten der Wasserherkunftsgebiete' und der be-
treffenden Kantone.

Im Zusammenhang mit dem vorliegenden Entwurf sind folgende

Konsequenzen hervorzuheben:

- Das geltende Gewässerschutzgesetz vom 8. Oktober 1971

findet seine verfassungsmässige Grundlage neu in Artikel

24bis .Absatz 2 Buchstabe a erster Halbsatz BV.

h i C
- Nach Artikel 24 Absatz 2 Buchstabe a zweiter Halb-

satz BV wird der Bund verpflichtet, Bestimmungen über die

Sicherung angemessener Restwassermengen zu erlassen.

- Nach Artikel 24 ls Absatz l Buchstabe a BV hat der Bund

Grundsätze über die Erhaltung und Erschliessung der Was-

servorkommen, insbesondere für die Versorgung mit Trink-

wasser sowie die Anreicherung von Grundwasser, aufzustel-

len.

An dieser Stelle ist darauf hinzuweisen, dass Artikel

24 1 BV nicht in einem einzigen Erlass ausgeführt wird.
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Gegenwärtig sind es drei Bundesgesetze, denen er als Grund-

lage dient:

- Bundesgesetz vom 22. Juni 1877 über die Wasserbaupolizei

(WBPG; SR 721.10),

- Bundesgesetz vom 22. Dezember 1916 über die- Nutzbarma-

chung der Wasserkräfte (WRG; SR 721.80),

- Bundesgesetz vom 8. Oktober 1971 über den Schutz der Ge-

wässer gegen Verunreinigung (GSchG; SR 814.20).

Nach dem Inkrafttreten von Artikel 24 1 BV waren zwar

Versuche unternommen worden, seiner Idee entsprechend ein

Konzept für ein einziges Gesetz auszuarbeiten, das die vom

Bund zu wahrenden Gegenstände auf dem Gebiet der Wasser-

wirtschaft zusammengefasst hätte. Es zeigte sich jedoch,

dass es schwierig wäre, ein derart umfassendes Gesetz zu

erlassen, ohne in die sich seit Jahrzehnten bewährten

Strukturen der Kompetenzaufteilung zwischen Bund und Kanto-

nen grundlegend einzugreifen. Aus diesem Grunde wurde die

Gesetzgebungsmaterie aufgeteilt und je eine Revision des

WRG und des GSchG an die Hand genommen (vgl. Ziff. 222 und

Botschaft vom 12. Nov. 1984 betr. Aenderung des WRG, Ziff.

Ili; BB1 1984 III 1443). Aufgrund des vorliegenden Entwur-

fes (Art. 75 Ziff. 3) und von Vorhaben im Zusammenhang mit

der Aufgabenteilung Bund - Kantone, zweites Paket, sowie

mit dem Entwurf eines Subventionsgesetzes steht auch eine

Anpassung des WBPG zur Diskussion, allerdings in wesentlich

geringerem umfang als bei den beiden anderen Erlassen.

221.2

Grundlage für den Erlass bundesgesetzlicher Vorschriften

über Wasserentnahmen zur Lösung des Restwasserproblems bil-

det somit Artikel 24 Absatz 2 Buchstabe a zweiter

Halbsatz BV. Als Grundlage für die Verwirklichung dieses

Ziels dient aber auch Artikel 24 ls Absatz l Buchstabe a

BV, demzufolge der Bund ganz allgemein zum Erlass von

Grundsätzen über die Erhaltung der Wasservorkommen befugt

ist.
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Welchen Inhalts die Vorschriften über die Sicherung ange-

messener Restwassermengen sein sollen, behält die Verfas-

sung grundsätzlich dem Entscheid des Gesetzgebers vor. Der

mögliche Regelungsinhalt, insbesondere das Mass der:erfor-

derlichen Restwassermengen wird jedoch begrenzt bzw. näher

bestimmt durch die Zielsetzungen im Ingress zu Absatz l

(von Art. 24 1 BV) , den Begriff "angemessene Restwasser-

mengen" in Absatz 2 Buchstabe a sowie durch die in Absatz 6

statuierte Pflicht zur Wahrung der Entwicklungsmöglichkei-

ten der Wasserherkunftsgebiete. Bei diesen Einschränkungen

handelt es sich vorwiegend um unbestimmte Rechtsbegriffe,

die durch den Gesetzgeber sinnvoll konkretisiert .; werden

müssen.

Der Ingress zu Absatz l bringt zum Ausdruck, dass bei der

Festlegung von Restwasserbestimmungen alle drei erwähnten

Zielsetzungen berücksichtigt werden müssen. Dies bedeutet,

dass möglichst allen Zielsetzungen Rechnung zu tragen und

dort, wo diese einander entgegengesetzt sind, vom Gesetzge-

ber eine Interessenabwägung vorzunehmen ist. Restwasservor-

schriften dürfen also .nicht ausschliesslich auf den Schutz

der Wasservorkommen abgestimmt sein> die Interessen der

Nutzung sind gleichermassen zu berücksichtigen. Restwasser-

vorschriften müssen zudem im Gesamtinteresse liegen, dürfen

also auch weitere wichtige öffentliche Interessen wie zum

Beispiel den Natur- und Heimatschutz, aber auch volkswirt-

schaftliche Interessen nicht ausser acht lassen.

Die Vorschriften haben aber auch die Entwicklungsmöglich-

keiten der Wasserherkunftsgebiete zu wahren (Abs. 6). Dies

bedeutet zweierlei: Einerseits ist das finanzpolitische Be-

dürfnis insbesondere von Berggemeinden im Hinblick auf die

Einnahme von Wasserzinsen zu berücksichtigen, anderseits

müssen ebenfalls die vitalen Interessen der Wasserher-

kunftsgebiete an einer intakten Landschaft einbezogeh wer-

den, die insbesondere für die touristische Entwicklung von

Berggemeinden von grosser Bedeutung sind.

Würdigt man nun gesamthaft die aufgezählten Faktoren, die

den Inhalt von bundesrechtlichen Restwasserbestimmungen be-
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grenzen, so wird ein zentraler Gedanke erkennbar, von dem

sich der Verfassungsgeber leiten liess: Bei der Festlegung

von Restwasserbestimmungen darf weder den Nutz- noch den

Schutzinteressen eine absolute Priorität zukommen oder um-

gekehrt, keines der Interessen darf gänzlich übergangen,

also quasi auf Null reduziert werden.

221.3

Im weiteren verpflichtet der neue Verfassungsartikel

24 1 den Bund, Grundsätze über di'

vorkommen zu erlassen (Abs. l Est. a

24 den Bund, Grundsätze über die Erhaltung der Wasser-

Der Schlussbericht der eidgenössischen Studienkommission

"Aufgabenteilung Bund/Kantone im Bereich der Wasserwirt-

schaft" (Bericht Geiger) äussert sich dazu wie folgt

(S. 61, Ziff. 82 I, Zitate 1. und 3. Abschnitt letzter

Satz):

"Der mengenmässige Gewässerschutz (Erhaltung der
Wasservorkommen) umfasst alle Massnahmen mit dem
Ziel, die Gewässer in ihrer derzeitigen Grosse und
Menge zu erhalten oder gar zu mehren. Die Grosse
und Menge bemisst sich nach verschiedenen Parame-
tern wie Oberflächenausdehnung, Reliefinhalt, Ufer-
länge, Spiegelschwankungen, Infiltrationsvermögen,
Durchlässigkeiten usw. Der mengenmässige Gewässer-
schutz strebt einen naturnahen Wasserhaushalt an
und ist mit den Anliegen des Landschaftsschutzes
verknüpft".

"...Nachteile in mengenmässiger Hinsicht für ober-
und unterirdische Gewässer können sich beispiels-
weise bei Fluss- und Bachverbauungen, Seeregulie-
rungen, Versiegelung von Böden beim Siedlungsbau,
Meliorationen, Materialaufschüttungen in und an Ge-
wässern, Bauten im Grundwasser, Wasserentnahmen,
Energienutzungen usw. ergeben".

Artikel 24 s BV räumt dem Bund keine allgemeine Gesetz-

gebungskompetenz auf dem Gebiet des Natur- und Heimatschut-

zes ein. Nach den Ausführungen der bundesrätlichen Bot-

schaft über eine Verfassungsrevision für das , Gebiet der

Wasserwirtschaft vom 13. September 1972 (BB1 1972 II

1165-1967) soll der Bund allerdings dann, wenn er in den

vom Verfassungsartikel genannten Bereichen Vorschriften
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aufstellt, auch die Interessen des Natur- und Heimatschut-

zes wahren. Die in Artikel 24
sexies BV grundsätzlich

festgelegte Kompetenz der Kantone auf dem Gebiet des Natur-

und Heimatschutzes steht dem nicht entgegen. Dies um so we-

niger, als Artikel 24
sexies Absatz 2 BV den Bund ver-

pflichtet, bei der Erfüllung seiner Aufgaben, zu denen auch

die Gesetzgebung gehört, den Natur- und Heimatschutz zu be-

achten.

222 Arbeiten von vier Kommissionen

Das Eidgenössische Departement des Innern und das Eidgenös-

sische Verkehrsund Energiewirtschaftsdepartement hatten be-

reits im Jahre 1978 eine Studienkommission "Aufgabenteilung

Bund/Kantone im Bereich der Wasserwirtschaft" eingesetzt.

Diese unter der Leitung von Herrn Regierungsrat W. Geiger,

St.Gallen, stehende Kommission befürwortete im bereits er-

wähnten Bericht vom April 1980 eine gesetzliche Regelung

aller Gewässerschutzaspekte im Rahmen eines revidierten Ge-

wässerschutzgesetzes.

In der Folge veröffentlichte eine bundesinterne, von Herrn

Nationalrat E. Akeret präsidierte interdépartementale Ar-

beitsgruppe "Restwasser" im August 1982 ihren Schlussbe-

richt. Dieser Bericht enthält wesentliche materielle Ele-

mente zur gesetzlichen Regelung des Restwasserproblems.

Bereits Ende 1981 hatte das Eidgenössische Verkehrs- und

Energiewirtschaftsdepartement eine Expertenkommission unter

dem Vorsitz von Herrn Ständerat Jagmetti zur Vorbereitung

einer Revision des Bundesgesetzes über die Nutzbarmachung

der Wasserkräfte (WRG) eingesetzt. Bei ihrer Arbeit ging

diese Kommission davon aus, dass die Bestimmungen über den

quantitativen Gewässerschutz, insbesondere über die Siehe-,

rung angemessener Restwassermengen, im ebenfalls zu revi-

dierenden Gewässerschutzgesetz einzugliedern seien, und

verzichtete deshalb auf die Behandlung dieses Bereichs.
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Am 10. Dezember 1982 setzte das Eidgenössische Departement

des Innern eine ausserparlamentarische Kommission zur Vor-

bereitung einer Revision des Gewässerschutzgesetzes ein und

erteilte ihr folgenden Auftrag:

"Das Gewässerschutzgesetz ist mit Bestimmungen über
den quantitativen Gewässerschutz, insbesondere mit
solchen über die Sicherung angemessener Restwasser-
mengen zu ergänzen. Zudem sind Bestimmungen aufzu-
nehmen über die Beschaffung hydrologischer Unterla-
gen, die für den Vollzug des Gesetzes erforderlich
sind. Es ist weiter zu prüfen, in welchem Mass As-
pekte der Wasserversorgung einzubeziehen sind.
Schliesslich sind die bestehenden Bestimmungen über
den qualitativen Gewässerschutz - namentlich hin-
sichtlich der Differenzierung der Gewässerschutz-
massnahmen und der Bundesbeiträge - neuen Gegeben-
heiten anzupassen".

Diese Kommission, die von Herrn Ständerat Jean-François

Aubert präsidiert wurde, setzte sich aus vier Regierungsrä-

ten verschiedener Kantone (VS, TI, SG, Jü), zwei Vorstehern

kantonaler Gewässerschutzämter (LO, GR), einem Professor

der ETH Zürich, zwei Direktoren von Bundesämtern (Umwelt-

schutz und Wasserwirtschaft) sowie zwei Vertretern von Um-

weltschutzorganisationen zusammen.

Die Kommission (Kommission Aubert) nahm ihre Arbeiten am

24. Februar 1983 auf und arbeitete in zehn Sitzungen einen

Entwurf zur Revision des Gewässerschutzgesetzes aus. Die

Koordination mit der Tätigkeit der Kommission zur Revision

des WRG wurde durch den gegenseitigen Austausch von Unter-

lagen sichergestellt.

223 Die Ergebnisse des Vernehmlassungsverfahrens

In der Zeit vom 30. Oktober 1984 bis zum 30. September 1985

führte das Eidgenössische Departement des Innern ein Ver-

nehmlassungsverf ahren über den Entwurf vom November 1984

zur Revision des Bundesgesetzes über den Schutz der Gewäs-

ser durch. Am 20. August 1986 nahm der Bundesrat vom Ergeb-

nis des Vernehmlassungsverfahrens Kenntnis und stimmte des-

sen Veröffentlichung zu. Ende August 1986 wurde ein ent-

sprechender Bericht des Eidgenössischen Departements des
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Innern ^veröffentlicht, so dass wir uns im folgenden auf ei-

ne kurze Zusammenfassung beschränken können:

Der im Entwurf enthaltene Grundsatz, wonach die Gewässer

nicht nur sauber, sondern auch mit genügend Wasser dotiert

und als wertvolles Element der Kulturlandschaft ganzheit-

lich behandelt werden sollen, wurde allgemein anerkannt.

Insbesondere blieb die Notwendigkeit einer raschen Regelung

der Restwasserfrage praktisch unbestritten.

Die Adressaten der Vernehmlassung waren mehrheitlich der

Auffassung, der Entwurf sei geeignet, den Verfassungsauf-

trag zu erfüllen. Mehrheitlich wurde auch die Meinung ge-

äussert, der Entwurf nehme eine ausgewogene Aufgabenteilung

zwischen Bund und Kantonen vor und enthalte ein ausreichen-

des Instrumentarium zum Vollzug. Indessen fand eine Reihe

von Vernehmlassern, bei der Ermittlung des Gesamtinteresses

seien die Interessen des Gewässerschutzes zu stark ,gewich-

tet worden; mit Bezug auf das Restwasser wurden zudem re-

gionalpolitische Bedenken geä'ussert. Andere, insbesondere

die Initianten der Volksinitiative "zur Rettung unserer Ge-

wässer", bezeichneten den Entwurf als ungenügend.

Die grundsätzliche Weiterführung des bisherigen Konzepts

des qualitativen Gewässerschutzes wurde nicht in Frage ge-

stellt. Hinsichtlich der Problematik des Gewässerschutzes

in der Landwirtschaft verlangten indessen viele Vernehmlas-

ser konkretere Vorschriften, beispielsweise über den Ein-

satz von Düngemitteln und die Schaffung ausreichender La-

gerungsmöglichkeiten für Gülle und Mistwässer aus der, Nutz-

tierhaltung (Güllengruben).

Die vorgebrachten Aenderungswünsche betrafen häufig die

gleichen Bestimmungen, zielten aber je nach Standpunkt in

unterschiedliche Richtungen. So wurden , die vorgesehenen

neuen Bestimmungen über den quantitativen Gewässerschutz,

je nach den vertretenen Interessen, einerseits als zu weit-

gehend und nicht genügend flexibel und anderseits als zu

wenig streng bezeichnet. Insgesamt war aber doch festzu-

stellen, dass die im Entwurf vorgesehene zweistufige Lösung
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(vgl. Ziff. 312.3 Est. d) von einer Mehrheit der Adressaten

grundsätzlich befürwortet wurde. Allerdings stand diese Zu-

stimmung teilweise unter dem Vorbehalt, dass es im Rahmen

der Ueberarbeitung gelingen werde, diese doch eher starre

Lösung noch besser dem Einzelfall anzupassen.

Unterschiedliche Auffassungen gab es auch bezüglich der

Uebergangsbestimmung für die Sanierung bestehender Wasser-

entnahmen. Auf der einen Seite wurde die Meinung vertreten,

diese Bestimmung gehe zu weit: die Sanierungspflicht sei

auf diejenigen Fälle zu beschränken, in denen überwiegende

öffentliche Interessen eine Sanierung erforderten. Auf der

anderen Seite wurde eingewendet, sie sei völlig ungenügend;

notwendig sei vielmehr eine Bestimmung im Sinn von Absatz 7

der Volksinitiative "zur Rettung unserer Gewässer" (Schmä-
ter

lerung wohlerworbener Rechte nach Massgabe von Art. 22

BV, Errichtung eines von den Besitzern von Wasserkraftwer-

ken zu speisenden Fonds zur Abgeltung entschädigungspflich-

tiger Eigentumsbeschränkungen).

In bezug auf die Bundesbeiträge an Gewässerschutzanlagen

fand der vorgesehene stufenweise Abbau mit einer Entlastung

des Bundeshaushalts um jährlich 50 Millionen Franken weit-

gehend Zustimmung, wenn auch verschiedene ländliche Kantone

längere Uebergangsfristen beantragten.

3 Der Revisionsentwurf

31 Grundsätzliches

311 Aufbau des Entwurfs

Gewässerschutz ist ein Teilbereich des Umweltschutzes. Des-

halb liegt es nahe, im Entwurf zur Revision des Gewässer-

schutzgesetzes einen Aufbau zu wählen, der weitgehend dem-

jenigen des Umweltschutzgesetzes entspricht. Dies gilt vor-

ab für das eigentliche materielle Recht, das sich wie im

Umweltschutzgesetz ausschliesslich in einem zweiten : Titel

befindet. Aber auch hinsichtlich der Allgemeinen Bestimmun-
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gen (erster Titel) und der Vollzugs-, Straf- und Schlussbe-

stimmungen hat das Umweltschutzgesetz als Richtschnur ge-

dient. Im Sinn der Vereinheitlichung sind einzelne (vqr al-

lem Vollzugs-) Bestimmungen nahezu gleichlautend übernommen

worden (z.B. Art. 50 Information und Beratung). Auch ist

versucht worden, die Terminologie des Umweltschutzgesetzes

soweit als möglich zu übernehmen. So fallen etwa sämtliche

Beeinträchtigungen der Gewässer unter den umfassenden Be-

griff 'nachteilige Einwirkungen1.

Kernstück des vorliegenden Entwurfs ist der zweite Titel

"Verhinderung und Behebung nachteiliger Einwirkungen1. Das

gesamte materielle Gewässerschutzrecht wird unter diesem

Titel in drei Kapitel eingeteilt.

Im ersten Kapitel (Reinhaltung der Gewässer) ist praktisch

das heute geltende Gewässerschutzrecht des Bundes vollstän-

dig wiederzufinden. Neben einigen materiellen Aenderungen

hat der bestehende Text vor allem in redaktioneller Hin-

sicht eine Anpassung an eine modernere Gesetzessprache er-

fahren und ist zudem teilweise erheblich gestrafft worden.

Im zweiten und dritten Kapitel befinden sich die aufgrund

des neuen Artikels 24 BV erforderlichen Bestimmungen

über die Sicherung angemessener Restwassermengen (zweites

Kapitel) und über die Verhinderung anderer nachteiliger

Einwirkungen auf die Gewässer (drittes Kapitel), wobei das

dritte Kapitel neben dem Aspekt der Erhaltung der Wasser-

vorkommen teilweise auch solche des gütemässigen Gewässer-

schutzes enthält (z.B. Art. 40: Spülung und Entleerung von

Stauräumen, 41: Treibgut bei Stauanlagen und 44: Ausbeutung

von Kies, Sand und anderem Material). Dies ist letztlich

auch einer der Gründe, weshalb sich eine strenge Zweitei-

lung zwischen gute- und mengenmässigen Gewässerschutzbe-

stimmungen im unterbreiteten Entwurf kaum verwirklichen

lässt.

Obwohl der Umfang der zu regelnden Materie grösser geworden

ist, hat sich die Zahl der Gesetzesdelegationen an den Bun-

desrat im Vergleich zum geltenden Gewässerschutzgesetz eher
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verringert. Die meisten der noch vorhandenen Delegationen

befinden sich im Kapitel 'Reinhaltung der Gewässer1. Dies

ist damit zu begründen, dass die Verfassung, den Bund auf

diesem Gebiet verpflichtet, Bestimmungen zu erlassen, die

über blosse Grundsätze hinausgehen.

Ein Blick auf das bestehende umfassende Ausführungsrecht

zum geltenden Gewässerschutzgesetz belegt auf eindrückliche

Weise, dass es im Bereich "Reinhaltung der Gewässer" un-

denkbar wäre, sämtliche zu regelnde Sachverhalte bereits

auf Gesetzesstufe zu erfassen. Als Beispiel mag hier Arti-

kel 9 des Entwurfs dienen, der dem Bundesrat unter anderem

die Kompetenz verschafft, Vorschriften über die Anforderun-

gen an Einleitungen in Gewässer zu erlassen (Verordnung vom

8. Dez. 1975 über Abwassereinleitungen). Im weiteren han-

delt es sich bei den in Frage stehenden Gesetzesdelegatio-

nen an den Bundesrat nicht um eigentliche Blankodelegatio-

nen, wird doch die Kompetenz des Bundesrates bereits durch

den in Artikel l formulierten Zweck und die jeweiligen de-

legierenden Bestimmungen eingeschränkt.

312 Die materielle Tragweite des Entwurfs

312.1 Allgemeines

Bereits der Titel des Revisionsentwurfs weist auf die bei

weitem wichtigste materielle Aenderung hin. Im Gegensatz

zum geltenden Recht, das die Gewässer lediglich gegen Ver-

unreinigung schützt, hat das neue Gesetz einen umfassenden

Schutz der Gewässer zum Gegenstand: zur Erhaltung einer gu-

ten Wasserqualität in den ober- und unterirdischen Gewäs-

sern kommt deren mengenmässige Erhaltung hinzu. Bestimmun-

gen über die Sicherung angemessener Restwassermengen sowie

Grundsätze zur Verhinderung anderer nachteiliger Einwirkun-

gen auf Gewässer sind die Mittel, die zu diesem Zweck ein-

gesetzt werden sollen. Andere Gesetze, wie das Natur- und

Heimatschutzgesetz und das Fischereigesetz enthalten be-

reits Teilregelungen, die in diese Richtung gehen. Aller-

dings sind entsprechende Bestimmungen jeweils nur auf die

1085



im betreffenden Gesetz vertretenen Interessen ausgerichtet

und die zu ergreifenden Massnahmen nur allgemein formu-

liert. Deshalb konnte es in der Vergangenheit vorkqmmen,

dass bei der Verwirklichung von Massnahmen oder Projekten

einzelne Interessen nach Artikel l des Entwurfs nur ungenü-

gend wahrgenommen und die Einwirkungen auf die Gewässer

nicht immer nach ihrem , Zusammenwirken beurteilt wurden.

Trotz einiger in letzter Zeit ergangener Bundesgerichtsur-

teile, die im Sinn eines .umfassenden Gewässerschutzes, lie-

gen, kommt es weiterhin vor, dass einseitig orientierte

Entscheide getroffen werden; Beispielsweise sind - das

Restwasser betreffend - mehrere Fälle bekannt, in denen

zwischen 1982 und 1985 Konzessionen für Wasserkraftwerke

erteilt wurden, die keine Restwasserauflagen enthielten. In

einigen dieser Fälle waren Beschwerden eingereicht und die

Entscheide in der Folge korrigiert worden. Mit der vorge-

schlagenen Regelung sollen nun in jedem Fall ausgewogene

Lösungen gewährleistet werden.

312.2 Reinhaltung der Gewässer

Die bisherige Art, Gewässerreinhaltung zu betreiben, er-

fährt durch den Revisionsvorschlag keine grundsätzliche

Aenderung. Die neuen Bestimmungen unterscheiden sich von

den bisherigen vor allem dadurch, dass neben den bewährten

Instrumenten und Massnahmen weitere dazukommen, so dass im

Rahmen einer zielorientierten Arbeitsweise eine grössere

Zahl von wirksamen Mitteln auf einem breiteren Anwendungs-

gebiet eingesetzt werden kann und soll. So wird beispiels-

weise der differenzierte Gewässerschutz mehr noch als bis-

her zu einem entscheidenden Stichwort. Dies bedeutet für

abgelegene kleine Abwasserquellen im ländlichen Raum die

Möglichkeit, weniger weit gehende Massnahmen zu treffen.

Unter dem Vorbehalt der dafür geeigneten Verhältnisse ent-

hält deshalb der Entwurf die Verpflichtung, unverschmutztes

Abwasser statt abzuleiten versickern zu lassen. Für die

Schwerpunkte der Gewässerbelastung bedeutet differenzierter

Gewässerschutz aber auch die Aufforderung, mehr zu tun, als

es im Normalfall Pflicht ist. Deshalb verstärkt oder
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schafft der Entwurf neue Vorschriften für Massnahmen, die

in den Seen selbst ergriffen werden müssen, bezüglich der

Rücksicht, welche die Landwirtschaft auf die Anliegen des

Gewässerschutzes nehmen muss, und auch für die Trennung von

verschmutztem und unverschmutztem Abwasser. Obschon die

Kompetenz zum Erlass von Vorschriften über gewässerschädi-

gende Stoffe praktisch unverändert übernommen worden ist,

erhält diese Art des präventiven Gewässerschutzes wegen der

nun sowohl auf das Gewässer- wie auf das ümweltschutzgesetz

abgestützten Verordnung vom 9. Juni 1986 über umweltgefähr-

dende Stoffe (SR 814.013) eine verstärkte Bedeutung.

312.3 Sicherung angemessener Restwassermengen

Die Lösung des Restwasserproblems muss drei wesentliche

Tatsachen berücksichtigen:

- Die Vielfalt der Verhältnisse bei den Gewässern,

- der in der Verfassung umschriebene Auftrag zu einer im

Gesamtinteresse liegenden Lösung und

- die Tatsache, dass die meisten Wasserentnahmen schon be-

stehen und durch Wassernutzungsrechte geschützt sind.

Zur Erfüllung des umschriebenen Verfassungsauftrags zur Re-

gelung der Restwasserproblematik sind verschiedene Lösungen

denkbar :

a. Die Fliessgewässer werden je nach ihrer Schutzwürdigkeit

in Klassen eingeteilt. Für jede Klasse werden bestimmte

Schutzmassnahmen in etwa folgender Weise vorgesehen:

- Besonders schutzwürdige Gewässer, aus denen kein Was-

ser entnommen werden darf,

- Schutzwürdige Gewässer, aus denen höchstens 50 Prozent

ihrer Wasserführung entnommen werden darf,

- Wenig schützenswerte Gewässer, aus denen bis zu 90

Prozent ihrer Wasserführung entnommen werden darf.

Diese oder eine ähnliche Lösung bietet den Vorteil, dass

Restwassermengen bei allen Fliessgewässern auf einfache

Weise festgelegt werden können. Hingegen führt sie zu
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Pauschalurteilen über den Wert eines Fliessgewässers.

Gerade dies hatte die bisherige Gewässerschutzpolitik

immer vermeiden wollen. Diese ging vielmehr davon aus,

dass jedem Gewässer grundsätzlich der gleiche Schutz zu-

kommen soll. Reicht er im Einzelfall nicht aus, muss er

verschärft werden. Zudem wäre eine ökologische Bewertung

aller schweizerischen Fliessgewässer mit einer Gesamt-

länge von etwa 42'000 km sehr aufwendig und im Hinblick

auf die vielen schwierigen Ermessensentscheide schwer

durchführbar. Problematisch wäre auch die Beurteilung

von Fliessgewässern, die durch verschiedene Nutzungen

bereits beeinträchtigt sind.

b. Ausgehend von seiner bisherigen Gewässerschutzpolitik

versucht der Bund, Restwasserauflagen festzulegen, die

generell für alle Fliessgewässer gelten sollen. Dadurch

kann ein umfassender mengenmässige.r Schutz der Fliessge-

wässer erreicht werden. Diese Lösung vermag indessen dem

Einzelfall nicht gerecht zu werden; mit Rücksicht auf

die Interessen der Gewässernutzung muss vielmehr in Kauf

genommen werden, dass ein Schutz nicht bei allen Fliess-

gewässern in vollem umfang durchgesetzt werden kann. Das

Postulat der Angemessenheit der Restwassermengen würde

auf diesem wenig differenzierten Weg kaum erfüllt.

c. Da, wie eben dargelegt wurde, die Festlegung angemesse-

ner Restwassermengen einer sorgfältigen Beurteilung der

einzelnen Wasserentnahme und ihrer Folgen bedarf,, be-

schränkt sich der Bund darauf, die Kantone anzuweisen,

wie sie bei dieser Beurteilung vorgehen müssen. Die

Restwassermengen wären dabei ausschliesslich aufgrund

einer Interessenabwägung festzulegen, welche die Voll-

zugsbehörde vornimmt. Diese Lösung - sie entspricht

weitgehend der heutigen Praxis - berücksichtigt jedoch

in der Regel ideelle und monetär nur schwer erfassbare

Anliegen ungenügend. Zudem ist denkbar, dass, je nach

der Gewichtung der verschiedenen Interessen, auf die An-

ordnung von Restwasserauflagen gänzlich verzichtet wird.

Mit einer derart ausgestalteten Regelung, die vorwiegend

auf das kantonale Ermessen abstellt, würde der umfassen-
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de Verfassungsauftrag des Bundes, auf dem Weg der Ge-

setzgebung für die Sicherung angemessener Restwassermen-

gen zu sorgen, nicht erfüllt.

d. Als weitere Regelungsmöglichkeit bietet sich eine Ver-

bindung der beiden letztgenannten Lösungen an. Der Bund

legt vorerst konkrete Mindestrestwassermengen fest, die

grundsätzlich in allen Gewässern vorhanden sein müssen.

Diese Mindestmengen, die sich an Beobachtungen in der

Natur orientieren, stellen gewissermassen das Existenz-

minimum für die Wasserlebewelt, dar. Sie genügen indes

dem verfassungsrechtlichen Kriterium der "Angemessen-

heit" noch nicht. Aufgrund einer Interessenabwägung der

Vollzugsbehörden wird deshalb die Mindestmenge im Ein-

zelfall erhöht. Gegenstand dieser Abwägung kann damit

immer nur eine die Mindestmenge übersteigende Restwas-

sermenge sein.

Diese Lösung sichert den notwendigen Einfluss des Bundes

bei der Bestimmung der Restwassermengen und räumt zu-

gleich den Kantonen einen erheblichen Ermessensspielraum

ein.

Damit kann der hier in Frage stehende Verfassungsauftrag

erfüllt werden, ohne dass die Gewässerhoheit der Kantone

wesentlich geschmälert wird. Die vorgelegten Bestimmun-

gen über Wasserentnahmen stützen sich deshalb auf diesen

kombinierten Lösungsvorschlag.

Es ist in diesem Zusammenhang darauf hinzuweisen, dass

auch die Vorschriften des Bundes zur Reinhaltung der

Luft und der Gewässer (hinsichtlich Abwassereinleitun-

gen) aus Emissionsvorschriften bestehen, die in jedem

Fall einzuhalten sind, und aus Immissionsvorschriften,

welche den Kantonen als Massstab dienen, um die Emis-

sionsvorschriften im Einzelfall wenn nötig zu verschär-

fen.

Die vorgeschlagenen Restwasservorschriften entsprechen

diesem in der Praxis bewährten zweistufigen Konzept ein-
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schiiesslich der dazugehörigen Aufgabenteilung , zwischen

Bund und Kantonen.,

Erwähnenswert ist auch die anfangs Januar 1986 in Kraft

getretene, Fischereigesetzgebung .Frankreichs. Auch sie

schreibt ein zweistufiges Vorgehen vor, allerdings mit

weniger differenzierten Mindestanforderungen (keine Aus-

nahmen)

Mit Rücksicht auf die grossen finanziellen Konsequenzen,

welche die integrale Durchsetzung der Restwasservorschrif-

ten bei bestehenden Wassernutzungsrechten hätte, muss die

Regelung so ausgestaltet werden, dass sie in erster Linie

für neue Werke sowie für die Erneuerung (bzw. den Heimfall)

bestehender Konzessionen gilt. Dazu ist zu bemerken, dass

in den nächsten 20 Jahren die Erneuerung der Konzession von

über 50 grösseren und zahlreichen kleineren Werken bevor-

steht. Zu berücksichtigen ist auch, dass etwa 50, Projekt-

studien für neue Werke bestehen, zum Teil allerdings schon

älteren Datums. Die vorgesehenen Restwasserbestimmungen

werden somit schon in absehbarer Zeit mindestens teilweise

ihre Wirkung entfalten können, obwohl für die Mehrzahl der

bestehenden Werke die Konzessionen erst nach der Jahrtau-

sendwende auslaufen, werden (vgl. Abb. 1). . ,

Zur Frage der Verminderung der Energieerzeugung infolge

Restwasserauflagen enthält der Bericht Akeret vom August

1982 (vgl. Ziff. 222) eine Schätzung, die auf Messungen bei

fünf Speicherkraftwerken mit Restwasserauflagen beruht.

Diese Messungen haben ergeben, dass diese Werke ohne Rest-

wasserabgaben im Durchschnitt 4 Prozent mehr Energie hätten

produzieren können. Unter der Annahme, dass dieser Wert

auch dem Durchschnitt aller schweizerischen Speicherkraft-

werke entspricht, ergäbe sich bei der Speicherenergie eine

Verminderung der Produktion um rund 800 GWh/a, gemessen an

der gesamtschweizerischen Produktion von Speicherenergie

von 18 575 GWh/a im Jahre 1980 (l GWh/a = l Giga-Watt-Stun-

de pro Jahr = l Million Kilo-Watt-Stunden pro Jahr) . Der

Schweizerische Wasserwirtschaftsverband bezeichnet diese

Angabe für die Diskussion über die Auswirkungen des Revi-
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sionsentwurfs jedoch als ungeeignet, da sie nicht auf der

Grundlage der im Entwurf vorgeschlagenen Restwasserbestim-

mungen ermittelt worden sei. Der Wert von 800 GWh/a sei zu

tief. Seine eigenen Hochrechnungen hatten aufgrund von An-

gaben aus den Kantonen Graubunden und Tessin sowie von Be-

rechnungen bei einzelnen Werken ergeben, dass bei der An-

wendung von Artikel 31 des Entwurfs (Mindestmengen) in Zu-

kunft, d.h. nach der Sanierung aller Restwasserstrecken,

etwa 1500 GWh/a weniger produziert werden konnten. Hiezu

1 Abbildung 1

Haufigkeitsverteilung der ablaufenden Konzessionen fur
Wasserkraftanlagen iiber 300 kW und mit Jahresspeicher,
Ausgleichsbecken oder Fallhohe grosser als 15 m,

Quelle: Statistik der Wasserkraftanlagen der Schweiz auf 1. Januar 1986

Die Graphik zeigt, dass in den nachsten 20 Oahren die Erneuerung der

Konzessionen von iiber 50 grb'sseren Werken bevorsteht. Im iibrigen ist er-

sichtlich, dass die bestehenden Konzessionen fur den grossten Teil der

Anlagen erst weit im nachsten Jahrhundert ablaufen werden. Entsprechend

wird wegen den im Revisionsentwurf vorgesehenen Auflagen eine Produk-
tionsminderung zum grossten Teil erst dann auftreten.
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ist indessen zu bemerken, dass dieser Wert die bei Kraft-

werken bereits bestehenden Restwasserauflagen nicht in vol-

lem Umfang berücksichtigt. Dazu fehlen sowohl auf Bundes-

ais auch auf kantonaler Ebene in der Regel die erforderli-

chen Daten.

Schliesslich ist darauf hinzuweisen, dass Artikel 33 des

Entwurfs (Erhöhung der Mindestmenge) eine zusätzliche Ver-

minderung der Energieerzeugung zur Folge haben wird. Der

Umstand, dass die Erhöhung der Mindestmenge jeweils vom

Ergebnis einer Interessenabwägung abhängig sein wird, er-

schwert es jedoch, das Ausmass dieser Produktionsminderung

abzuschätzen. Obwohl Artikel 33 die Bedingungen umschreibt,

die bei der Durchführung solcher Interessenabwägungen zu

beachten sind, verbleibt den Vollzugsbehörden doch ein re-

lativ weiter Ermessensspielraum.

312.4 Verhinderung anderer nachteiliger Einwirkungen auf

die Gewässer

Neben den Wasserentnahmen haben auch andere Eingriffe des

Menschen unsere Gewässer zum Teil schwer beeinträchtigt. So

wurden beispielsweise viele Bäche und Flüsse eingedolt, be-

gradigt oder zu hart verbaut, Flachufer von Seen aufge-

schüttet, Grundwasservorkoramen und das Wasserrückhaltever-

mögen des Bodens durch Versiegelung und Entwässerungen

stark verringert. Auf diese Weise verloren die Gewässer

vielfach jene Eigenschaften, die wir von einem natürlichen

Gewässer erwarten: Element einer vielfältigen Landschaft,

Lebensraum für Tiere und Pflanzen, Bindeglied eines umfas-

senden Wasserhaushalts zu sein.

Mit Rücksicht auf die in diesem Bereich beschränkte Gesetz-

gebungskompetenz des Bundes (im Unterschied zu den Restwas-

servorschriften) enthalten die Vorschriften im dritten Ka-

pitel des zweiten Titels des Entwurfs lediglich Grundsätze,

die zur Erhaltung der Gewässer im gesamtschweizerischen In-

teresse erforderlich sind. Sie betreffen nur die wesent-

lichen Eingriffe in die Gewässer und regeln die zu treffen-
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den Schutzraassnahmen nicht im Detail. Demgemäss enthalten

sie häufig unbestimmte Rechtsbegriffe, die durch die kanto-

nalen Vollzugsbehörden im Einzelfall auszufüllen oder gege-

benenfalls im kantonalen Ausführungsrecht näher zu konkre-

tisieren sind. Den Kantonen verbleibt damit eine eigene

Rechtsetzungskompetenz und ein weit grösserer Gestaltungs-

spielraum, als er etwa nach den Bestimmungen über die Rein-

haltung .der Gewässer gegeben ist.

Die Vorschriften dieses Kapitels sollen gewährleisten, dass

künftig nur noch unvermeidbare bauliche Eingriffe vorgenom-

men werden, wie sie insbesondere zum Hochwasserschutz nötig

sind. Es sollen auch jene Massnahmen gefördert werden, die

zur Erhaltung kleiner Wasserkreisläufe beitragen. Statt

fortzufahren, die zu befestigenden Flächen zu versiegeln,

sollen sie vermehrt durchlässig gestaltet werden. Jede auch

noch so kleine Möglichkeit zum Ausgleich von Regenwasser-

spitzen durch Rückhaltemassnahmen hilft mit, die Abfluss-

spitzen zu verkleinern und die baulichen Eingriffe ins Ge-

wässer zu reduzieren.

Wenn ein Gewässer ausgebaut werden muss, soll dies naturnah

und unter Berücksichtigung der umfassenden Interessen des

Gewässerschutzes geschehen. Angesichts der Bedeutung des

Grundwassers für unsere Wasserversorgung ist künftig neben

dem gütemässigen Schutz auch Rücksicht auf die mengenmäs-

sige Erhaltung zu nehmen.

Die Verdeutlichung der im Gesetz enthaltenen Grundsätze zum

Schutz der Gewässer vor baulichen und anderen strukturver-

ändernden Eingriffen ist mit Blick auf die natürliche Viel-

falt der Probleme und Lösungsmöglichkeiten wohl nur mittels

Richtlinien möglich, die am Einzelfall zu konkretisieren

sein werden.

312.5 Bundesbeiträge

Der Entwurf sieht vor, dass der Bund weiterhin Beiträge an

die Erstellung von Gewässerschutzanlagen und -einrichtungen
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leistet. Folgende Aspekte lassen jedoch wesentliche Aende-

rungen gegenüber dem geltenden Recht als unumgänglich er-

scheinen:

- Zunächst haben die seit Jahren anhaltenden finanziellen

Schwierigkeiten des Bundes zu einem steten Bedarfsüber-

hang an Gewässerschutzsubventionen geführt. Es ist somit

notwendig, die rechtlichen Ansprüche der Kantone mit den

tatsächlichen Möglichkeiten des Bundes in Einklang zu

bringen.

- Laut Anschlussprogramm zur linearen Beitragskürzung (BB1

1984 I 1253) hätte auf dem Gebiet des Gewässerschutzes ab

1986 eine Kürzung von 15 Prozent vorgenommen werden sol-

len. Darauf ist indessen im Hinblick auf die hier vorge-

schlagenen gezielten Anpassungen verzichtet worden;, .bis

zu deren Inkrafttreten wird die lineare Beitragskürzung

unverändert weitergeführt.

- Das zweite Paket zur Neuverteilung der Aufgaben zwischen

Bund und Kantonen enthält insbesondere auch Vorschläge
zur Umgestaltung des Subventionsrechts auf dem Gebiet des

Gewässerschutzes. Diese Vorschläge sind zu berücksichti-

gen.

- Der Entwurf zu einem Bundesgesetz über Finanzhilfen und

Abgeltungen (BB1 1987 I 369) enthält Hinweise über die

Ausgestaltung des Subventionsrechts sowie über die Bei-

tragsbemessung. Auch diese Grundsätze sind zu berücksich-

tigen. Dies gilt insbesondere für das Prinzip, dass die

Subventionierung nunmehr aufgrund der Finanzkraft der

Kantone und nicht mehr auch derjenigen der Gemeinden ge-

schieht.

- In der Botschaft zum ümweltschutzgesetz (USG; BB1 1979

III 749) ist ausdrücklich darauf hingewiesen worden, dass

mit der Ueberführung von Artikel 27 Absatz 2 GSchG ins

USG die Subventionsbestimmungen des GSchG für Abfallanla-

gen nicht berührt würden. Trotzdem halten wir es für an-

gebracht, das im USG verankerte Verursacherprinzip bei

der Revision der Subventionsbestimmungen für Abfallanla-

gen auch im GSchG soweit zu beachten, als dadurch die An-

liegen des Gewässerschutzes nicht berührt sind.
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- Den Kantonen werden keine Beiträge an die Kosten für den

Bau und die Einrichtung von Gewässerschutzlaboratorien

mehr ausgerichtet, da die für den Vollzug des Gewässer-

schutzes erforderlichen Infrastrukturen in allen Kantonen

den erforderlichen Stand aufweisen.

- Der Stand des baulichen Gewässerschutzes:

Die finanzstärkeren Kantone haben mit Ausnahme der wei-

tergehenden Gewässerschutzmassnahmen ihre Kanalnetze und

die konventionellen Kläranlagen zum grössten Teil er-

stellt, die übrigen Kantone brauchen dafür noch etwa fünf

bis sieben Jahre. Weitergehende Massnahmen und Sanierun-

gen im ländlichen Raum dürften überall auch nach 1992

noch auszuführen sein.

Die Aenderungen des Subventionsrechts, die sich aus der Be-

rücksichtigung dieser Aspekte ergeben, werden im Kommentar

zu Artikel 61 erläutert.

312.6 Grundlagenbeschaffung

Der Bund soll im Interesse der gesamten Wasserwirtschaft

(Schutz der Gewässer, Nutzung der Gewässer, Schutz vor den

Gewässern) alle hydrologischen Daten erheben, die von ge-

samtschweizerischer Bedeutung sind. Er wertet diese Daten

aus und macht sie in geeigneter Form verfügbar. Die übrigen

hydrologischen Daten, welche die Kantone oder Private erhe-

ben, sollen in einer Weise bearbeitet werden, dass sie ge-

samtschweizerisch vergleichbar sind; der Bund soll hierüber

ergänzende Bestimmungen erlassen.

Soweit es die Erfüllung seiner Aufgaben erlaubt, soll der

Bund ausserdem im Interesse einer rationellen Arbeitsweise

gewisse hydrologische, insbesondere hydrometrische Arbei-

ten, Auswertungen und Zusammenstellungen im Auftrag von

Kantonen oder Privaten gegen Rechnung übernehmen können.

Für den Vollzug des Gewässerschutzgesetzes sind neben hy-

drologischen Unterlagen noch weitere Informationen aus ver-

schiedenen Bereichen notwendig, so zum Beispiel über:
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- den heutigen und zukünftigen Trinkwasserbedarf,

- die tierische und pflanzliche Besiedlung eines Gewässers,

- den Stand der baulichen Abwässersanierung,

- die Wirksamkeit der Gewässerschutzanlagen,

- die Schmutz- und Schadstofffrächten in häuslichen, ge-

werblichen und industriellen Abwässern,

- die Anreicherung von Schadstoffen in Wasserlebewesen und

über

- Stoffe, die nach Art ihrer Verwendung ins Wasser gelan-

gen.

313 Das Verhältnis des Entwurfs zur Volksinitiative

"zur Rettung unserer Gewässer"

313.1 Einleitung

Mit dem vorliegenden Revisionsentwurf zum Gewässerschutzge-

setz haben wir einen indirekten Gegenvorschlag ausgearbei-

tet, der den Forderungen der Verfassungsinitiative soweit

als möglich Rechnung zu tragen sucht. Es ist somit möglich,

die Volksinitiative "zur Rettung unserer Gewässer" im Licht

des Revisionsentwurfs zu beurteilen, ohne dass die für die

Behandlung der Initiative massgebenden Termine überschrit-

ten würden (vgl. Ziff. 113).

Die Initiative bezweckt vorab, die noch verbliebenen natür-

lichen und naturnahen ,Gewässer streng zu schützen und die

stark belasteten Bäche, Flüsse und Seen zu sanieren. Eine

zentrale Forderung der Initiative bildet die Gewährleistung

ausreichender Restwassermengen. Um Kantone und Gemeinden

vor übermässigen Schadenersatzforderungen zu bewahren,, s,ol-

len ausserdem nach dem Willen der Initiative die wohlerwor-

benen Rechte den übrigen Eigentumsrechten gleichgestellt

und ein Abgeltungsfonds errichtet werden.

Per Ihnen unterbreitete * Entwurf ist von den Kantonen, Par-

teien und auch Verbänden im Rahmen des vor zwei Jahren

durchgeführten Vernehmlassungsverfahrens mehrheitlich posi-

tiv aufgenommen worden. Er kann durchaus als Alternative
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zur Initiative bezeichnet werden, auch wenn er nur einem

Teil der im Volksbegehren enthaltenen Anliegen Rechnung

trägt. So verschafft er keinen so umfassenden Schutz der

noch natürlichen Gewässerstrecken wie die Initiative, sta-

tuiert er keine Sanierungspflicht für bereits verbaute Ge-

wässer und geht er auch hinsichtlich der Sanierungspflicht

für bestehende Restwasserstrecken weniger weit als die Ini-

tiative. Die Zielrichtung ist indessen in beiden Vorlagen

weitgehend identisch.

313.2 Stellungnahme zur Initiative

Absätze 1-3: Die Initiative teilt die Gewässer je nach

Schutzwürdigkeit in verschiedene Kategorien ein. Absatz l

beispielsweise befasst sich mit natürlichen Gewässern und

Gewässerabschnitten, die noch weitgehend ursprünglich sind.

Absatz 3 behandelt zwei Kategorien bereits belasteter Ge-

wässer und Gewässerabschnitte, nämlich solche, bei denen

die Wiederherstellung eines naturnahen Zustands aus ökolo-

gischer oder landschaftlicher Sicht gerechtfertigt ist, und

solche, bei denen dies nicht der Fall ist.

Gerade einer solchen Einteilung unserer Fliessgewässer in

verschiedene Kategorien hat sich jedoch die bisherige Ge-

wässerschutzpolitik widersetzt. Sie wollte bewusst keine

Bäche und Flüsse zu Abwasserkanälen degradieren • und andere

dagegen frei von jeder Belastung halten. Grundsätzlich

sollte allen Gewässern der gleiche Schutz zukommen. Es ist

im weiteren darauf hinzuweisen, dass die auf den ersten

Blick einfache Kategorisierung der Bäche bei der Realisie-

rung auf grösste Schwierigkeiten stossen 'würde. Nebst den

aufwendigen ökologischen Vorarbeiten wären viele politische

Ermessensentscheide zu treffen, die je nach Interessenlage

auf den Widerstand verschiedenster Interessenkreise stossen

würden und deshalb kaum innert nützlicher Frist zu einer

Lösung führen könnten. Welche Gemeinde möchte ein nicht sa-

nierungswürdiges Gewässer besitzen, welche gern.solche Ge-

wässer, an denen jede Nutzung verboten ist? Problematisch
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wäre auch die Einteilung von Fliessgewässern, die bereits

durch verschiedene Nutzungen beeinträchtigt sind.

Eine Einteilung der Gewässer in Kategorien - die sich nach

unserem, Dafürhalten auf, die bestehende Verfassungsgrundlage

abstützen liesse - war im übrigen von der Kommission Aubert

eingehend diskutiert und in der Folge aus den dargelegten

Gründen nicht als zweckmässig erachtet worden.

Die Zielrichtung der Absätze 1-3 der Initiative kann hinge-

gen ohne weiteres als richtig bezeichnet werden. Sie ist

denn auch grundsätzlich identisch mit derjenigen des Revi-

sionsentwurfs. Der mit der Initiative angestrebte Schutz

der Gewässer ist allerdings stärker als derjenige, der sich

auf der Grundlage des Revisionsentwurfs erreichen lässt. Es

ist indessen nicht zu verkennen, dass die Initiative nicht

die Interessen der gesamten Wasserwirtschaft berücksich-

tigt. Dies zeigt sich beispielsweise in Absatz l der Ini-

tiative, der einen umfassenden Schutz derjenigen natürli-

chen Gewässer postuliert, die noch weitgehend ursprünglich

sind. Der Revisionsentwurf übernimmt in Artikel 37 zwar

diesen Gedanken, lässt aber Verbauungen und Korrektionen,

die namentlich aus Gründen des Hochwasserschutzes vorgenom-

men werden müssen, ausdrücklich zu.

Absätze 4 und 5: Die Anliegen der Initiative, wonach Ein-

griffe in Gewässer und ihre, Uferbereiche schonend durchzu-

führen und auf das unerlässlich Nötige zu beschränken

(Abs. 4) sowie wasserbaupolizeiliche Eingriffe nur zulässig

seien, wenn der Schutz von Leben und Gesundheit des Men-

schen oder von erheblichen Sachwerten sie zwingend erfor-

derten (Abs. 5), werden im Revisionsentwurf mit den Bestim-

mungen des Kapitels "Verhinderung anderer nachteiliger Ein-

wirkungen auf Gewässer" sowie der in Artikel 75 des Ent-

wurfs vorgesehenen Aenderung des Wasserbaüpolizeigesetzes

berücksichtigt.

Absatz 6: Nach Absatz 6 der Initiative ist bei neuen und

bestehenden Stauhaltungen und Wasserentnahmen dauernd und

auf der ganzen Länge der Fliessstrecke eine ausreichende
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Wasserführung zu gewährleisten. Wir sind der Ansicht, dass

der Revisionsentwurf in bezug auf neue Stauhaltungen und

Wasserentnahmen dieses Anliegen grundsätzlich erfüllt. Ein

unterschied zur Initiative besteht hingegen darin, dass der

Entwurf zur Gewährleistung ausreichender Restwassermengen

ein zweistufiges Verfahren (vgl. Ziff. 312.3 Bst. d) vor-

sieht, das den Kantonen einen erheblichen Gestaltungs- und

Ermessensspielraum belässt und die kantonale Gewässerhoheit

in ihrem Gehalt nicht schmälert. Diese Lösung kann indessen

natürlichen Gewässern und Gewässerstrecken, die noch weit-

gehend ursprünglich sind (Absatz l der Initiative), keine

Vorzugsstellung einräumen. Die Gründe haben wir bereits in

unseren Ausführungen zu den Absätzen 1-3 der Initiative

dargelegt.

Hinsichtlich der Gewährleistung einer ausreichenden Wasser-

führung bei bestehenden Stauhaltungen und Wasserentnahmen

geht der Revisionsentwurf weniger weit als die Initiative.

Der Entwurf sieht eine umfassende Sanierung bestehender

Restwasserstrecken, d.h. ein Anpassen an die für, neue Anla-

gen geltenden Vorschriften, erst für den Zeitpunkt der Kon-

zessionserneuerung vor. Dies liegt im wesentlichen darin

begründet, dass für eine rasche Sanierung aller bestehender

Restwasserstrecken grosse finanzielle Mittel eingesetzt

werden müssten. Es ist in diesem Zusammenhang darauf hinzu-

weisen, dass Artikel 24 ls BV dem Bund keine Möglichkeit

gibt, auf. der Wassernutzung Abgaben zu erheben. Andere

Quellen, die für eine rasche Sanierung im Sinn der Initia-

tive herangezogen werden könnten, sind nicht vorhanden oder

stehen aus Gründen, die in den Bemerkungen zu Absatz 7 der

Initiative erörtert werden, nicht zur Diskussion.

Absatz 7: Bei einer allgemeinen vorzeitigen Sanierung im

Sinn der Initiative würden die Entschädigungsforderungen

der Kraftwerke die finanziellen Möglichkeiten vieler Ge-

meinwesen übersteigen. Diesem auch aus regionalpolitischen

Ueberlegungen schwerwiegenden Nachteil will die Initiative

mit der Errichtung eines Bundesfonds Rechnung tragen. Der

Fonds soll durch die Inhaber der Wasserkraftwerke gespiesen

werden. Damit beurteilt werden kann, ob der geforderte
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Fonds ein taugliches Instrument darstellt, um die Entschä-

digungshürde zu überwinden, wollen wir im folgenden auf ei-

nige Aspekte dieses Instruments eingehen.

Ausgestaltung des Fonds: Das mutmassliche Entschädigungsvo-

lumen hängt sowohl von den Restwasserbestimmungen selbst

als auch vom Sanierungszeitplan ab. Aufgrund der im Revi-

sionsentwurf vorgesehenen Restwasserbestimmungen ist ; nach

Berechnungen des Wasserwirtschaftsverbandes mit einer, Min-

derproduktion an Elektrizität von 1500 GWh/a zu rechnen

(vgl. Ziff. 312.3). Geht man davon aus, dass im wesentli-

chen der entgangene Verkaufserlös für diese Energiemenge,

hochgerechnet auf die durchschnittliche Restkonzessionsdau-

er, entschädigt werden muss, so beliefe sich bei sofortiger

Sanierung die theoretische Entschädigungssumme auf rund 3

Milliarden Franken (Annahmen: Preis pro kWh: 13.5 Rp.!, Ka-

pitalisierung der Jahreseinnahmenverluste über durch-

schnittlich 40 Jahre, Zinssatz 6 %). Die sofortige Sanie-

rung aller Restwasserstrecken wäre nicht realistisch. Die

Initiative lässt den Zeitplan für die Sanierung aber offen.

Geht man von einem pragmatischen Öanieruhgszeitplan aus

(Sanierung bis spätestens nach Ablauf eine's Drittels der

Restlaufzeit der Konzession, Kraftwerke mit zeitlich 'unbe-

schränkter Konzession spätestens nach 30 Jahren), würden

sich die durchschnittlichen jährlichen Entschädigungszah-

lungen nach einer groben Schätzung auf gegen 100 Millionen

Franken belaufen. Die Aeufnung des Fonds erforderte also

beträchtliche Mittel. Die Initianten wollen diese über1 eine

bei den Inhabern der Wasserkraftwerke zu erhebende Abgabe

beschaffen. Diese Finänzierungsvariante wäre an sich verur-

sachergerecht. Demgegenüber käme eine Aeüfnung des Fonds

über allgemeine Finanzmittel im Endeffekt einer Subventio-

nierung des Stromkonsums gleich.

Kritik : Der Vollzug der Fonds-Lösung wäre sehr aufwendig.

Das gilt sowohl für die Bemessung und die Erhebung der Ab-

gabe als auch für die Festlegung der Entschädigungssumme

für die betroffenen Kraftwerke.
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Darüber1 hinaus wirft die vorgeschlagene Finanzierung des

Fonds besondere Probleme auf. -Erstens würden die Mittel für

die Entschädigung bei denjenigen erhoben, denen die Ent-

schädigung zusteht, Das widerspräche vorab dem allgemeinen

Rechtsempfinden, auch wenn dieser stossende Umstand durch

die weitgehende Ueberwälzung der Abgaben auf die Strombezü-

ger etwas gemildert werden könnte. Zweitens würde mit einem

verursachergerecht finanzierten Fonds ein Geldkreislauf

zwischen Kraftwerken und Bund geschaffen, der sich aus Ef-

fizienzgründen kaum rechtfertigen liesse. Vergleicht man

die vorgeschlagene Fonds-Lösung mit der - allerdings hypo-

thetischen - Variante, nach der die Entschädigungspflicht

der Gemeinwesen (durch eine Aenderung der Bundesverfassung)

aufgehoben würde, so zeigt es sich, dass sich die beiden

Varianten in ihrer Auswirkung auf die Blektrizitätswirt-

schaft kaum unterscheiden. Sowohl die Erhebung einer Abgabe

als auch die Aufhebung der Entschädigungspflicht würde zu

einer vergleichbaren Strompreiserhöhung führen.

Damit erweist sich die Strategie der Initiative, das Ent-

schädigungsproblera bei zwingender vorzeitiger Sanierung

über einen Bundesfonds lösen zu wollen, als ineffizienter

und kaum zu rechtfertigender Weg.

Absätze 8 und 9: Wasserkraftwerke und andere Anlagen, wel-

che die Gewässer erheblich belasten, werden voraussichtlich

Gegenstand einer Omwelcverträglichkeitsprüfung nach Artikel

9 des Bundesgesetzes über den Umweltschutz (USG) sein. Ar-

tikel 55 USG räumt 'gesamtschweizerischen Umweltschutzorga-

nisationen ein Beschwerderecht ein gegen Verfügungen über

Planung, Errichtung oder Aenderung von ortsfesten Anlagen,

für die eine Umweltverträglichkeitsprüfung erforderlich

ist. Daneben verschafft auch Artikel 12 des Natur- und Hei-

matschutzgesetzes den gesamtschweizerischen Vereinigungen,

die sich stacutengemäss dem Natur- und Heimatschutz oder

verwandten, rein ideellen Zielen widmen, ein Beschwerde-

recht. Werden gestützt auf diese Grundlagen Beschwerden er-

hoben, kommt den beschwerdeführenden Organisationen ohne

weiteres Parteistellung zu. Eine weitergehende Parteistel-

lung, die es solchen Organisationen sogar erlauben würde,
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selbst ,Sanierungsverfahren einzuleiten, erachten wir weder

als zweckmässig noch als notwendig.

Wir haben bereits darauf hingewiesen, dass es aufgrund des

Revisionsentwurfs - der die Verbesserung des bestehenden

Gewässerzustands auf einem anderen Weg anstrebt - weitaus

weniger Sanierungsfälle geben wird, als dies aufgrund der

Initiative der Fall wäre. Für die eigentlichen Sanierungs-

fälle enthält der Entwurf die notwendigen Vorschriften. Die

Einräumung einer Parteistellung, wie sie die Initiative

versteht, würde im weiteren die zuständigen Behörden (auch

nach Auffassung der Initianten) nicht von der Aufgabe ent-

heben können, Sanierungspläne zu erstellen, in denen die

Fristen für die einzelnen Sanierungsmassnahmen nach Massga-

be der Dringlichkeit festgelegt würden. Das Recht, Sanie-

rungsverfahren bloss einleiten, aber nicht durchführen zu

können, dürfte sich unter diesem Blickwinkel als nutzlos

erweisen.

Nach Absatz 9 der Initiative sollen Einsprachen und Be-

schwerden, die sich gegen nutzungsbedingte Eingriffe in Ge-

wässer richten, aufschiebende Wirkung haben. Die Initiative

will damit verhindern, dass irreversible Eingriffe in die

Natur vorgenommen werden, bevor eine rechtskräftige Bewil-

ligung vorliegt. Dabei wird zu wenig beachtet, dass es Be-

hörden und Gerichten bereits bis anhin unbenommen war, ei-

ner Beschwerde aufschiebende Wirkung zuzuerkennen. Die Er-

fahrung zeigt, dass diese Befugnis gerade in Fällen, in de-

nen die Gefahr irreversibler Eingriffe bestand, meistens

auch wahrgenommen wurde. Bei dieser Sachlage rechtfertigt

es sich unseres Erachtens nicht, die in prozessrechtl'icher

Hinsicht bestehende Kompetenzausscheidung zwischen Bund und

Kantonen zu ändern. Der Revisionsentwurf sieht denn auch

keine Bestimmung vor, die dem Absatz 9 der Initiative ent-

spricht.
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313.3 Zusammenfassung

Der Ihnen unterbreitete Revisionsentwurf verfolgt grund-

sätzlich die gleichen Ziele wie die Initiative. Verschieden

sind hingegen die Mittel, die er zur Erreichung dieser Zie-

le einsetzt. Auch geht er in einigen Belangen teils infolge

fehlender Verfassungsgrundlage, teils aus sachlichen und

politischen Ueberlegungen weniger weit als die Initiative.

Der Revisionsentwurf beruht denn auch bereits auf einer um-

fassenden Abwägung der verschiedenen an einem Gewässer be-

stehenden (und vielfach gegensätzlichen) Interessen; er

stellt somit - im Unterschied zur Initiative - das in der

heutigen Situation politisch Machbare dar. Die Initiative

muss sich demgegenüber den Vorwurf gefallen lassen, sich zu

einseitig an den Schutzinteressen zu orientieren; sie kann

deshalb teilweise kaum als realistisch eingestuft werden.

Der Revisionsentwurf stützt sich auf Artikel 24 BV ab.

Mit Blick auf die bisherigen Ausführungen sind wir denn

auch der Meinung, diese Verfassungsgrundlage genüge durch-

aus zur Erreichung der im Bereich des Gewässerschutzes ge-

setzten Ziele. In diesem Zusammenhang dürfen wir sicher

auch daran erinnern, dass der seinerzeit im Lauf der parla-

mentarischen Beratungen mühsam erarbeitete Kompromiss - der

seinen Niederschlag schliesslich im heute geltenden Artikel

24 1 BV fand - in der Volksabstimmung vom 7. Dezember

1975 mit einem Stimmenverhältnis von 77,5 zu 22,5 Prozent

gutgeheissen worden war.

Aus diesen Gründen beantragen wir Ihnen, die Volksinitiati-

ve "zur Rettung unserer Gewässer", sofern sie nicht zurück-

gezogen werden sollte, Volk und Ständen mit dem Antrag auf

Verwerfung zur Abstimmung zu unterbreiten.
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32 Bemerkungen zu den einzelnen Bestimmungen

321 Allgemeine Bestimmungen

(Erster Titel)

Artikel l Zweck

Der Zweckartikel trägt dem erweiterten Schutzbereich des

Gesetzes Rechnung. Angesprochen ist nicht mehr nur der

Schutz der Gewässer vor Verunreinigung, sondern, der Schutz

vor nachteiligen Einwirkungen in einem ganz allgemeinen und

umfassenden Sinn. Damit werden neben Verunreinigungen auch

Eingriffe wie Wasserableitungen oder strukturelle Verände-

rungen der Gewässer einbezogen. Als Schutzziel ausdrücklich

erwähnt wird neu die Erhaltung natürlicher Lebensräume für

die einheimische Tier- und Pflanzenwelt. Angesichts der

verbesserten Wasserqualität, die keine Korrosionen an Bau-

werken mehr befürchten lässt, braucht im übrigen der Schutz

baulicher Anlagen vor Schädigung nicht mehr aufgeführt zu

werden.

Artikel 2 Geltungsbereich

Wie bis anhin soll der Schutz dieses. Gesetzes die natürli-

chen und künstlichen, die öffentlichen und privaten Gewäs-

ser mit Einschluss der Quellen umfassen. Beim vorgeschlage-

nen Text handelt es sich somit lediglich um eine redaktio-

nelle Vereinfachung von Artikel l des geltenden Gewässer-

schutzgesetzes.

Artikel 3 Sorgfa.ltspflicht

Diese Bestimmung entspricht inhaltlich Artikel 13 des gel-

tenden Gesetzes. Auch sie trägt indessen dem erweiterten

Schutzbereich des Gesetzes Rechnung.

Artikel 4 Begriffe

Artikel 4 enthält die für dieses Gesetz geltenden Begriffs-

bestimmungen:
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Die vielfachen Wechselwirkungen, die in einem oberirdischen

Gewässer zwischen dem Wasser, der Gewässersohle, der Bö-

schung und der vom Gewässer abhängigen Tier- und Pflanzen-

welt bestehen, verlangen eine ganzheitliche Gewässerdefini-

tion. Als Beispiel solcher Zusammenhänge sei der Einfluss

des Schattenwurfs der Böschungsbestockung auf die Wasser-

qualität erwähnt.

Nachteilige Einwirkungen sind neben den Verunreinigungen

beispielsweise Eingriffe in Fliessgewässer im Rahmen von

Bachkorrekturen, Veränderungen von Seeufern als Folge von

Aufschüttungen oder Beeinträchtigungen von Grundwasservor-

kommen durch Stauhaltungen oder Entwässerungen. Viele die-

ser Einwirkungen führen dazu, dass die Gewässer ihre Aufga-

ben als Lebensraum einer vielfältigen Tier- und Pflanzen-

welt, als Element der Landschaft und Erholung oder als

Trinkwasserspeicher nicht mehr zufriedenstellend wahrnehmen

können.

Mit beinahe gleichem Wortlaut wie im Abwasserabgabegesetz

der Bundesrepublik Deutschland wird der Begriff Abwasser

definiert.

Abflussmenge ^-,Ì7: Die natürliche Wasserführung eines

Fliessgewässers schwankt während des Tages. Sie schwankt

infolge der sich jahreszeitlich verändernden Schneeschmelze

und Niederschläge aber auch von Monat zu Monat. Werden die

Mittelwerte von natürlichen Abflüssen eines Gewässers von

Jahr zu Jahr verglichen, können ebenfalls unterschiede

festgestellt werden. Ein nasses und ein trockenes Jahr füh-

ren nicht zu gleichen Mittelwerten. Schliesslich besitzt

jedes Gewässer ein für sein Einzugsgebiet typisches Ab-

flussverhalten. Allgemein kann dabei festgestellt werden,

dass die Wasserführung im Gebirge stärker schwankt als im

Mittelland. Ebenso sind die Schwankungen in kleinen Bächen

bedeutend ausgeprägter als bei grossen Flüssen, da sich bei

diesen die Rückhaltewirkung von Seen auswirkt.

So ist es offensichtlich, dass sich die natürliche Wasser-

führung nicht als Grosse eignet, um in den Restwasservor-

1105



Die Abbildung zeigt die Unterschiede zwischen den Dauerkurven der Ab-

flussmengen bei einem Abflussverhalten, das durch Stauhaltung, Entnahme

oder Zuleitung von Wasser beeinflusst bzw. nicht beeinflusst wird. Zur

Berechnung der Restwassermenge dient die Abflussmenge (Q347 bel wenig

beeinflusstern Abflussverhalten des Gewassers. Liegen keine direkten Mes-

sungen vor, so kann sie mit Hilfe wissenschaftlich ermittelter Abfluss-

mengen pro Flacheneinheit berechnet werden.

schr i f t en verwendet zu werden. Als Bezugsgrosse wi rd des-

halb die Abflussmenge CU47 verwendet . Es handelt sich da-

bei urn eine statistische Grosse. Om sie fes tzulegen, ist

von den Tagesmit telwerten des natiirl ichen Abflusses auszu-

gehen. Es wird eine Messperiode von zehn Jahren betrachtet,

und die gemessenen Abflussmengen (Tagesmit te lwer te) werden

nach der Hauf igke i t ihres Auf t re t ens in einem Diagramm ge-

Abbildung_2

Dauerkurven fur typische Wasserfuhrungen

Dauerkurve der Abflussmengen aus einem
wenig beeinflussten Einzugsgebiet

Dauerkurven der Abflussmengen aus Einzugs-
gebieten, die durch Stauhaltung und Wasser-
ableitung wesentlich beeinflusst sind

Standort der Messstelle bei:

unterhalb der Wasserrlickgabe

zwischen Entnahme und Rlickgabe
(Restwasserstrecke)
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ordnet. Daraus ergibt sich der Wert der "Abflussmenge

Q ", d.h. die an 347 Tagen des Jahres durchschnittlich

erreichte oder überschrittene Abflussmenge.

Durch menschliche Eingriffe, insbesondere durch Stauung,

Entnahme oder Zuleitung von Wasser wird im allgemeinen das

Abflussverhalten eines Fliessgewässers, besonders während

der Hoch- und Niedrigwasserführung, entscheidend verändert.

Diese Beeinflussung wird als unwesentlich angesehen, solan-

ge sie sich im Rahmen der natürlichen Schwankungen der Ab-

flussmenge Q^47 bewegt (vgl. Abb. 2).

Gewässer mit ständiger Wasserführung sind nach diesem Ge-

setz solche, die im Lauf einer zehnjährigen Messperiode

durchschnittlich an mindestens 347 Tagen im Jahr Wasser

führen bzw. an weniger als 18 Tagen trocken sind. Damit ist

gewährleistet, dass auch Gewässer, die in niederschlagsa^r-

men Jahren kaum Wasser führen, noch unter die Restwasserbe-

stimmungen dieses Gesetzes fallen. Diese Aussage wird al-

lerdings dadurch relativiert, dass im Durchschnitt einer

zehnjährigen Messperiode pro Jahr bereits 18 Tage ohne Ab-

fluss - d.h. nur 5 Prozent der Zeit - genügen, um ein Ge-

wässer als nichtständiges vom Geltungsbereich der Restwas-

serbestimmungen auszunehmen.

Es ist weiter zwischen der Restwassermenge und, der Dotier-

wassermenge zu unterscheiden: Die Restwasserführung umfasst

die Dotierwassermenge, allfällige Ueberlaufwasser und alle

Zuflüsse im Einzugsgebiet des Gewässers zwischen der Was-

serentnahme und der Wasserrückgabestelle, abzüglich der un-

terirdischen Abflüsse. Die Dotierwassermenge hingegen be-

grenzt die zulässige Entnahmemenge und bildet die wichtig-

ste Massnahme zur Gewährleistung einer angemessenen Rest-

wassermenge (vgl. Abb. 3).
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Abbildung 3

Entnahme zur Energiegewinnung aus einem Fliessgewasser

Wasserfassung oder Sperrstelle ,
(Entnahme)

Maschinenhaus (Wasserrlickgabe)

Messstelle ( • Bezugspunkt)

Zufliessend.e Wassermenge

Entnommene Wassermenge , :

Ueberlaufwassermenge (bei Hochwasser)

Die Abbildung zeigt den Unterschied zwischen Restwasser und Dotierwas-

ser. Als Dotierwasser wird diejem'ge Wassermenge bezeichnet, die bei der

Wasserfassung standig ungenutzt weiterfliesst. Restwasser hingegen ist

die an beliebiger Stelle eines Flusses unterhalb der Wasserfassung ge-

messene Abflussmenge. Auch das Wasser von Zufliissen zwischen Fassung und

RiJckgabe gehort dazu. !

322 Verhinderung und Behebung nachteiliger Einwirkungen

( Z w e i t e r Ti te l )

322.1 Reinhaltung der Gewasser

Das Kapitel iiber die Reinhal tung der Gewasser ubern immt den

grossten Teil der Best immungen aus dem zweiten Abschnitt

des geltenden Gewasserschutzgesetzes. In wichtigen Teilbe-

reichen, wie Beseit igung von nicht verschmutz tem Abwasser,

Gewasserschutz in der Landwir t schaf t und gewasserinterne
Massnahmen, sind diese Bestimmungen erganzt worden.
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Artikel 6 Grundsatz

Im unterschied zum geltenden Gesetz wird neben, dem Ablagern

auch das Ausbringen von Stoffen ausserhalb der Gewässer ge-

regelt, Das Ausbringen von Stoffen (wie Dünger) muss dann

unterbleiben, wenn dadurch die konkrete Gefahr einer Verun-

reinigung von Gewässern geschaffen würde. Eine konkrete Ge-

fahr liegt dann vor, wenn nach dem gewöhnlichen Lauf der

:Dinge eine Verunreinigung der Gewässer mit grosser Wahr-

scheinlichkeit früher oder später, beispielsweise durch Ab-

schwemmen oder Versickern von Gülle, Mistwässern, Silosäf-

ten usw., eintreten wird. In diesem Zusammenhang ist aller-

dings darauf hinzuweisen, dass eine gewässerschützerisch

und pflanzenbaulich einwandfreie Verwertung solcher Hofdün-

ger nicht als Versickerang im Sinn von Artikel 6 Absatz l

gilt. Die mit dem Regen früher oder später in den Boden

eindringenden Düngstoffe werden in diesen Fällen nämlich

von den Pflanzenwurzeln aufgenommen oder durch die Boden-,

teilchen gebunden.

Artikel 7 Abwasserbeseitigung

Nach Artikel 7 werden künftig die Versickerungen in den Un-

tergrund den Einleitungen in ein Oberflächengewässer

gleichgestellt. Beide Arten der Entsorgung sind untersagt,

wenn mit einer Verunreinigung des Gewässers gerechnet wer-

den muss. Beide Arten der Entsorgung können jedoch bewil-

ligt werden, wenn'das Abwasser behandelt worden ist.

Die Gleichstellung von Einleitungen und Versickerungen er-

fordert, dass die Kantone für beide Arten der Abwasserbe-

seitigung über Kriterien verfügen, die es ihnen erlauben,

über die Zulässigkeit einer Einleitung oder Versickerung zu

entscheiden. Schon bisher hat die Verordnung über Abwasser-

einleitungen vom 8. Dezember 1975 solche Kriterien - aller-

dings nur für Einleitungen - festgehalten. Diese Verordnung

enthält zudem bereits heute Qualitätskriterien für Oberflä-

chengewässer. Die neue gesetzliche Grundlage gestattet es,

sie mit Qualitätskriterien für das Grundwasser zu ergänzen.

Dabei soll es sich um Kriterien handeln, die sich an der
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gewünschten Nutzung des Grundwassers orientieren. Daraus

lassen sich dann im Einzelfall die Anforderungen an Ver-

sickerungen ableiten (vgl. die Bemerkungen zu Art. 9).

Als nicht verschmutzt (Abs. 2 ) darf nur solches Abwasser

bezeichnet werden, das - im Gegensatz zu verschmutztem Ab-

wasser - nicht geeignet ist, das Gewässer, in welches es

durch Einleitung oder Versickerung gelangt, zu verunreini-

gen. Es hängt somit vom Zustand dieses Gewässers und vom

Ort des Einbringens ab, ob Abwasser als unverschmutzt gel-

ten darf oder ob es als verschmutztes Abwasser vor ' einer

Einleitung oder Versickerung behandelt werden muss. Dies

kann beispielsweise bei Niederschlagswasser zur Folge ha-

ben, dass der erste Schwall eines Gewitterregens, der auf

stark frequentierte Verkehrsflächen niedergeht - und diese

dabei gewissermassen reinigt -, vor einer Einleitung oder

Versickerung in ein Gewässer gereinigt werden muss

(Abs. 1), währenddem die restlichen Teile dieses Nieder-

schlags in der Regel -als unverschmutzt bezeichnet werden

können und somit in den Anwendungsbereich von Absatz 2 fal-

len.

Die bisherigen Ausführungen haben in erster Linie die qua-

litativen Aspekte der Abwasserbeseitigung betroffen. Dass

Artikel 7 aber auch in quantitativer Hinsicht bedeutsam

ist, zeigen die folgenden Bemerkungen.

Die Bautätigkeit in den Siedlungsgebieten führt ebenso wie

der Strassenbau zu einer zunehmenden Versiegelung des Bo-

dens. In der Schweiz haben beispielsweise die Siedlungsflä-

chen von 1942 bis 1967 um rund lOO'OOO, ha bzw. 128 Prozent

zugenommen (Informationsheft des Delegierten für Raumpla-

nung 2/75). Der Nieders:chlag, der auf Siedlungsgebiete und

Strassenflächen fällt, kann nicht mehr im selben Ausmass

wie früher im Untergrund versickern, zumal er häufig mög-

lichst rasch einem Vorfluter zugeführt wird. So hat die Um-

wandlung von Acker- und Wiesland in ein Industriegebiet zur

Folge, dass die Hochwasserspitze für den Abfluss aus diesem

Gebiet auf den mehr als zehnfachen Betrag ansteigt. Die

sich daraus ergebende Verschärfung der Hochwassergefahr , ist
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mit ein Grund für Gewässerverbauungen. Der Versiegelung der

Böden ist deshalb nach Möglichkeit entgegenzuwirken. Mass-

nahmen sind vor allem im Siedlungsgebiet zu treffen. Auf

eine möglichst rasche Ableitung des Meteorwassers ist zu

verzichten. Anzustreben ist eine Versickerung, die die Rei-

nigungswirkung der durchwurzelten Humusschicht ausnützen

kann. Die Befestigung von Parkflächen mit Rasengitterstei-

nen ist nur ein Beispiel, wie dieses Anliegen erfüllt wer-

den kann. Ganz allgemein sollte die Rückgewinnung von Ver-

sickerungsflachen gezielt gefördert werden.

Eine Möglichkeit, den Abfluss durch Rückhaltemassnahmen

(Absatz 2, dritter Satz) zu verzögern, bieten - ausser der

Versickerung - Flachdächer und Parkplätze, bei denen ein

kurzzeitiger Rückstau in Kauf genommen wird.

In grösserem Rahmen sollen auch regulierte Seen für den

Rückhalt von Meteorwasser aus Siedlungsgebieten verwendet

werden. Dem gleichen Zweck dienen zudem künstlich angelegte

Rückhaltebecken und Ueberflutungsräume, die gleichzeitig

als Biotope gestaltet werden können. Ein Beispiel eines

derartigen, heute in Ausführung begriffenen Vorhabens in

grossem Rahmen ist im benachbarten Ausland zu finden. So

werden zwischen Basel und Strassburg bewirtschaftete Rück-

halteräume und Polder für etwa 250 Millionen m Rheinwas-

ser geschaffen, um dadurch einen Teil der Rückhaltewirkung

zurückzugewinnen, die durch menschliche Eingriffe verloren

gegangen ist.

Es ist schliesslich darauf hinzuweisen, dass es 'hier - vor

allem aus Kostengründen - nicht darum geht, bestehende Si-

tuationen zu sanieren. Artikel 7 Absatz 2 kommt somit ledi-

glich bei neuen Anlagen zur Anwendung.

Artikel 8 Sickerwasser aus Abfalldeponien

Normalerweise lässt sich bei verunreinigenden Einleitungen

und Versickerungen ein Verursacher ermitteln, der zu deren

Aufhebung verpflichtet werden kann. Dies ist jedoch bei Ab-

falldeponien, vor allem bei nicht mehr betriebenen und zum
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Teil nicht einmal mehr bekannten Deponien häufig nicht mög-

lich. Die Kantone sollen deshalb nach Absat_z_l verunreini-

gende Einleitungen und Versickerungen unverzüglich beheben,

sobald solche erkannt werden:

Hinter der Massnahme, die Kantone zur Erstellung eines Ka-

tasters ehemaliger Abfalldeponien (Abs. 2) zu verpflichten,

steht die Absicht, auf diesem Gebiet ein für allemal mit

der Vergangenheit ins Reine zu kommen.

Artikel 9 Vorschriften des Bundesrats

In diesem Artikel (sowie in Art. 16) sind die Artikel 22

und 23 des geltenden Gesetzes zusammengefasst und zum Teil

ergänzt worden.

Artikel 9 enthält die Bestimmungen, die insbesondere bei

Einleitungen in die Gewässer bzw. Versickerüngen in den Un-

tergrund zu beachten sind.

Es ist darauf hinzuweisen, dass Artikel 22 des geltenden

Gesetzes dem Bundesrat lediglich die Kompetenz verschafft

hat, Vorschriften über die Beschaffenheit der in die Gewäs-

ser einzuleitenden Abwässer zu erlassen. Tatsächlich ent-

hält aber die Verordnung über Abwassereinleitungen bereits

in ihrer geltenden Fassung Qualitätsziele für Oberflächen-

gewässer bzw. Anforderungen an deren Wasserqualität.

Absatz l holt somit .sozusagen de jure nach, was de facto

bereits geregelt worden ist. Der Bundesrat wird zusätzlich

in die Lage versetzt, Anforderungen an die Qualität des

Grundwassers festzulegen. Dies wird vor allem hinsichtlich

zulässiger Schadstoffkonzentrationen (zum Beispiel Nitrat-

gehalt), aber auch hinsichtlich der physikalischen Beschaf-

fenheit des Grundwassers (z.B. zulässige Wärmeentnahme) von

Bedeutung sein.

Die vorgesehenen Qualitätskriterien für das Grundwasser wei-

sen folgende Struktur auf:
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- Lockergesteins-Grundwasservorkommen sollen in der Regel

ohne Aufbereitung als Trinkwasser verwendet werden können.

- Om Pestgesteins-Grundwasservorkommen als Trinkwasser ver-

wenden zu können, soll eine einfache Aufbereitung genügen

(Flockung, Sedimentation, Filtration, Desinfektion).

- Die Beschaffenheit von Grundwasservorkommen, die für die

Trinkwassernutzung wenig geeignet sind, soll unter Rück-

sichtnahme auf die damit in Verbindung stehenden Oberflä-

chengewässer und die von ihnen abhängige Vegetation fest-

gelegt werden.

Auch mit Absatz 2 Buchstabe a werden auf Verordnungsstufe

bereits bestehende Bestimmungen rechtlich besser abgesi-

chert. Zu diesem Zweck gibt die neue Formulierung dem Bund

nicht mehr nur die Kompetenz, Vorschriften über die Be-

schaffenheit in Form von Konzentrationsbegrenzungen zu er-

lassen; die neue Formulierung umfasst vielmehr auch den

mengenmässigen Begriff der Fracht.

Mit dieser erweiterten Fassung wird nicht etwa eine Neu-

orientierung des Gewässerschutzes vorgenommen. Es geht le-

diglich darum, beispielsweise bei Einleitungen in besonders

empfindliche Gewässer auch Frachtbegrenzungen als Vollzugs-

instrument anzuerkennen. Diese Bestimmung findet auch bei

der Einleitung von Kühlwasser Anwendung.

Absatz 2 Buchstabe b verschafft dem Bundesrat die notwendi-

ge gesetzliche Grundlage, um zu bestimmen, welche Abwässer

man mit Rücksicht auf die Anforderungen an die Wasserquali-

tät versickern lassen darf.

Schliesslich ist in diesem Zusammenhang darauf hinzuweisen,

dass nach Artikel 23 Absatz 2 des geltenden Gewässerschutz-

gesetzes der Bundesrat Herstellung, Anwendung, Einfuhr und

Inverkehrbringen von Stoffen und Erzeugnissen, die nachtei-

lige Wirkungen auf die Gewässer haben können, verbieten

kann. Diese bundesrätliche Kompetenz ergibt sich, im Revi-

sionsentwurf bereits aus Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe c, so

dass eine ausdrückliche Erwähnung des Verbots nicht mehr

notwendig ist. Auf diese Weise wird im übrigen auch eine
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weitere Angleichung an das Umweltschutzgesetz erreicht

(Art. 29, Vorschriften des Bundesrates über umweltgefähr-

dende Stoffe). Dies erscheint vor allem deshalb als zweck-

mässig, weil sich die Verordnung vom 9. Juni 1986 über um-

weltgefährdende Stoffe sowohl auf das Omweltschutzgesetz

wie auf das Gewässerschutzgesetz abstützt.

Artikel 10 Oeffentliche Kanalisationen und zentrale

Abwasserreinigungsanlagen

Absatz 1: Das bewährte Konzept der zentralen Abwasserreini-

gung wird beibehalten. Die Pflicht der Kantone zur Kanali-

sierung wird in, erster Linie auf das Gebiet der durch das

Raumplanungsgesetz definierten Bauzonen bezogen (Bst. a) .

Buchstabe b erfasst ausserhalb von Bauzonen befindliche Ge-

bäudegruppen (z.B. Weiler), die im Zeitpunkt, in dem das

revidierte Gesetz in Kraft tritt, noch nicht abwassertech-

nisch saniert worden sind. Es kann sich dabei nur um Objek-

te handeln, bei denen einerseits ein Anschluss an bestehen-

de oder aufgrund von Buchstabe a neu zu erstellende Kanali-

sationen weder zweckmässig noch zumutbar ist und bei denen

anderseits besondere Arten der Abwasserbeseitigung

(Art. 13) keinen ausreichenden Schutz der Gewässer gewähr-

leisten oder nicht wirtschaftlich sind.

Absatz 3: Die generelle Kanalisationsplanung stellt eine

reine Planungshilfe dar und darf deshalb nicht räumlich

verstanden werden, wie dies in der Vergangenheit mit dem

Ausdruck "GKP" bisweilen der Fall war.

Es ist schliesslich darauf hinzuweisen, dass Artikel 10

keine Auflagen für den Reinigungsgrad der erforderlichen

Anlagen enthält. Soweit es die Vorflutverhältnisse zulas-

sen, sollen deshalb für kleine zentrale Anlagen nach Mass-

gabe des dafür geltenden Stands der Technik einfache Reini-

gungssysteme angewendet werden können. Die Verordnung über

Abwassereinleitungen wird entsprechend zu ergänzen sein

(Art. 11; erleichterte Einleitungsbedingungen).

1114



'Artikel 11 Änschluss- und Abnahmepflicht

Die generelle Anschlusspflicht an die öffentliche Kanalisa-

tion hat sich bewährt und soll deshalb beibehalten werden.

Artikel 12 Sonderfälle im Bereich öffentlicher

Kanalisationen

Absätze l und 2: Industrielles Abwasser, das wegen seiner

Zusammensetzung (Schadstoffe, z.B. Schwermetalle) nicht in

die öffentliche Kanalisation eingeleitet werden kann, muss

vorbehandelt oder auf andere Weise beseitigt werden. Wenn

Abwässer von Betrieben die Einleitungsbedingungen in quali-

tativer Hinsicht erfüllen, quantitativ jedoch die Kapazität

der zentralen Abwasserreinigungsanlage übersteigen, haben

die Betriebe ihre Abwässer in einer eigenen Anlage zu be-

handeln.

Absatz 3 erfasst dasjenige unverschmutzte Abwasser, das un-

ter dem Begriff "Fremdwasser" bekannt ist. Es betrifft Was-

ser, das auch bei Trockenwetter anfällt, beispielsweise

Sicker-, Quell-, Kühl- und ähnliches Wasser. Um verschmutz-

tes Abwasser mit grösstmöglicher Wirkung reinigen zu können

und auch, um den Forderungen des mengenmässigen Gewässer-

schutzes zu entsprechen, darf solches unverschmutztes Ab-

wasser nicht mit verschmutztem vermischt und auf diese Wei-

se einer Kläranlage zugeführt werden. Man muss es vielmehr

am Ort seines Anfalls versickern lassen oder direkt dem

nächsten Vorfluter zuleiten. In der Kanalisation würde es

nur zu unerwünschter Abwasserverdünnung führen. Leider

tritt dieser unerfreuliche Umstand im ganzen Land noch viel

zu oft auf. Einschränkend ist allerdings festzuhalten, dass

es die örtlichen Verhältnisse bisweilen gar nicht erlauben,

eine Trennung der Abwässer im eben beschriebenen Sinn vor-

zunehmen. Die kantonale Behörde muss deshalb in solchen

Fällen die Möglichkeit haben, Ausnahmen zu bewilligen.

Nach Absatz 4 besteht auch für innerhalb der Bauzone gele-

gene landwirtschaftliche Betriebe die Möglichkeit, das

häusliche Abwasser zusammen mit der Gülle aus der Nutztier-
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haltung landwirtschaftlich zu verwerten, wenn die langfri-

stige Sicherung der Hof- und Betriebsfläche mit Umschwung

für die landwirtschaftliche Nutzung angestrebt wird. Die

Hof- und Betriebsfläche ist dabei bis zum Erlass rechts-

kräftiger Landwirtschaftszonen durch Planungszonen oder an-

dere geeignete Massnahmen vorsorglich vor der Ueberbauung

zu schützen. Diese aus der Sicht des Gewässerschutzes vor-

teilhafte Art der Abwasserbeseitigung ist bisher mit weni-

gen Ausnahmen nur Landwirten zugestanden worden, deren Be-

triebe ! ausserhalb des Bereichs öffentlicher Kanalisationen

liegen. Selbstverständlich muss sichergestellt sein, dass

die erforderlichen Voraussetzungen für die Lagerung und

Verwertung der häuslichen Abwässer erfüllt werden.

Unter "erheblichem Rindvieh- oder Schweinebestand" ist eine

echte, im orts- oder regionsüblichen Rahmen betriebene

Rindvieh- oder Schweinehaltung zu verstehen. Zudem muss ei-

ne ausreichende eigene Futterbasis bzw. genügend Pacht- und

Eigenland nachgewiesen sein. Diese Voraussetzungen gewähr-
leisten, dass zwischen der Gülle und dem beigemengten häus-

lichen Abwasser ein ausreichendes 'Mischverhältnis entsteht.

Ein solches Mischverhältnis kann sich in der Regel aber

erst einstellen, wenn Gülle von mindestens 8 Düngergross-

vieheinheiten (Art. 14 Abs. 4) anfällt. Die dabei entste-

hende jährliche Vollgüllenmenge von 300 m pro Jahr soll-

te ausreichen, um die 200 m Abwässer einer durchschnitt-

lichen Haushaltung (etwa sechs Einwohnergleichwerte) aufzu-

nehmen. Das Mischverhältnis von Gülle und Abwasser beträgt

dadurch etwa 1,5:1. In Landwirtschaftsbetrieben, in denen

viel Festmist bereitet wird, kann sich dieses Verhältnis

allerdings zuungunsten der Güllenmenge verschieben, da nur

wenig Harngülle anfällt. Anderseits muss jedoch gerade

Harngülle gut verdünnt werden, damit Stickstoffverluste

oder Schäden an den begüllten Kulturen vermieden 'werden

können. In diesen Fällen kann deshalb (bei gleicher Tier-

zahl) auch ein geringerer Güllenanteil zu einem ausreichen-

den Mischverhältnis führen.
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Die in Absatz 4 genannten Kriterien sollen verhindern, dass

weitere Betriebe, die zumindest teilweise auch als nutz-

tierhaltende Landwirtschaftsbetriebe gelten könnten, von

der Anschlusspflicht befreit werden. Es handelt sich dabei

um:

- alle viehlosen Betriebe,

- Nebenerwerbsbetriebe mit bescheidener Nutztierhaltung,

- Hobbytierhaltungen/

- zweckentfremdete Landwirtschaftsbetriebe,

- Landwirtschaftsbetriebe mit angegliedertem überwiegendem

Gastwirtschaftsbetrieb.

Im übrigen dürfen Nutzflächen, für die Hofdüngerabnahmever-

träge bestehen, bei der Beurteilung, ob die Voraussetzungen

nach Absatz 4 erfüllt sind, nicht berücksichtigt werden.

Absatz 5: Die Bestimmung von Artikel 12 Absatz 4 stellt

sich ausschliesslich in die Dienste der Landwirtschaft: Ihr

Ziel ist die Oeberführung von Bauzonen in die Landwirt-

schaftszone (z.B. Bauernhofzone als spezielle Landwirt-

schaftszone) . Ist diese Ueberführung nicht möglich, weil

sich der Landwirt im Nachhinein gegen die Einweisung seines

Landes in die Landwirtschaftszone wendet oder weil eine

Ueberführung der Betriebsfläche in die Landwirtschaftszone

aus planerischen Gründen nicht gutgeheissen werden kann, so

entfällt die Befreiung von der Anschlusspflicht. Die Ueber-

führung solcher Bauzonen in die Landwirtschaftszone muss

spätestens fünf Jahre nach Erlass der vorsorglichen Hass-

nahmen vollzogen sein. Die Festlegung der Frist von fünf

Jahren erfolgt in Uebereinstimmung mit Artikel 27 Absatz 2

RPG, wonach Planungszonen für längstens fünf Jahre bestimmt

werden.

Artikel 14 Betriebe mit Nutztierhaltung

Absatz 1: Die Gülle aller Schweine und Kühe stellte - würde

sie abgeleitet - mit über 35 Millionen Einwohnergleichwer-

ten eine erheblich grössere Belastung dar als das gesamte

übrige Abwasser. Im Unterschied zu häuslichem oder indu-

striellem Abwasser drängt sie sich aufgrund ihres Düng-
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stoffgehalts für die landwirtschaftliche Verwertung gerade-

zu auf. Zudem ist es trotz jahrelangen Bemühungen nicht ge-

lungen, Gülle unter wirtschaftlich tragbaren Voraussetzun-

gen so zu reinigen, dass sie bedenkenlos in Gewässer einge-

leitet werden könnte.

Zwar enthält die Verordnung über Abwassereinleitungen be-

reits ein Ableitungsverbot und die Verpflichtung zur land-

wirtschaftlichen Verwertung von Gülle und Mist aus der

Tierhaltung. Die grosse Bedeutung dieser Bestimmung für den

schweizerischen Gewässerschutz und gewisse Zweifel an der

Gesetzmässigkeit der erwähnten Verordnungsbestimmung spre-

chen jedoch dafür, diese Materie auf Gesetzesstufe zu re-

geln.

Abwässer von Fischmastbetrieben sind, abgesehen vom Schlamm

der Teich- und Absetzbecken, in der Regel betriebsbedingt

stark verdünnt, so dass sie sich weder zur landwirtschaft-

lichen Verwertung noch zur Einleitung in eine kommunale Ab-

wasserreinigungsanlage eignen. Für diese Betriebe sind die

Gewässerschutzmassnahmen deshalb unter Berücksichtigung der

Betriebs- und Vorfluterverhältnisse von Fall zu Fall fest-

zulegen.

Absatz 2: Praktische Erfahrungen der letzten Jahre haben

gezeigt, dass aus gewässerschützerischen, aber auch pflan-

zenbaulichen Gründen Hofdünger während den besonders kri-

tischen Wintermonaten nicht ausgebracht werden sollten

(vgl. auch die Bemerkungen zu Art. 6).

Mit Absatz 3 wird eine bedeutsame Neuerung eingeführt, in-

dem die pro Hektare und Jahr höchstens zulässige Hofdünger-

menge auf 3 Düngergrossvieheinheiten (DGVE) begrenzt wird

(vgl. Abs. 4). Die von diesen 3 DGVE jährlich anfallenden

250 kg Stickstoff und 45 kg Phosphor reichen aus, um selbst

stark nährstoffbedürftige Kulturen zu düngen (Wiesen zur

intensiven Nutzung, alle Ackerkulturen usw.). Damit soll

die heutzutage lokal und regional feststellbare, teilweise

schwerwiegende üeberdüngung der Böden eingedämmt werden.

Schädliche Folgen durch Nutztierüberstockungen treten nicht
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nur in den Gewässern, sondern auch in den landwirtschaftli-

chen Kulturen auf: Besonders in Natur- und Kunstwiesen ent-

stehen botanische Ungleichgewichte (Verkrautungen) , und

wertvolle Gräser werden verdrängt. Solche Flächen werden in

der Folge zunehmend mit chemischen Hilfsstoffen (Unkraut-

vertilger) behandelt, was neue Gefahren für die Gewässer

schafft; Im In- und Ausland sind denn auch bereits chemi-

sche Verbindungen im Grundwasser nachgewiesen worden, die

vom intensiven Einsatz solcher Mittel in der Landwirtschaft

stammen (vgl. Art. 27).

Das Aufstocken von Nutztierhaltungen beispielsweise mit

Mastschweinen wird in Zukunft von den zur Verfügung stehen-

den Verwertungsflächen abhängig sein. Verfügbar sind dabei

nur noch solche Nutzflächen, die nachweislich mit weniger

als den Abgängen von 3 DGVE gedüngt werden.

Bei der Berechnung des Verhältnisses der verfügbaren Nutz-

fläche zu den vorhandenen DGVE soll die aufgrund der Alp-

sömmerung verminderte Aufenthaltszeit des Viehbestands im

Tal berücksichtigt werden können. Alpflächen dürfen aber

bei der Ermittlung der verfügbaren Nutzfläche nicht einge-

rechnet werden.

Absatz 4: Der Begriff Düngergrossvieheinheit (DGVE) wird

zur Ermittlung der aus einer Nutztierhaltung gesamthaft an-

fallenden gewässerschutzrelevanten Düngstoffmenge in Mist

und Gülle benötigt. Von besonderer Bedeutung sind dabei die

Stickstoff- und Phosphormengen, die jährlich in einer DGVE

anfallen. Die Einführung dieses Begriffs ermöglicht es,

sämtliche Nutztierarten eines Betriebes in die Düngerbilanz

einzubeziehen und zu vergleichen. Andere in der landwirt-

schaftlichen Nutztierhaltung gebräuchliche Vergleichs- oder

Berechnungseinheiten eignen sich nicht dafür (z.B. Gross-

viehplatz). Der Begriff der DGVE ist der Wegleitung vom De-

zember 1979 für den Gewässerschutz in der Landwirtschaft

entnommen und hat sich in der Praxis bewährt: Eine DGVE

entspricht dem Nährstoffanfall einer ausgewachsenen Kuh,

bzw. der Tiere auf sechs Mastschweineplätzen bzw. auf 100

Legehennenplätzen.
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Artikel 15 Kontrolle von Anlagen und Einrichtungen

In letzter Zeit sind in unserem Land schwerwiegende Güllen-

behälterbrüche aufgetreten, die vor allem neue Ueberflurbe-

hälter betrafen. Dabei flössen pro Anlage meist mehrere

hunderttausend Liter Gülle aus. Häufig führten solche Vor-

fälle zu Fischsterben. Ursache dieser Brüche waren fast im-

mer versteckte Mängel bei der Bauausführung. Im übrigen ha-

ben gezielt durchgeführte Ueberprüfungen der Dichtheit von

Güllengruben in vielen Fällen undichte Stellen offengelegt,

die Ursache gewässerverschmutzender Güllenverluste waren.

Grundsätzlich ist der Anlagenbesitzer für den einwandfreien

Betrieb und den Unterhalt solcher Anlagen verantwortlich.

Besonders bei Neuanlagen mit grossem Volumen sind die Be-

sitzer in der Regel jedoch technisch überfordert und über-

blicken die Tücken der Baukonstruktion oder der Bauausfüh-

rung nicht mehr. Es ist deshalb nötig, dass in Zukunft auch

die Güllengruben und -behälter hinsichtlich der baulichen,

technischen und betrieblichen Verhältnisse kontrolliert

werden. Fachlich geboten ist dabei ein Zeitabstand von acht

bis zwölf Jahren.

Artikel 16 Vorschriften des Bundesrats

Artikel 16 übernimmt (zusammen mit Art. 9) die ergänzten

Bestimmungen der Artikel 22 und 23 des geltenden Gesetzes,

wobei Artikel 16 insbesondere diejenigen Bestimmungen ent-

hält, die die Abwasserbehandlung betreffen.

Mit den Buchstaben a und b werden (in der Verordnung, über

Abwassereinleitungen) bereits bestehende Vorschriften auf

Gesetzesstufe besser abgesichert. Angesprochen sind die

Einleitungen in Kanalisationen. Der Ausdruck "Anforderun-

gen" gibt dem Bundesrat die Kompetenz, neben Konzentra-

tions- auch Frachtbegrenzungen vorzuschreiben. Der Bedarf

für solche Regelungen dürfte indes in engen Grenzen blei-

ben. Als Beispiel einer Anwendung bei Produktionsprozessen

ist die Chlorproduktion zu nennen, bei der die zulässige

Quecksilberemission mit Vorteil als Fracht bezogen auf die
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hergestellte Menge Chlor bzw. auf die Produktionskapazität

der Anlage festgelegt wird.

Buchstabe c entspricht materiell der bisherigen Regelung.

Wenn neu statt von "Beschaffenheit" von "Anforderungen" ge-

sprochen wird, so deshalb, weil der neue Ausdruck neben der

chemisch-physikalischen Beschaffenheit auch die biologi-

schen bzw. die hygienischen Anforderungen an den Klär-

schlamm abdeckt. Beispielsweise ändert die zu hohe Keimzahl

eines Schlammes nichts an dessen Beschaffenheit, fällt aber

unter den Begriff "Anforderungen".

Buchstabe d: Die Erfahrung zeigt, dass Empfehlungen des

Bundes über die Kontrolle von Bau und Betrieb von Lageran-

lagen für Gülle, Mist und Silosäfte durch die kantonalen

Gewässerschutzfachstellen in vielen Fällen nicht ausrei-

chen. Der Bundesrat soll daher ermächtigt werden, die An-

forderungen an die Kontrolle solcher Anlagen festzulegen

(vgl. die Bemerkungen zu Art. 15).

Artikel 17 und 18 Abwassertechnische Voraussetzungen

für die Erteilung von Baubewilligungen

Da das Raumplanungsgesetz die Erteilung von Baubewilligun-

gen innerhalb und ausserhalb von Bauzonen regelt, können

die Artikel 17 und 18 des vorliegenden Entwurfs auf rein

abwassertechnische Belange reduziert werden. Diese Bestim-

mungen gelangen i.m übrigen erst dann zur Anwendung, wenn

alle andern Voraussetzungen zur Erteilung der Baubewilli-

gung, insbesondere diejenigen nach Artikel 22 und 24 des

Raumplanungsgesetzes, erfüllt sind.

Die Artikel 19-23 und auch 26 sind aus dem geltenden Gewäs-

serschutzgesetz (Art. 24-26 sowie Art. 29-31) übernommen

worden. Materiell sind keine Aenderungen erfolgt. Hingegen

ist der bestehende Text in redaktioneller Hinsicht an eine

modernere Gesetzessprache angepasst und zudem teilweise ge-

strafft worden.
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Artikel 24 Kavernenspeicher

Seit einigen Jahren sind in der Schweiz Untersuchungen im

Gang, die darüber Aufschluss geben sollen, ob auch in unse-

rem Land die Lagerung von flüssigen Brenn- und Treibstoffen

in künstlichen, unterirdischen Speicherräumen ohne konven-

tionelle Schutzbauwerke möglich sei. Die besondere Art der

Lagerung bedingt, dass solche Kavernenspeicher so tief un-

terhalb des tiefsten Felswasserspiegels angelegt werden,

dass der hydrostatische Druck im Gestein ausserhalb der Ka-

verne zu jeder Zeit des Betriebs grösser ist als der Druck

in der Kaverne selbst. Die Vorteile dieser Lagerungsart im

Vergleich zu den heute üblichen Grosstankanlagen bestehen

hauptsächlich darin, dass sie das Landschaftsbild weniger

beeinträchtigt und gegen Sabotageakte und kriegerische Er-

eignisse besser geschützt werden kann.

Im Jahr 1986 hat das Eidgenössische Departement des Innern

über die Frage, ob Bestimmungen über die Voraussetzungen

zur Erstellung solcher Kavernenspeicher erlassen werden

sollen, bei den Kantonen und den interessierten Organisa-

tionen eine Vernehmlassung durchgeführt. Als Ergebnis die-

ses Verfahrens kann festgestellt werden, dass die Mehrheit

der Kantone und der Verbände die Lagerung wassergefährden-

der Flüssigkeiten in unterirdischen Kavernen ohne Felsab-

dichtung ablehnt. Begründet wird diese Haltung damit, dass

sich die geologischen Verhältnisse in der Schweiz für diese

Art der Lagerung nicht eigneten, dass dabei bedeutende Men-

gen sauberen Wassers systembedingt verschmutzt würden, was

sich mit den Zielsetzungen des Gewässerschutzes kaum ver-

einbaren lasse, dass die Sicherheit der technischen Anlagen

(Pumpen, Stromversorgung) sowie die unverzügliche Entlee-

rung im Notfall (infolge ungenügender Transport- und Lager-

kapazitäten) nicht ausreichend gewährleistet seien. Im wei-

teren wird darauf hingewiesen, dass eine nach den geltenden

Vorschriften konzipierte unterirdische Lagerung (mit Ab-

dichtung und überwachtem Zwischenraum) durchaus möglich sei

und sich damit eine Lagerung in unterirdischen Kavernen-

speichern, bei denen das Lagergut in unmittelbaren Kontakt

mit dem Grundwasser komme, nicht aufdränge. .
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Die in der Vernehmlassung aufgezeigten Nachteile überwiegen

unseres Erachtens die wenigen Vorteile solcher Kavernen-

speicher, vor allem im Vergleich zu unterirdischen Behäl-

tern, die nach konventioneller Bauweise erstellt wurden,

bei weitem. Artikel 24 des Entwurfs bestimmt deshalb, dass

wassergefährdende Flüssigkeiten nicht in unterirdischen Ka-

vernenspeichern gelagert werden dürfen, wenn sie dabei in

unmittelbaren Kontakt mit Grundwasser kommen können. Der

Wortlaut der Bestimmung schliesst demnach Kavernenspeicher,

die auf konventionelle Weise erstellt werden und die gel-

tenden Vorschriften über die Lagerung wassergefährdender

Flüssigkeiten einhalten, nicht aus. Solche Anlagen weisen

die anerkannten Vorteile der unterirdischen Lagerung auf,

ohne die Sicherheit der ober- und unterirdischen Gewässer

zu beeinträchtigen.

Artikel 25 Wassergefährdende Stoffe

Der Ende 1986 geschehene Chemieunfall in Schweizerhalle bei

Basel hat gezeigt, dass für den Umgang mit Stoffen, die bei

Kontakt mit Wasser oder anderen Flüssigkeiten zu wasserge-

fährdenden Flüssigkeiten werden können, Vorschriften not-

wendig sind. Die grosse Anzahl von in Frage kommenden Stof-

fen, möglichen Schadenereignissen und Gefährdungsarten der

Gewässer lässt es jedoch nicht zu, solche Vorschriften auf

ebenso differenzierte Weise auszugestalten wie diejenigen

über flüssige Brenn- und Treibstoffe.

Artikel 27 Bodenbewirtschaftung

Gewässerverschmutzungen entstehen nicht nur infolge unsorg-

fältig oder im üebermass ausgebrachten Düngers. Ebenso

nachteilig wirken sich unsachgemässe Bodenbearbeitungen und

Anbautechniken (Fruchtfolgen) aus. So muss der Stickstoff-

verlust unbewachsener Böden als eine wichtige Ursache der

in den letzten Jahren stark diskutierten und erforschten

Nitratanreicherung im Grundwasser bezeichnet werden. Aus

dem Stickstoffvorrat des Humus wird während der wärmeren

Jahreszeit laufend Stickstoff freigesetzt, der normalerwei-

se von den Pflanzenwurzeln aufgenommen wird. Fehlen jedoch
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die Pflanzen, wäscht der Regen den Stickstoff ins Gruhdwas-:

ser aus.

In letzter Zeit hat sich ausserdem die Vermutung bestätigt,

dass auch der Einsatz bestimmter Pestizidgruppen, besonders

von Unkrautvertilgungsmitteln, das Grundwasser örtlich ver-

unreinigt. Messungen haben ergeben, dass gewisse Wirkstoffe

vom Boden nicht zurückgehalten oder rasch genug abgebaut

werden, so dass sie durch Niederschlagswasser - ähnlich dem

Nitrat - ins Grundwassex gelangen können. Die gesundheitli-

chen Gefahren, die durch das Nitrat und durch Wirkstoffe

aus der Schädlingsbekämpfung für die Konsumenten des Trink-

wassers entstehen können, sind hinlänglich bekannt..

Ein dritter Aspekt, der im Zusammenhang mit der Bodenbe-

wirtschaftung zunehmend an Bedeutung gewinnt, ist die Bo-

denerosion, die als Folge der Bodenverdichtung durch schwe-

re Landmaschinen oder des Brachliegens von Ackerböden auf-

tritt. Die Folgen sind Verunreinigungen von Oberflächenge-

wässern durch die Pestizidreste und Düngerphosphate, die am

abgeschwemmten Humus haften.

Obwohl die Ursachen dieser Gewässerverunreinigungen heute

bekannt sind, ist es schwierig, einfache und erprobte Me-

thoden der chemiefreien Bodenbewirtschaftung und des Pflan-

zenbaus anzubieten, die eine rasche Behebung dieser Ursa-

chen ermöglichen würden. Mit mechanischen Methoden - an-

statt fragwürdige Wirkstoffe einzusetzen - und mit Frucht-

folgen, die Boden und Gewässer schonen, werden heute prak-

tische Erfahrungen gesammelt. Diese zeigen, dass ausgewähl-

te Einsaaten in Teilbrachen (Maisfelder und Rebbau) Stick-

stoffverluste und die Erosion reduzieren, können und auch

den Verzicht auf die chemische Unkrautbekämpfung ermögli-

chen. Durch eine bessere Durchwurzelung werden nicht zu-

letzt auch Bodenverdichtungen verhindert. Es ist in diesem

Zusammenhang schliesslich darauf hinzuweisen, dass sich die

landwirtschaftlichen Betriebsberater im Rahmen lokaler und

regionaler Kurse seit einiger Zeit bemühen, den Landwirten

die Zusammenhänge zwischen der Bodenbewirtschaftung, der
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chemischen Behandlung der Kulturen und der Fruchtfolge zu

erklären.

Diese Bemerkungen lassen erkennen, dass der gegenwärtige

Stand der Technik es noch nicht erlaubt, in diesem wichti-

gen Gewässerschutzbereich griffigere Regeln vorzuschlagen.

Das heute Mögliche soll aber gefördert und weiterentwickelt

werden; in diesem Sinn kommt Artikel 27 richtungweisende

Bedeutung zu.

Artikel 28 Massnahmen am Gewässer

Bei verschiedenen Seen erweisen sich die Massnahmen zur

Verminderung des Eintrags von Phosphaten als zu wenig wirk-

sam. Trotz Abwasserreinigung, trotz Massnahmen in der Land-

wirtschaft und trotz dem Verbot der Waschmittelphosphate

wären der Baldegger-, Sempacher-, Luganer- oder Murtensee

kaum innert nützlicher Frist in den gewünschten Zustand zu-

rückzuführen. Hier braucht es zusätzlich seeinterne Mass-

nahmen. Dazu zählt die Belüftung und die künstliche Durch-

mischung - allenfalls auch die Erhöhung des Durchflusses

sowie die Ableitung des stark belasteten Tiefenwassers.

Die Kantone sollen dafür sorgen, dass solche Massnahmen er-

griffen werden. Wie bei der Abwassersanierung dürften es

aber meist die Gemeinden sein, welche diese Aufgabe

schliesslich unter kantonaler Führung lösen.

322.2 Sicherung angemessener Restwassermengen

Im Hinblick auf die Vielgestaltigkeit natürlicher Gewässer,

aber auch auf die verschiedenen und oftmals gegensätzlichen

Interessen an den Gewässern können die Vorschriften über

angemessene Restwassermengen nur zum Teil als unmittelbar

anwendbare bundesrechtliche Normen ausgestaltet werden

(vgl. Ziff. 312.3 Bst. d) . Aufgrund der Verfassung müssen

sie zudem die gesamte Wasserwirtschaft berücksichtigen. Der

Schutz der Gewässer kann demnach immer nur so gut sein, wie
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es die Berücksichtigung anderer Interessen, wie jene der

Wassernutzung, erlaubt.

Die Restwasserbestimmungen gelten nur für Fliessgewässer

mit ständiger Wasserführung, d.h. für diejenigen Gewässer,

deren Abflussmenge 0^47 grösser als Null ist. Damit sind

Fliessgewässer, die im Durchschnitt einer zehnjährigen

Messperiode während mehr als 18 Tagen im Jahr kein Wasser

führen, von den Restwasserbestimmungen ausgenommen. Dies

erweist sich aus folgenden Ueberlegungen als vertretbar:

Vor allem im Gebirge gibt es viele Bäche, die lediglich in

der Zeit der Schneeschmelze Wasser führen und in der übri-

gen Zeit gefroren sind. Dies deutet bereits darauf hin,

dass es sich hier in der Regel nicht um Fischgewässer, .han-

delt. Im Einzugsgebiet von höher gelegenen und insbesondere

von grossen Stauseen wird zudem das Wasser dieser pache

hauptsächlich dazu verwendet, die Stauseen aufzufüllen, und

zu diesem Zweck oft über weite Distanzen abgeleitet. Da, es

schwierig sein dürfte, andere vernünftige Möglichkeiten zur

Auffüllung der Stauseen zu finden, ist es praktisch unum-

gänglich, Fliessgewässer ohne ständige Wasserführung aus

dem Geltungsbereich der Restwasserbestimmungen auszunehmen,

obwohl auch diese als Lebensraum für Tiere und Pflanzen

nicht ohne Bedeutung sind.

Wenn in tiefer liegenden Regionen Fliessgewässer nicht

ständig Wasser führen, ist dies darauf zurückzuführen, dass

die in ihren Einzugsgebieten anfallenden Niederschläge kaum

zurückgehalten werden und deshalb ziemlich rasch abflies-

sen. Wird in Betracht gezogen, dass Regenereignisse mit

mehr als 3 mm Höhe jährlich nur etwa 50mal vorkommen, liegt

die Schlussfolgerung nahe, dass die nicht ständig Wasser

führenden Gewässer solcher Gebiete meistens weit länger als

18 Tage im Jahr kein Wasser führen. Solche Gewässer liegen

im übrigen - bedingt durch ihre tiefere Lage - kaum in Ein-

zugsgebieten von Stauseen und sind deshalb für eine ent-

sprechende Nutzung wenig interessant. Damit dürften aber

auch die Schutzaspekte von geringerer Bedeutung sein. Es

ist in diesem Zusammenhang schliesslich darauf hinzuweisen,

dass die im Entwurf enthaltene Restwasserregelung auf Ge-
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wässer mit ständiger Wasserführung zugeschnitten ist und

auf der Abflussmenge Q347 basiert. Sie wäre deshalb auf

Gewässer ohne ständige Wasserführung gar nicht anwendbar.

Eine Ausdehnung des Geltungsbereichs der Restwasserbestim-

mungen würde somit weitere Vorschriften bedingen, die sich

indessen im Hinblick darauf, dass -an der Nutzung der in

tiefer liegenden Regionen befindlichen Fliessgewässer ohne

ständige Wasserführung kaum Interessen bestehen, nicht

rechtfertigen liessen.

Der Begriff Hasserentnahme ist für den Geltungsbereich der

Restwasserbestimmungen im eigentlichen Sinn des Wortes zu

verstehen: Es muss dabei Wasser aus einem Gewässer entnom-

men und an einen anderen Ort geleitet werden. Dieser Sach-

verhalt liegt auch vor, wenn eine Entnahmevorrichtung zwar

vorhanden ist, aber nicht ständig benützt wird. Dies ist

beispielsweise dann der Fall, wenn in einer Anlage zur Er-

zeugung von Spitzenenergie Wasser im Stausee zurückgehalten

und nur periodisch in Turbinen genutzt wird. Nicht als Was-

serentnahme soll jedoch die Stauung eines Gewässers bei

reinen Durchlaufanlagen - beispielsweise zur Gewinnung von

Bandenergie - gelten, wenn dabei unterhalb der Staustelle

nur ab und zu für kurze Zeit eine Restwassersituation ent-

steht. Solche Eingriffe in ein Gewässer fallen somit nicht

unter die Restwasserbestimmungen. Sie brauchen jedoch - wie

auch Wasserentnahmen aus Fliessgewässern ohne ständige Was-

serführung - weiterhin eine Bewilligung nach Artikel 24 des

Fischereigesetzes (SR 923.0) .

Artikel 29 Bewilligung

Damit der von der Verfassung geforderte Schutz der Gewässer

seine Wirkung im Vollzug auch tatsächlich entfalten kann,

halten wir eine grundsätzliche Bewilligungspflicht für alle

Wasserentnahmen, die sich im Geltungsbereich der Restwas-

serbestimmungen befinden, für unerlässlich. Ohne eine sol-

che wäre es in den meisten Fällen (mangels geeigneten Ver-

fahrens) gar nicht möglich, die erforderlichen Schutzmass-

nahmen anzuordnen. Ein grosser Teil der ;zu regelnden Was-

serentnahmen wird nun aber bereits vom Bundesgesetz vom
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22. Dezember 1916 über die Nutzbarmachung der Wasserkräfte

(WRG; SR 721.80) erfasst. Es rechtfertigt sich deshalb,

diese Wasserentnahmen von der Bewilligungspflicht des Ge-

wässerschutzgesetzes auszunehmen. Die Anforderungen nach

den Artikeln 30-36 müssen allerdings auch bei den Wasser-

entnahmen zur Wasserkraftnutzung erfüllt sein. Die Bewilli-

gungspflicht des Gewässerschutzgesetzes erstreckt sich so-

mit noch auf alle übrigen Nutzungen des Wassers, beispiels-

weise die Trinkwasserversorgung, Bewässerungen oder Wasser-

entnahmen zu Kühlzwecken.

Grundsätzlich für alle Wasserentnahmen gilt im übrigen,

dass eine Bewilligung dann nicht notwendig ist, wenn ein

Kanton das Wasser selber nutzt. Die Artikel 30-36 des Revi-

sionsentwurfs sind indessen auch in diesen Fällen anzuwen-

den.

Artikel 30 Voraussetzungen der Bewilligung

Für geringfügige Entnahmen aus Fliessgewässern, die zwar

den Gemeingebrauch übersteigen, deren Auswirkungen sich je-

doch noch im Rahmen der natürlichen Schwankungen .der Was-

serführung halten, soll nach Absatz l Buchstabe b eine Be-

willigung erteilt werden können, ohne dass die Anforderun-

gen der Artikel 31-35 geprüft werden müssten. Die Unter-

stellung unter die Bewilligungspflicht soll lediglich ge-

währleisten, dass es sich dabei tatsächlich nur um .gering-

fügige Entnahmen handelt.

Mit Rücksicht auf die Interessen der Trinkwasserversorgung

werden nach Buchstabe c Entnahmen, die nur diesem Zweck

dienen und ein vertretbares Mass nicht übersteigen, ausge-

nommen.

Artikel 31 Mindestmenge

Die Festlegung der Mindestmenge stellt die erste Stufe zur

Sicherung angemessener Restwassermengen, dar. Im Unterschied

zu der nach Artikel 33 erhöhten Restwassermenge muss die

Mindestmenge grundsätzlich bei allen Fliessgewässern mit
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ständiger Wasserführung unterhalb einer Wasserentnahme ein-

gehalten werden; die Vollzugsbehörden verfügen somit, nur

noch bei der Wahl der Mittel über einen Ermessensspielraum.

Die Werte für die Mindestrestwassermengen (Abs. 1) stützen

sich auf Beobachtungen in der Natur und stellen gewisser-

massen das Existenzminimum für die wichtigsten vom Gewässer

abhängigen Lebensgemeinschaften dar. In diesem Sinn bilden

sie eine Alarmgrenze. Würde die Mindestmenge unterschrit-

ten, käme dies praktisch in den meisten Fällen einer Opfe-

rung der biologischen Funktionen des Gewässers gleich. Dies

widerspräche dem Verfassungsauftrag, der keine Zweifel zu-

lässt, dass grundsätzlich Restwasser im Gewässer belassen

werden muss. Die Mindestmenge kann den ökologischen Unter-

schieden einzelner Fliessgewässer jedoch noch nicht umfas-

send Rechnung tragen, obwohl auch sie einen erheblichen

Differenzierungsgrad aufweist. Diese Aufgabe erfüllt Arti-

kel 33 (Erhöhung der Mindestmenge); erst dadurch wird der

nötige Schutz in genügender Weise gewährleistet.

Absatz l

Die Hindestrestwassermengen nach Absatz l stützen sich

hauptsächlich auf die empirische "Formel Matthey" ab. Diese

Formel, die auf Beobachtungen an mehreren (auch hinsicht-

lich der Landschaftstypen) verschiedenartigen Flüssen im

Kanton Waadt basiert, Formel ist zur Bestimmmung minimaler

Restwasserführungen von Fischgewässern entwickelt worden.

Die "Formel Matthey" wird schon seit anfangs der siebziger

Jahre angewandt und ist als verbindliche Regelung in die

Fischereigesetzgebung einiger Kantone aufgenommen worden.

Die Erkenntnisse, die zur Herleitung der Formel führten,

haben im übrigen auch Eingang in die Restwassergesetzgebung

Frankreichs gefunden. Ausgangsgrösse ist diejenige Abfluss-

menge eines Gewässers, die im Laufe des Jahres am häufigs-

ten vorkommt und auf die sich deshalb die Biologie des Ge-

wässers eingestellt hat. Diese häufigste Abflussmenge wird

mit Q30Q bezeichnet. Matthey hat in seiner Formel ausge-

drückt, was er in der Natur beobachtet hatte, nämlich dass

kleine Gewässer verhältnismässig mehr Restwasser brauchen

als grosse.
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Da in den hydrografischen Jahrbiichern nicht die haufigste

Abflussmenge Q300, sondern die Abflussmenge Q347 ange-

geben ist, beziehen sich die Mindestmengen des Entwurfs1 auf

diese Messgrosse (vgl. Abb. 4).

Im weiteren erweisen sich die nach der Formel Matthey er-

mittelten Restwassermengen nur fur mittlere Gewasser als

zutreffend, nicht aber fiir ganz kleine sowie fiir grosse Ge-

wasser. Kleine Gewasser reagieren empfindlicher, grosse Ge-

wasser dagegen weniger empfindlich auf Wasserentnahmen als

mittelgrosse Gewasser. Die in Absatz 1 vorgeschlagenen Min-

destrestwassermengen tragen diesem Umstand Rechnung (vgl.

Abb. 5) .

a. Kleine Gewasser

Bis zu einer Abflussmenge Q347 von 60 1/s soil die Nut-

zung nur moglich sein, wenn im Gewasser mehr als 50 1/s ab-

fliessen. Der Grund liegt darin, dass das okologische

Gleichgewicht kleinerer Gewasser sehr empfindlich und damit

anfallig auf jegliche Eingriffe ist. Fischereibiologisch

Abbildung 4

Fluss/Ort

Vorderrhein/Il anz

Areuse/Champ de Moulin

Broye/Payerne

Brenno/Loderio (Restwasser)
Murg/Wangi

Simme/Oberried

Alpbach/Erstfeld

Q300
(1/s)

11 '600

3' 100

2' 100

V600

680

250

140

Q347
(1/s)

7 '000

1'840

T200

T150

440

140

80

Q347 in %
von Q300

60

59

57

72

65

56

57

sern verschiedener Grosse.
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sind solche Gewasser als Lebensraum fiir Jungfische, Fisch-

nahrtiere und andere Wassertiere von besonderem Wert.

b. Mittelgrosse Gewasser

Fiir Gewasser mit einer Abflussmenge Q347 zwischen 60 und

160 1/s wurde nach der "Formel Matthey" die Mindestmenge

Abbildung 5

Mindestmenge nach Artikel 31 Absatz 1
(Logarithmische Darstellung)

Mindestmenge

1 gleichbleibende Mindestmenge

2 Mindestmenge =

3 Mindestmenge angeglichen an
die Formelwerte von Matthey

4 gleichbleibende Mindestmenge

Abflussmenge Q347

Die im Gesetzesentwurf vorgesehene Mindestrestwassermenge. In den weit-

aus am haufigsten auftretenden Fallen, d.h. zwischen Q347 = 160 1/s
und Q347 = 60'000 1/s, entspricht die Kurve weitgehend der Formel

Matthey.
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mehr als 80 Prozent der Abflussmenge Q347 betragen. Bäche

dieser Grössenordnung sind in grossen Kraftwerksystemen in-

des häufig wichtige Nutzwasserlieferanten. Zugunsten der

Wasserkraftnutzung wird deshalb in diesem Bereich ein um

bis zu 20 Prozent tieferer Ansatz gewählt, als sich auf-

grund der "Formel Matthey" ergäbe.

Für 160-60'OOQ l/s Abflussmenge Q347/ à.h. im weitaus

wichtigsten Bereich, gilt wie erwähnt die "Formel Matthey".

c. Grosse Gewässer

Ist die Abflussmenge Qo47 grösser als 60'000 l/s, wird

für die sehr grossen Gewässer generell eine Mindestwasser-

führung von 10'000 l/s festgelegt. Diese Bestimmung findet

Anwendung bei Entnahmen aus dem Hochrhein zwischen Bodensee

und Basel, einem kurzen Stück des Alpenrheins oberhalb des

Bodensees, der Aare ungefähr ab Einmündung der Saane sowie

der Rhone unterhalb des Genfersees. Diese Festlegung be-

rücksichtigt, dass bei Entnahmen aus diesen grossen Gewäs-

sern die Dotierwasserauflagen immer mit baulichen Massnah-

men am Gewässer zu koppeln sind und dass damit ökologisch

günstige Verhältnisse bereits mit relativ geringeren Rest-

wassermengen, als dies bei kleineren Gewässern der Fall wä-

re, erreicht werden können. Es ist schliesslich darauf hin-

zuweisen, dass die Wasserkraft der grossen Gewässer in der

Regel nur mit Kraftwerken genutzt wird, die keine Restwas-

serprobleme mit sich bringen.

Absatz 2

Die Mindestmenge nach Absatz l reicht in der Regel noch

nicht aus, um den minimalen Schutz der wichtigsten Funktio-

nen eines Gewässers zu gewährleisten. Dieser minimale

Schutz kann nun aber häufig sowohl durch eine Erhöhung der

Mindestmenge als auch durch andere Massnahmen erreicht wer-

den. Solche Massnahmen sind beispielsweise:
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Bauliche Massnahmen:

- Die Ausbildung naturnaher Doppelprofile zur Erhaltung ei-

nes möglichst natürlichen Gewässerbettes,

- die Erstellung von Dosierbecken und Rückhalteräumen zur

Vermeidung ungünstiger Schwall- und Sunkwirkungen.

Betriebliche Massnahmen:

- Periodische Spülungen zur Verhinderung der Kolmatierung

der Gewässersohle und zur Verhinderung der Ablagerung or-

ganischer Schlämme.

Weitere Massnahmen:

- Die künstliche Grundwasseranreicherung,

- die künstliche Bewässerung.

Buchstabe a legt fest, dass Wasserentnahmen nicht dazu füh-

ren dürfen, dass die Qualitätsziele der Verordnung über Ab-

wassereinleitungen im Unterlauf des Gewässers nicht mehr

eingehalten werden.

Buchstabe c zielt auf die Erhaltung inventarisierter

Schutzgebiete ab. Sind dazu unverhältnismässig hohe Dotier-

wassermengen erforderlich, kann nebst anderen Massnahmen im

Extremfall die Schaffung von gleichwertigem Ersatz in Be-

tracht gezogen werden.

Ohne geeignete Fischwanderungsmöglichkeiten sind viele

Fischarten vom Aussterben bedroht. Aus diesem Grund wird in

Buchstabe d für die Fischwanderung eine genügende Wasser-

tiefe verlangt. Bezüglich der notwendigen Tiefe sowie des

Zeitraums, während dessen sie vorhanden sein muss, gilt in

der Regel, dass ganzjährig eine mindestens 20 cm tiefe Rin-

ne offengehalten werden muss. Bei Niedrigwasser kann es

vorkommen, dass diese Anforderung auch in unbeeinflussten

Fliessgewässern nicht immer erfüllt ist; doch können die

Fische die Hindernisse beim nächsten kleinen Regenereignis

überwinden, was bei beeinflussten Gewässern mit konstant

dotierter Wassermenge über eine lange Zeit nicht möglich

wäre. Die Anforderung kann durch entsprechende Dotierwas-

sermengen, aber auch durch geeignet ausgeführte bauliche
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Massnahmen an den kritischen Stellen erfüllt werden. Dabei

ist zu beachten, dass die erforderliche Wassertiefe nur auf

einer für die Fischwanderung nötigen Breite vorhanden sein

muss. Im übrigen besteht keine Verpflichtung, die Fischwan-

derung bei natürlichen Hindernissen, die bereits in .Zeiten

vor der Wasserentnahme bestanden, zu ermöglichen.

Buchstabe e: Sehr kleine Fliessgewässer bilden, .einen unent-

behrlichen Lebensraum für aufwachsende Jungfische. Sie rea-

gieren zudem besonders empfindlich auf Wasserentnahmen. Ei-

ne reduzierte Wasserführung kann beispielsweise eine starke

sommerliche Aufwärmung des Wassers zur Folge haben. Da

grundsätzlich jede Aenderung des Wasserregimes die Existenz

der Lebewesen gefährdet, müssen die kleinen Fliessgewässer

mit einem Q347 bis 40 l/s, die unterhalb 800 m.ü.M. lie-

gen, besonders geschützt werden. Die Höhenbegrenzung trägt

dem Umstand Rechnung, dass die fischereibiologische Bedeu-

tung solcher Bächlein aus klimatischen und topografiischen

Gründen in höheren Lagen in der Regel abnimmt und ander-

seits der Nutzen dieser Kleingewässer des Mittellandes für

die Energieerzeugung gering ist. Im übrigen orientiert sich

auch die Fischereigesetzgebung beim Festlegen von Fangmin-

destmassen an dieser Höhengrenze.

Artikel 32 Ausnahmen

Absatz l

Bei extremer Trockenheit - wenn die Wasserführung unter die

Mindestmenge sinkt - dürfen grössere Wasserentnahmen auf-

grund von Artikel 36 Absatz 2 nicht weiter vorgenommen wer-

den. Dieser Zustand tritt bei kleinen Gewässern wesentlich

häufiger ein als bei grossen. Landwirtschaftliche Bewässe-

rungen sind jedoch gerade in diesen Trockenzeiten nötig und

müssen zudem oft aus kleinen Gewässern erfolgen können. Zu

diesem Zweck sowie für Notsituationen bei der Trinkwasser-

versorgung soll die Behörde befristete Ausnahmebewilligun-

gen erteilen können (Bst. a).
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Die Ausnahme nach Buchstabe b entspricht einem Anliegen der

Alpenkantone. Ihre Wirkung dürfte in der Regel auf Gebirgs-

bäche beschränkt bleiben, bei denen die erforderliche Rest-

wasserführung im beeinflussten Gewässer infolge vieler

seitlicher Zuflüsse unterhalb der Wasserentnahme nach rela-

tiv geringer Distanz wiederum gewährleistet ist.

Auch Gewässer, die nicht als, Fischgewässer bezeichnet wer-

den können, sind oft wichtige Elemente der Landschaft oder

des Wasserhaushalts. .Deshalb soll die Mindestmenge nach

Buchstabe c gewährleisten,, dass auch Nichtfischgewässer

ganzjährlich wenigstens den Aspekt eines Gewässers aufwei-

sen. Als Nichtfischgewässer im Sinn von Artikel 32 Absatz l

gelten diejenigen Fliessgewässer (mit ständiger Wasserfüh-

rung) , die sich für das Gedeihen von Fischen nicht eignen

und sich auch bei natürlichen Verhältnissen nicht dazu eig-

nen würden.

Absatz 2

Das System der einheitlich festgelegten Mindestmenge bietet

den Vorteil, dass allen Gewässern unabhängig von den Eigen-

interessen des jeweiligen Konzessionsgebers der gleiche

Schutz zukommt. Es sind nun aber Fälle denkbar, in denen

durch kleine Abweichungen von diesem Grundsatz bedeutende

Mengen zusätzlicher Energie wirtschaftlich günstig gewonnen

werden können. Deshalb soll den Kantonen ein Instrument zur

Verfügung gestellt werden, das ihnen ermöglicht, in solchen

Fällen zweckmässige Lösungen zu treffen.

Mit dieser Aasnahmebestimmung soll nicht etwa ein grossräu-

miger Ausgleich - beispielsweise zwischen dem Haslital und

den Lütschinentälern im Berner Oberland oder zwischen dem

Baltschiedertal und dem Turtmanntal im Wallis - ermöglicht

werden. Ein zusammenhängendes Gebiet im Sinn dieser Bestim-

mung muss eine landschaftliche Einheit bilden. Es muss aber

auch in hydrologischer Hinsicht einheitlich sein. Denkbar

wäre beispielsweise ein Ausgleich zwischen der rechten,

stärker genutzten und der linken, nicht .berührten Talseite

des Bedrettotals (TI) oder ein Ausgleich zwischen den seit-

1135



liehen Zuflüssen des Rombachs (Münstertal, GR) und dem Rom-

bach selbst (in dem Sinn/ dass in den Seitenbächen weniger

und im Hauptgewässer mehr Restwasser belassen wird). Arti-

kel 32 Absatz 2 darf aber nicht dazu führen, dass Fischge-

wässer im Rahmen eines Ausgleichs gänzlich trockengelegt

werden. Wie ein erst vor kurzem ergangener Entscheid des

Bundesgerichts (Münstertal) zeigt, wäre dies ja bereits

aufgrund des Fischereigesetzes nicht möglich.

Entsprechende Planungen sind - ähnlich wie die Pläne von

Wassernutzungsprojekten nach Artikel 5 Absatz 3 WRG :- dem

Bund zur Genehmigung einzureichen. Nur auf diese Weise kann

die verfassungsmässige Verpflichtung des Bundes, angemesse-

ne Restwassermengen zu sichern, erfüllt werden.

Artikel 33 Erhöhung der Mindestmenge

Die minimale Restwasserführung, wie sie Artikel 31 gewähr-

leistet, soll das Gewässer unterhalb der Wasserentnahme ge-

rade noch überleben lassen. Dies genügt der verfassungs-

rechtlichen Anforderung, angemessene Restwassermengen zu

sichern, indessen noch nicht. Das Ausmass der zusätzlich im

Gewässer zu belassenden Wassermenge ergibt sich aufgrund

von Artikel 33 nun aber aus der Beurteilung des Einzel-

falls. Ziel dieser Beurteilung muss es sein, Restwassermen-

gen festzulegen, die den verschiedenen Schutzinteressen so-

weit als möglich und damit in höherem Masse Rechnung tra-

gen, als dies Artikel 31 vermag. Allerdings bildet die nach

Artikel 31 berechnete Mindestrestwassermenge eine untere

Grenze, die nur in den in Artikel 32 genannten Fällen un-

terschritten werden darf.

Gestützt auf diese üeberlegungen werden die Vollzugsbehör-

den in Absatz l dazu verpflichtet, die Mindestmenge so weit

zu erhöhen, als dies aufgrund einer Interessenabwägung mög-

lich ist..Damit gewährleistet ist, dass dem Verfassungsauf-

trag im Bereich der Restwasservorschriften Nachachtung ver-

schafft wird, sollte diese anspruchsvolle Aufgabe nur einer

kantonalen und nicht etwa einer kommunalen Behörde übertra-
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gen werden. Vorbehalten bleiben selbstverständlich

Fälle, die in die Zuständigkeit des Bundes fallen.

jene

Um ein sorgfältiges Vorgehen der Behörde bei der Interes-

senabwägung sicherzustellen, werden in den Absätzen 2 und 3

die einzelnen Interessen, die für bzw. gegen eine Wasser-

entnahme sprechen, aufgezählt. Sicherlich können noch wei-

tere Interessen auf der einen oder anderen Seite eine Rolle

Abbildung 6

Kraftwerk/
Gewässer

KW Felsenau
(BE)

KW Ilanz
(GR)

KW Wynau (BE)
(neues Projekt)

Hinterrhein
Andeer (GR)

BBC-Turgi
(AG)

Graveras
(GR)

Mindestmenge
nach

Art. 31 Abs. 1

( l /s)

7 '800

T 880

l O ' O O O

960

7 '300

180

Erhöhung der
Mindestmenge
nach Gutachten

( l /s)

12'000
(Marrer, 1985)

gestaffelt
3 '000-6 '000

(Marrer, 1980)

80 '000
(Marrer, 1982)

mindestens 2 '000
( Butti ker, 1980)

l O ' O O O
(Marrer, 1982)

400
(Ammann, 1983)

vom Kanton
festgelegte
Restwassermenge

(l/s)

12'000
(1985)

gestaffelt
2 '000- 5 '000

(1982)

noch nicht
festgelegt

gestaffelt
600-3 '500
(1965)

l O ' O O O
(1982)

250
(1986)

In den letzten Jahren wurden bei einigen Wasserkraftwerken Restwasser-
mengen anhand von Fi scheren" gutachten festgelegt. Daraus ergaben sich
stets höhere Werte, als sie nach Artikel 31 Absatz l des Entwurfs ver-
langt werden.
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spielen; die ausdrücklich genannten Interessen müssen je-

doch in jedem Fall in die Abwägung einbezogen werden. Die

zu beurteilenden Interessen an der Wasserentnahme betreffen

Aspekte, die in direktem Zusammenhang mit dem geplanten

Eingriff stehen (vgl. Abb. 6).

Absatz 4: Um die Interessen für oder gegen eine Wasserent-

nahme ermitteln zu können, ist die Behörde .auf Unterlagen

angewiesen, aus denen die konkreten Auswirkungen des Pro-

jekts auf die beiden Interessengruppen hervorgehen. Zur Be-

schaffung dieser Unterlagen wird derjenige, verpflichtet,

der Wasser entnehmen will. Die Unterlagen nach Buchstabe a

dienen der Ermittlung der Interessen für, jene nach Buch-

stabe b der Ermittlung der Interessen gegen das Projekt.

Zur möglichst genauen Erfassung seiner wirtschaftlichen In-

teressen muss derjenige, der Wasser für die, Energieproduk-

tion entnehmen will, beispielsweise ausführlich darlegen,

wie sich grössere oder kleinere botierwasserimengen auf den

Gestehungspreis der zu produzierenden Energie auswirken. Da

nicht jede Wasserentnahme nach Artikel 29 des Entwurfs ei-

ner Umweltverträglichkeitsprüfung nach Artikel 9 USG unter-

stellt ist, kann auf Absatz 4 nicht verzichtet werden. Es

versteht sich indessen von selbst, dass in Fällen, in .denen

eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt werden

muss, die aufgrund von Absatz 4 zu erbringenden Unterlagen

Bestandteil des Berichts nach Artikel 9 Absatz 2 USG sein

werden. ,

Artikel 35 Entscheid der Behörde

Sind die Anforderungen zum Schutz des Gewässers unterhalb

der Wasserentnahme, mithin der Zustand, den das Gewässer

auf seiner ganzen Länge unterhalb der .Wasserentnahme auf-

weisen muss, bestimmt, so ordnet die Behörde die Massnahmen

an, die zur Verwirklichung dieses Zustands erforderlich

sind (Abs. 1). Artikel 35 nennt dabei lediglich die Mass-

nahmetypen und überlässt es der Behörde, welche dieser

Massnahmen sie im Einzelfall anordnen will. Die Dotierwas-

sermenge kann höher oder niedriger sein, je nach dem, wie

weit sich der Schutz durch andere, beispielsweise bauliche
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Massnahmen im Gewässer erreichen lässt. Welche Arten von

Massnahmen in Frage kommen, wird im Kommentar zu Artikel 31

Absatz 2 erläutert.

Der Zeitpunkt der Anordnung der Massnahmen nach Absatz l

ergibt sich aus Artikel 30 Absatz l, .wonach eine Wasserent-

nahme nur bewilligt werden darf, wenn .die Anforderungen

nach Artikel 31-35 erfüllt sind. Bei Wasserentnahmen, die

in den Anwendungsbereich des WRG fallen (Art. 29 Abs. 2),

muss die Wassermenge, die entnommen bzw. genutzt werden

darf, genau festgelegt werden. Mit der Konzession erhält

der Nutzungsberechtigte ein Recht, in dessen Substanz spä-

ter weder durch Gesetz noch durch Verfügung eingegriffen

werden darf, es sei denn, es werde volle Entschädigung ge-

leistet. Da die Hassnahmen zur Gewährleistung angemessener

Restwassermengen die nutzbare Wassermenge in der Regel be-

schränken, müssen sie bereits im Konzessionsverfahren ange-

ordnet werden; bei einer Anordnung nach erteilter Konzes-

sion könnten sie in vielen Fällen nur gegen Entschädigung

durchgesetzt werden.

Diese Bemerkungen treffen auch für die Erneuerung einer

Konzession (bzw. einer Bewilligung) zu, der rechtlich ja

die gleiche Bedeutung wie einer Erstkonzession zukommt. Für

die Verwirklichung angemessener Restwassermengen ist dies

im übrigen sehr wichtig, da die Restwasserbestimmungen auf

die Gewässer, die durch konzessionierte Wasserentnahmen be-

einträchtigt sind, unter umständen erst im Zeitpunkt der

Konzessionserneuerung vollständig und entschädigungslos an-

gewendet werden können. Wie bereits ausgeführt, betrifft

dies immerhin zirka 50 grössere Wasserkraftwerke, deren

Konzessionen im Laufe der nächsten 20 Jahre ablaufen werden

(vgl. Abb. 1).

Unter den anzuhörenden interessierten Fachstellen (Abs. 3)

ist insbesondere die Fischereifachstelle zu erwähnen. Diese

Behörde hatte bisher für Wasserentnahmen eine eigenständige

Bewilligung nach Artikel 24 des Fischereigesetzes erteilt.

Da Wasserentnahmen nach Artikel 29 des Entwurfs nicht mehr

der Bewilligungspflicht des Fischereigesetzes -unterstehen
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(vgl. Art. 75 Ziff. 1), die fischereilichen Aspekte aber

nach wie vor berücksichtigt werden müssen, rechtfertigt es

sich, der Fischereifachstelle im Sinn einer Kompensation

ein Anhörungsrecht zuzugestehen.

In vielen Fällen sind die Vollzugsbehörden (Kantone und Ge-

meinden) selbst finanziell an Wasserkraftwerken beteiligt.

Neben dieser direkten Beteiligung begründen auch Steuerein-

nahmen und Wasserzinse ihr Interesse an der Gewässernut-

zung. Der Interessenkonflikt zwischen Elektrizitätswirt-

schaft und Gewässerschutz soll durch eine Anhörungspflicht

des Bundes bei Wasserkraftwerken über 300 kW gemildert wer-

den (Abs. 3) . Damit kann erreicht werden, dass die Vor-

schriften in den Kantonen nicht zu unterschiedlich angewen-

det werden. Diese Bestimmung soll nach Möglichkeit im'Rah-

men einer künftigen Revision des WRG in dieses Gesetz über-

tragen werden.

Artikel 36 Kontrolle der Dotierwassermenge

Absatz l soll sicherstellen, dass die Behörde auf rationel-

le Weise darüber wachen kann, dass die festgelegten Dotier-

wassermengen - als wichtigste Massnahme zur Gewährleistung

des erforderlichen Schutzes - eingehalten werden.

Die Dotierwassermenge wird aufgrund der massgebenden Was-

serführung festgelegt, welche ihrerseits auf dem Mittelwert

langjähriger Messreihen beruht. In Trockenzeiten kann es

deshalb vorkommen, dass die zufliessende Wassermenge klei-

ner ist als die festgelegte Dotierwassermenge. In diesem

Fall muss nach Absatz 2 höchstens die tatsächlich zuflies-

sende Wassermenge im Gewässer belassen werden. Hiefür

bleibt der Nutzungsberechtigte nachweispflichtig.

322.3 Verhinderung anderer nachteiliger Einwirkungen auf

Gewässer

Unsere ober- und unterirdischen Gewässer sind bereits durch

verschiedenartige menschliche Eingriffe beeinträchtigt. Im
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Sinn der Zielsetzung des Gesetzes, die Wasservorkommen als

Ganzes zu schützen, soll das Kapitel über die Verhinderung

anderer nachteiliger Einwirkungen auf Gewässer sicherstel-

len, dass

- weitere strukturverändernde Eingriffe in Gewässer mög-

lichst unterbleiben bzw. auf streng begründete Fälle be-

schränkt werden,

- unerlässliche Eingriffe massvoll und schonend ausgeführt

werden und

- bestehende Beeinträchtigungen wenn immer möglich saniert

werden.

Artikel 37 Verbauung und Korrektion von Fliessgewässern

Absatz 1: Unter Verbauungen und Korrektionen sind Eingriffe

zu verstehen, die eine Stabilisierung, Veränderung oder

Verlegung des Gewässers bewirken. Dabei kann es sich um

punktuelle Eingriffe (zum Beispiel einzelne Sohlenschwel-

len), aber auch um weitergehende Massnahmen (Sohlen- und

Oferpflästerung, Begradigung mäandrierender Gewässerab-

schnitte usw.) handeln.

Punktuelle Massnahmen für Bauten an oder in Gewässern, mit

denen nicht die Stabilisierung eines Gewässerbettes be-

zweckt wird (wie Brückenwiderlager, Teile von Hafenanlagen,

Messschwellen, Anlegestellen, Einbauten für Wasserfassungen

und Wassereinleitungen), fallen nicht unte'r die Begriffe

"Verbauung" und "Korrektion".

Der Geltungsbereich von Artikel 37 erfasst im übrigen nicht

nur natürliche, sondern auch schon verbaute Gewässer. Hin-

gegen sind Verbauungen und Korrektionen, die zum Schutz des

Lebensraumes -/or üeberschwemmungen, Erosion und Feststoff-

ablagerungen vorgenommen werden (Bst. a) , davon ausgenom-

men, da sie bereits von Artikel 5 Absatz l .des Bundes-

gesetzes vom 22. Juni 1877 über die Wasserbaupolizei (SR

721.10) erfasst werden (vgl. Art. 75 Ziff. 3).

Die Schiffbarmachung eines Flusses oder der Bau eines

Flusskraftwerkes bedingen häufig harte Eingriffe in ein Ge-
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wässer. Oft sind bei solchen Vorhaben Baggerungen oder

UferStabilisierungen unvermeidlich. Deshalb gilt auch hier

eine Ausnahme (Bst. b). Allerdings wird bei solchen .Vorha-

ben aufgrund anderer Gesetze,stets eine umfassende Interes-

senabwägung durchzuführen sein.

Eingriffe, die beispielsweise nur der Landgewinnung, der

einfacheren Anlage von Verkehrsträgern oder der Erleichte-

rung der landwirtschaftlichen Bewirtschaftung dienen, sol-

len demgegenüber nicht möglich sein, es sei denn, dadurch

könne eine bestehende Verbauung oder Korrektion im Sinn

dieses Gesetzes verbessert werden (Bst. c) . Dies kann bei-

spielsweise bei einem Kleingewässer dann der Fall sein,

wenn im Rahmen einer Gesamtmelioration die Korrektion des

Gewässers eine natürlichere Linienführung und vielfältigere

Lebensbedingungen für die Wasserfauna ermöglicht1. Onver-

baute Gewässer oder Gewässerabschnitte, die heute fast nur

noch in unberührten Landschaften oder Geländeabschnitten zu

finden sind, sollen vor diesen Eingriffen umfassend ge-
schützt werden. - !

Absatz 2 gilt grundsätzlich für alle Verbauungen und Kor-

rektionen. Ein Gewässer kann seine Funktionen im Wasser-

haushalt und als Lebensraum umso besser erfüllen, je natür-

licher bzw. naturnaher es ist. Wechselwirkungen zwischen

Oberflächengewässer und Grundwasser sind, beispielsweise

dann gewährleistet, wenn. Gewässersohle und -ufer durchläs-

sig bleiben (Bst. b). Im Uferbereich spielt dabei die

Durchwurzelung durch eine Ufervegetation eine bedeutende

Rolle. Die Vorteile naturnaher Verbauungen sind heute weit-

gehend erkannt. Entsprechende technische Richtlinien geben

bereits einen guten Einblick in die praktischen Möglichkei-

ten auf .diesem Gebiet und werden weiterentwickelt.

Zu einer naturnahen Gewässerverbauung gehört auch die Rück-

sichtnahme auf die Ufervegetation (Bst. c) . Letztere ist

einerseits Schutzobjekt des Natur- und Landschaftsschutzes

(Element der Landschaftsstruktur, Lebensraum für wasserge-

bundene Landtiere, Bestandteil eines Erholungsgebietes) und

anderseits Gegenstand des Gewässerschutzes. Bereits erwähnt
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worden ist die Durchwurzelung des Gewässerufers zur Verbes-

serung des Wasseraustausches mit dem Grundwasser. Die Ufer-

vegetation trägt aber auch zur Stabilisierung und damit zur

Verminderung der Erosion von Uferpartien bei. Sie vermin-

dert ausserdem durch Schattenwurf die Veralgung von Gewäs-

sern mit grosser Nährstoffbelastung und eine rasche Tempe-

raturerhöhung im Sommer, was sich auch positiv auf die

Sauerstoffverhältnisse im Gewässer auswirkt. Ueberdies bie-

tet sie auch Fischen besseren Schutz vor natürlichen Fein-

den.

Absätze 3 und 4: Jedes Gewässer, das künstlich geschaffen

wird, ist Bestandteil des Wasserhaushalts eines Gebietes.

Es beeinflusst das Mikroklima und wird auch schnell von ei-

ner natürlichen Flora und Fauna besiedelt. Es hat überdies

den Anforderungen des qualitativen Gewässerschutzes zu ent-

sprechen. Absatz 4 will sicherstellen, dass bei der Schaf-

fung neuer Fliessgewässer auch die Anliegen des quantitati-

ven Gewässerschutzes beachtet werden. Da künstliche Wasser-

läufe einer ganz, bestimmten Nutzung zugedacht sind, können

die ökologischen Aspekte allerdings nicht immer im selben

Hass berücksichtigt werden wie bei natürlichen Gewässern.

Dies trifft im übrigen auch für die Verbauung und Korrek-

tion von Fliessgewässern in Siedlungsgebieten zu (Abs. 3).

Artikel 38 Oeberdecken oder Eindolen von Fliessgewässern

Viele, vor allem kleine Gewässer sind in der Vergangenheit

durch Eindolungen der Umwelt verloren gegangen. Eine

Untersuchung von K. Ewald (Bericht Nr. 191 der Eidg. An-

stalt für das forstliche Versuchswesen, 1978) hat ergeben,

dass auf einer Kulturfläche von der Grosse des Kantons Aar-

gau von 1890 bis 1972 über 300 km Fliessgewässer (meist aus

Gründen der Rationalisierung der landwirtschaftlichen Nut-

zung) eingedolt worden1sind. Als Folge von Eindolungen wer-

den Gewisser dem Wasserhaushalt eines Gebietes entzogen,

Wechselwirkungen zwischen Oberflächengewässer und Grundwas-

ser verschwinden und mikroklimatische Einflüsse fallen da-

hin. Die Selbstreinigungskraft eingedolter Wasserläufe ist

zudem äusserst gering.
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Eingedolte Abschnitte zerschneiden einen Gewässerlauf und

unterbinden beispielsweise eine tierische Wanderung vom Un-

ter- zum Oberlauf. Nur am Rande erwähnt seien die schwer-

wiegenden Nachteile für den Natur- und Landschaftsschutz.

Angesichts dieser Sachverhalte und der Tatsache, dass nur

in wenigen Fällen eine zwingende Notwendigkeit zur Eindo-

lung besteht, sind neue Eindolungen und auch der Ersatz be-

stehender Eindolungen nur in Ausnahmefällen gerechtfertigt.

Solche Ausnahmen müssen beispielsweise für bestehende dich-

te üeberbauungen mit prekären Platzverhältnissen gemacht

werden. Bei Neuüberbauungen hingegen sollen die offenen Ge-

wässer in die Planung einbezogen werden.

Artikel 39 Einbringen fester Stoffe in Seen

Schutzobjekt dieser Bestimmung ist insbesondere die vom See

überflutete Uferbank. Dank ihrer speziellen Eigenschaften

(Ort optimaler Sauerstoffverhältnisse, grosse Temperatur-

schwankungen, gute Durchlichtung, starker Wellenschlag,

dichter Pflanzenwuchs) werden in dieser Zone die von künst-
lichen und natürlichen Zuflüssen eingebrachten Schmutzstof-

fe zu einem grossen Teil abgebaut; es ist die eigentliche

Reinigungszone des Sees. Auch beherbergt diese Zone den

grössten Teil der Tier- und Pflanzenwelt des Sees. Hier

finden auch allfällige Austauschvorgänge mit ufernahen

Grundwasservorkommen statt.

Die Benützung der Seen als Deponieraum ist deshalb grund-

sätzlich abzulehnen. Die natürliche Verlandung darf nicht

künstlich beschleunigt werden. Der Einfluss unterseeischer

Ablagerungen auf das Strömungsgeschehen im See ist noch un-

bekannt. Das eingebrachte Material zerfällt in der Regel

allmählich und kann die Laichplätze der Fische gefährden.

Diese Bemerkung gilt auch für die Mündungsgebiete von Flüs-

sen und Bächen; für das Einbringen von Material aus Kies-

fängen in diese Zonen kann deshalb keine Ausnahme gemacht

werden. Das künstliche Einbringen von Stoffen darf nicht

mit den Absetzvorgängen und Sedimentierungen von Feststof-

fen, die bei Hochwasserereignissen anfallen und auf die
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sich das Gewässer eingestellt hat, verglichen werden. Als

Beispiel für eine Ausnahme im Sinn von Absatz 2 kann das

Erstellen eines öffentlichen, landseitig nicht realisierba-

ren üferwegs erwähnt werden.

Artikel 40 Spülung und Entleerung von Stauräumen

Die Zufuhr von Geschiebe und Schwebstoffen führt in den

Stauhaltungen zu Verlandungen. Diese verringern den nutzba-

ren Stauinhalt und können die Betriebssicherheit von Aus-

lässen und anderen Anlageteilen beeinträchtigen. Ablagerun-

gen, die den Betrieb stark einschränken oder die Sicherheit

gefährden, müssen deshalb beseitigt werden. Nach dem heuti-

gen Stand der Technik ist dies in den meisten Fällen, durch

den Einsatz von Schwimmbaggern mit einer Pumpanlage mög-

lich. Beim Einsatz solcher Schwimmbagger braucht man den

Stausee nicht zu entleeren bzw. zu spülen.

Ist jedoch in Ausnahmefällen der Einsatz von Schwimmbaggern

nicht möglich (keine Zufahrt zum Stausee, zu grobe Sedimen-

te), so müssen die Stauräume gespült werden. Der dabei ent-

stehende Sedimentabtrag führt in der Regel zu einem hohen

Schwebstoffgehalt im Unterlauf des Gewässers. Ein Sediment-

abtrag erfolgt aber auch, wenn die Stauhaltung zur Vornahme

von Kontroll- und Reparaturarbeiten an Anlageteilen unter

die normale Absenkgrenze entleert werden muss. Solche Spü-

lungen und Entleerungen sind deshalb in einer Weise durch-

zuführen, dass Flora und Fauna unterhalb der Stauanlage

nicht durch einen unerwarteten, hochwasserähnlichen Wasser-

schwall oder durch einen zu hohen Schwebstoffgehalt ver-

nichtet werden. Auflagen bezüglich Zeitpunkt wie z.B. Spü-

lung bei natürlichem Hochwasser (Verdünnung) und Art der

Durchführung wie z.B. dosiertes Ablassen der Sedimente

(Einhalten der maximal zugelassenen Schwebstoffkonzentra-

tionen) dienen der Schadenverhütung.

Absatz 2 soll gewährleisten, dass Spülungen und Entleerun-

gen nicht zur Unzeit vorgenommen werden und die notwendigen

Schutzmassnahrnen rechtzeitig angeordnet und gezielt durch-

geführt werden können.
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Artikel 41 Treibgut bei Stauhaltung

Absatz 1: Das bei Wasserkraftwerken und anderen Stauanlagen

anfallende Treibgut fällt grösstenteils an, wenn der Fluss

Hochwasser führt. Das dabei gleichzeitig mit dem Hochwasser

über das Stauwehr in den Unterlauf gelangende Geschwemmsei

kann aus naheliegenden Gründen nicht Gegenstand dieser Be-

stimmung sein. Hingegen darf Treibgut, das aus betriebli-

chen Gründen einmal entnommen worden ist, nicht wieder dem

Gewässer übergeben werden.

Ausnahmen kann die kantonale Behörde beispielsweise dann

bewilligen, wenn 'sich an einem Fluss mehrere Staustufen

folgen und deshalb für die Entnahme des Treibguts mit Vor-

teil eine gemeinsame Lösung gewählt wird.

Absatz 2: Eine für den Gewässerschutz besonders nachteilige

Erscheinung bilden die oft grossen Mengen von Geschwemmsei,

die sich in schlecht durchflossenen Bereichen der Stauhal-

tungen von Wasserkraftwerken ansammeln. Die Kraftwerke sind

an der Entfernung dieses Treibguts wenig interessiert, da

es den Betrieb der Anlagen normalerweise nicht stört. Im

Interesse der Reinhaltung und insbesondere zum Schutz der

Ofervegetation müssen die betreffenden Gewässer indessen

von Zeit zu Zeit von diesen Feststoffen befreit werden. Es

bleibt darauf hinzuweisen, dass Artikel 41 den Bestimmungen

von Artikel 28 des geltenden Gewässerschutzgesetzes ent-

spricht und somit kein neues Recht schafft.

Artikel 42 Entnahme und Einleitung von Wasser oder Abwasser

Durch Wasserentnahmen'-, beispielsweise, beim Betrieb von

Pumpspeicherwerken - wird der Wasserstand im natürlichen

See abgesenkt. Dies kann nachteilige Auswirkungen auf die

empfindliche Uferzone haben, wo sich unter anderem die

uferlaichenden Fische aufhalten. Anderseits können Wasser-

rückleitungen unerwünschte Turbulenzen im natürlichen See

erzeugen. Dadurch und auch infolge der Tatsache, dass zu-

rückgeleitetes Wasser oftmals bedeutend wärmer ist, werden

die temperaturbedingten Schichtungsverhältnisse im See ge-
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stört. Als Folge finden eine vor allem im Sommer uner-

wünschte Durchmischung und ein Nährstofftransport aus tie-

feren Wasserschichten an die Seeoberfläche statt.' Damit

wird die See-Eutrophierung künstlich verstärkt. Diese Nach-

teile müssen vermieden werden (Abs. l).

Vor allem kleine Gewässer nehmen Schaden, wenn sie .grosse

Wassermengen - zum Beispiel stossweise anfallendes Nieder-

schlagswasser - aufnehmen müssen. Meist sind sie ohne vor-

hergehende- Verbauung oder Korrektion auch nicht dafür ge-

eignet. Deshalb sollten grössere Wassermengen, die abgelei-

tet werden müssen, wenn immer möglich 'in genügend grosse

Vorfluter geführt werden (Abs. 2).

Artikel 43 Erhaltung von Grundwasservorkommen

Absatz l bildet das zentrale Element des mengenmässigen

Grundwasserschutzes und geht von der Notwendigkeit aus,

Grundwasserentnahmen mengenmässig auf die Grundwasserneu-
bildung zu beschränken.

Eine Uebernutzung unserer Grundwasservorkommen kann die

Trinkwasserversorgung beeinträchtigen und sich durch das

Absinken von Grundwasserspiegeln nachteilig auf landwirt-

schaftliche Kulturen und die Stabilität, von Bauten auswir-

ken. Eine kurzfristige Uebernutzung von Grundwasservorkom-

men kann gestattet werden, wenn das Gleichgewicht zwischen

Entnahme und Neubildung in absehbarer Zeit wiederherge-

stellt wird.

Absatz 2 stellt eine Ergänzung zu Absatz l dar. Er zielt

darauf ab, die Reserven in übernutzten Grundwasservorkommen

wiederherzustellen. Er kommt indessen nur zur Anwendung,

soweit es die Verhältnisse erlauben. Dies ist beispielswei-

se dann nicht der Fall, wenn eine Sanierung aufgrund einer

bestehenden unwiderruflichen Nutzung des,Bodens und des Un-

tergrunds nicht möglich ist. Künstliche. Grundwasseranrei-

cherungen erfolgen zum Beispiel in Basel, Genf und Winter-

thur. . -
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Nicht selten liegen verschiedene Grundwasserstockwerke> ge-

trennt durch schlecht- oder undurchlässige Schichten, über-

einander. Die Wässer dieser Grundwasserstockwerke können

sowohl verschiedene Qualitäten als auch ungleiche Druckver-

hältnisse aufweisen (Abs. 3). Durch Sondierbohrungen : oder

andere in tiefe Bodenschichten reichende Eingriffe können

zwischen natürlicherweise getrennten Grundwasserleitern

künstliche Verbindungen geschaffen werden. Dabei kann es

vorkommen, dass beispielsweise qualitativ minderwertiges

Grundwasser aus der Tiefe in höher gelegene Grundwasserlei-

ter gelangt, die der Trinkwassernutzung dienen. Es ist; auch

möglich, dass sich gespannte Grundwasservorkommen gegen

oben entleeren. Die Erfahrung zeigt, dass es schwierig, oft

unmöglich ist, einmal geschaffene Verbindungen zwischen

verschiedenen Schichten ,wieder rückgängig zu machen. Des-

halb muss in der Planungs- und Ausführungsphase eines bau-

lichen Eingriffs in den Untergrund alles unternommen, wer-

den, um solche Verbindungen zwischen verschiedenen Grund-

wasserleitern zu verhindern.

Absatz 4 versteht unter Einbauten tieffundierte Gebäude,

Tunnels oder Dichtungswände. Schutzobjekte sind die

durchlässigen Schichten (Grundwasserleiter), die Grundwas-

ser beherbergen und, als Grundwasserreservoir dienen. Damit

die Anforderungen erfüllt werden können, sind bei solchen

Anlagen Massnahmen wie der Einbau von Drainagen oder von

durchlässigem Material vorzusehen.

Absatz 5 ist bei Stauhöhen bis zu 12-15 m anwendbar. Durch

Stauhaltung werden im Fliessgewässer neue Strömungsverhält-

nisse geschaffen. Im Oberwasser wird die Fliessgeschwihdig-

keit herabgesetzt (das Wasser "bleibt liegen"), der benetz-

te Gewässerquerschnitt vergrössert. Dadurch ändern sich die

Wechselwirkungen zwischen Fluss- und Grundwasser grundle-

gend. Dies ist auch im Unterwasser der Fall, wenn die Ge-

wässersohle durch Ausbaggern vertieft wird, um die vor dem

Eingriff vorhanden gewesene Wechselwirkung aufrecht zu er-

halten, sind Massnahmen wie z.B. künstliche Anreicherung

oder Drainage vorzusehen.
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Mit Absatz 6 sind zusätzliche grossflächige Absenkungen von

Grundwasserspiegeln angesprochen, wie sie im bernischen

Seeland, in der Orbe-Ebene oder im Wauwiler Moos durchge-

führt worden sind. Gebiete, in denen der Grundwasserspiegel

bis knapp unter die Bodenoberfläche reicht, erfüllen eine

wichtige Aufgabe als Retentionsräume und tragen zu einem

ausgeglichenen Wasserhaushalt innerhalb einer ganzen Region

bei. Als Folge von Absenkungen tritt eine verstärkte che-

mische Zersetzung der Torfschichten auf. Dies äussert sich

in einem rasanten Absacken der organischen Bodenschichten

und meistens auch in einer qualitativen Verschlechterung

des Grundwassers (Nitrat).

Artikel 44 Ausbeutung von Kies, Sand und anderem Material

Grundsätzlich besteht bereits heute ein Verbot, in Grund-

wasserschutzzonen Kies und Sand auszubeuten. In der Weglei-

tung des Bundesamts für Umweltschutz über die Ausscheidung

von Gewässerschutzbereichen, Grundwasserschutzzonen und

Grundwasserschutzarealen vom Oktober 1977 wird jedoch für

gewisse Teile solcher Schutzzonen (Schatzzone S3) eine Aus-

nahme gemacht, wenn sich über dem höchsten Grundwasserspie-

gel mächtige Ueberdeckungen befinden. Grundsätzliche Deber-

legungen haben aber gezeigt, dass diese Ausnahme nicht ge-

rechtfertigt ist: Die Ausbeutung eines Teils des schützen-

den Materials würde eine Vergrösserung der Schutzzone be-

dingen, was wiederum anderen Nutzungen zum Nachteil ge-

reichte. Zudem brächten der mit der Ausbeutung verbundene

Transport sowie die Verwendung und allfällige Lagerung was-

sergefährdender Flüssigkeiten zu viele Risiken für die Was-

serfassung mit sich. Absatz 2 Buchstabe a verbietet deshalb

die Ausbeutung von Material im gesamten Gebiet von Grund-

wasserschutzzonen.
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323 Vollzug, Grundlagenbeschaffung, Förderung

und Verfahren

(Dritter Titel)

323.1 Vollzug

Es besteht kein Anlass, die in den Artikeln 3-12 des gel-

tenden Gewässerschutzgesetzes enthaltenen Vollzugsbestim-

mungen inhaltlich zu ändern. Im Sinn der erwähnten. Anpas-

sung an das Umweltschutzgesetz (vgl. Ziff. 311) werden sie

jedoch in den dritten Titel des Entwurfs eingegliedert und

(wie der übrige Text des bestehenden Rechts) redaktionell

neu gefasst.

Im folgenden werden deshalb nur jene Bestimmungen kommen-

tiert, die im geltenden Gewässerschutzgesetz noch, nicht

enthalten sind.

Artikel 48 Vollzugskompetenzen des Bundes

Eine Regelung nach Absatz l erweist sich für jene Fälle als

sinnvoll, in denen die kantonale Gewässerschutzvollzugsho-

heit aufgrund anderer Bundesgesetzgebungen oder eines

Staatsvertrages eingeschränkt ist. Zu denken ist hier bei-

spielsweise an Wasserkraftwerke, die von Anstalten oder Be-

trieben des Bundes betrieben werden, an Rohrleitungen, die

vom Bund konzessioniert werden, oder an militärische Anla-

gen. Absatz l sichert den jeweils betroffenen Kantonen,

aber auch den übrigen interessierten Bundesstellen ein An-

hörungsrecht zu.

Artikel 49 Gewässerschutzfachstelle und Gewässerschutz-

polizei

Absatz 3: In den verschiedensten Bereichen zeigt sich das

Bedürfnis der Verwaltung, gewisse Vollzugsaufgaben, nament-

lich die Kontrolle und Ueberwachung, gemeinsam mit Körper-

schaften des öffentlichen oder privaten Rechts zu bewälti-

gen. An sich einfache und wirksame Lösungen scheitern immer

wieder daran, dass eine entsprechende Rechtsgrundlage auf

1150



Gesetzesstufe fehlt. Dabei kann es weder um die Ueberwäl-

zung ganzer Bereiche des Vollzugs noch um ein Abschieben

der Verantwortung gehen. Das Uebertragen der Kompetenz, Be-

willigungen zu erteilen, dürfte beispielsweise nicht in

Frage kommen. Eine Zusammenarbeit mit privaten Organisatio-

nen ist vor allem auf dem Gebiet der wassergefährdenden

Flüssigkeiten sehr erwünscht.

Artikel 50 Information und Beratung

Die Einsicht in die Zusammenhänge, die Ursachen und den

Stand der Gewässerbelastung fördert die Bereitschaft zum

entsprechenden Handeln. Sie hilft mit, Vorschriften, die

den eigenen Handlungsspielraum beeinträchtigen, zu begrei-

fen und zu akzeptieren. Vermehrt muss beim Erscheinen neuer

Vorschriften deren Notwendigkeit und Angemessenheit darge-

tan werden.

Sowohl die bis heute bereits durchgeführten wie auch die

künftig vorgesehenen Erhebungen über Gewässerbelastungen

sollen nicht nur der Verwaltung dienen, sondern vermehrt

auch der Oeffentlichkeit zugänglich gemacht werden. Im Vor-

dergrund stehen Berichte über die Veränderung des Zustands

der Gewässer als Folge des Eintrags verunreinigender Stoffe

(wie Abwassereinleitungen) sowie anderer Einflüsse (wie

Wasserentnahmen) .

Artikel 54 Gebühren des Bundes

Soweit der Vollzug des Gewässerschutzgesetzes Verwaltungs-

tätigkeiten des Bundes erfordert, die einem Verursacher be-

stehender oder künftiger Gewässerbelastungen eindeutig zu-

geordnet werden können, müssen konsequenterweise auch Ge-

bühren erhoben werden. Bei den besonderen Dienstleistungen

wird vor allem an das Benützen hydrologischer Einrichtun-

gen, das Erstellen von Prüfberichten sowie das Aasarbeiten

von Gutachten und Expertisen durch Fachstellen gedacht.
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Die Höhe der Gebühr kann nicht im Gesetz selbst festgelegt

werden; die Kompetenz hiezu wird ausdrücklich an den Bun-

desrat delegiert.

323.2 Grundlagenbeschaffung

Artikel 56 Aufgaben des Bundes

Absatz 1: Um Auswirkungen von Gewässerschutzmassnahmen oder

die Folgen von Eingriffen beurteilen zu können, benötigt

der Bund Unterlagen. Im Sinne einer rationellen Aufgaben-

teilung zwischen Bund und Kantonen soll er jedoch nur die-

jenigen Daten selbst erheben, die von gesamtschweizerischem

Interesse sind. Nach dem Bericht Geiger (S. 17) "sind bei-

spielsweise von gesamtschweizerischem Interesse periodisch

wiederkehrende, längerfristige Beobachtungen an ausgewähl-

ten Stellen bei ober- und unterirdischen Gewässern, die ei-

ne Uebersicht über die wichtigsten Wasservorkommen des Lan-

des, deren Zustand und deren langfristige Veränderungen er-

lauben, sowie Untersuchungen, die für die Schweiz im inter-

nationalen Verhältnis von Bedeutung sind".

bis
Artikel 24 BV eröffnet dem Bund die Möglichkeit,

Grundsätze über die Erschliessung der Wasservorkommen, ins-

besondere für die Versorgung mit Trinkwasser, sowie über

die Anreicherung von Grundwasser aufzustellen. Davon soll

indessen, wie die Kommission Geiger vorschlägt, nur in ge-

ringem Mass Gebrauch gemacht werden, weil, mit Ausnahme der

Vorsorgemassnahmen für Notzeiten, Gemeinden und Kantone die

Wasserversorgung bereits gut ausgebaut haben. Deshalb be-

schränkt der Bund seine Tätigkeit auf Erhebungen und For-

schungsarbeiten zugunsten der Trinkwasserversorgung, wenn

diese von gesamtschweizerischem Interesse sind. Was damit

gemeint ist, zeigen beispielsweise die Untersuchungen über

die Ursachen der Leitungskorrosion im Zusammenhang mit dem

Nitratanstieg im Grundwasser.

Die Befugnis des Bundes, in diesen Bereichen auch For-

schungsarbeiten durchzuführen oder in Auftrag zu geben, er-
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gibt sich im übrigen in ganz allgemeiner Weise aus dem Bun-

desgesetz vom 7. Oktober 1983 über die Forschung (SR 420.1).

Absatz 3: Der Bund soll beispielsweise dafür sorgen, dass

die bestehenden oder geplanten Stationen der verschiedenen

Messnetze - zum Beispiel durch gemeinsame Anlagen - aufei-

nander abgestimmt werden.

Absatz 4: Zur Sicherstellung der Vergleichbarkeit der Daten

dienen insbesondere fachtechnische Weisungen über Methoden

und Techniken, das Bereitstellen vorhandener Auswertungs-

programme des Bundes sowie der Betrieb einer Eichstätte für

hydrometrische Flügel. Hydrologische Beobachtungen und die

Datenauswertung benötigen einen bestimmten apparativen Auf-

wand sowie eine ständige Betreuung dieser Einrichtungen.

Auf einigen Gebieten der Hydrologie verfügt der Bund über

eine entsprechende, gut ausgebildete Infrastruktur. Es ist

deshalb gesamtwirtschaftlich sinnvoll, dass er diese den

Interessierten gegen Rechnung zur Verfügung stellt.

Artikel 57 Aufgaben der Kantone

Absatz 1: Auch wenn der Bund bei der Grundlagenerhebung die

gesamtschweizerischen Bedürfnisse abdeckt, verbleibt den

Kantonen noch ein beträchtlicher Teil an Erhebungen, die

für den Vollzug des Gesetzes erforderlich sind. Die Kantone

sollen diese Daten nach den Vorschriften des Bundes erheben

(Art. 56 Abs. 3), um die Vergleichbarkeit sicherzustellen.

Damit der Bund zur Erfüllung seiner Aufgaben - darunter

fällt vor allem die Aufsicht über den Vollzug - auf die Er-

hebungen der Kantone zurückgreifen kann, sollen diese ver-

pflichtet werden können, ihm die Daten mitzuteilen.

Absatz 2: Die Botschaft zum Landesversorgungsgesetz (SR

531) hält fest, der Wasserversorgungsatlas (Inventar von

Wasserversorgungsanlagen und Trinkwasservorkommen) solle

als wichtiges Informations- und Führungsinstrument der Not-

standswasserversorgung im Rahmen der Ausführungsgesetzge-
bis

bung zu Artikel 24 BV geregelt werden (BB1 1981 III

432) .
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Bereits anfangs der siebziger Jahre hatten einige Kantone

damit begonnen, solche Inventare zu erstellen. Der Bund be-

teiligt sich daran vorläufig auf freiwilliger Basis mit

Beiträgen und eigenen Arbeiten. Entsprechend dem Umfang

seiner Beteiligung erhält der Bund sodann die Unterlagen,

die er zur Erfüllung seiner Aufgaben in Verwaltung und Ar-

mee sowie zur Anlage einer Reserve für Notstandssituationen

benötigt. 1986 befand sich der Wasserversorgungsatlas in

elf Kantonen in Bearbeitung oder war bereits fertig er-

stellt; drei Kantone stehen unmittelbar vor dem Beginn der

Arbeiten.

Besondere Sorgfalt wird darauf verwendet, die Verbreitung

der vertraulichen Informationen über die Wasserversorgung

möglichst zu beschränken (u.a. zum Schutz vor Sabotage).

Dazu werden die folgenden Sicherheitsbestimmungen beachtet:

a. die Blätter werden klassifiziert,

b. der Verteiler wird restriktiv gehandhabt und

c. jedes Blatt wird numeriert und nur an namentlich bekann-

te Empfänger abgegeben.

Daten über die Wasserversorgung werden auch im Rahmen der

Raumplanung benützt. Der klassifizierte Wasserversorgungs-

atlas kann zu diesem Zweck von Fall zu Fall gezielt ange-

wendet werden. Dadurch erübrigt sich die Veröffentlichung

von Wasserversorgungsdaten in den nicht klassifizierten

Richtplänen.

Artikel 58 Aufteilung der Kosten

Grundsätzlich haben diejenigen Stellen, die Erhebungen

durchführen, die Kosten selbst zu tragen. Nun werden indes-

sen vom Bund Daten im gesamtschweizerischen Interesse erho-

ben, die zugleich speziellen regionalen Interessen eines

bestimmten Kantons dienen. Denkbar ist auch der umgekehrte

Fall, dass von einem Kanton erhobene Daten von gesamt-

schweizerischem Wert sind. Es rechtfertigt sich deshalb für

diese Fälle, eine Kostenteilung einzuführen, welche die In-

teressenlage der beteiligten Stellen berücksichtigt.
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Artikel 59 Ermittlung der Abflussmenge Q347

Bei der Bestimmung der Hestwassermengen stellt sich das

Problem, für Gewässer mit bereits künstlich verändertem

Wasserhaushalt diejenigen Äbflussmengen zu ermitteln, die

unter natürlichen Bedingungen herrschen würden. Zudem lie-

gen auch bei unbeeinflussten .Gewässern oft keine oder nur

ungenügende Messungen der Abflussmengen vor. In diesen Fäl-

len muss die Abflussmenge Qo47 durch nachträgliche Mes-

sungen und kleine vergleichende hydrologische Studien er-

mittelt oder mit Hilfe von wissenschaftlich ermittelten

spezifischen Abflusswerten (Abflussmengen pro Flächenein-

heit) und geeigneten Verfahren abgeschätzt werden. Aufgrund

der heutigen Kenntnisse der hydrologischen Verhältnisse in

der Schweiz sind Zusammenhänge zwischen klimatischen und

physiographischen Einflussgrössen und den spezifischen Ab-

flussmengen bekannt. Verfahren zur Abschätzung der Abfluss-

menge Q-347 stehen bei der Landeshydrologie und -geologie

sowie bei den Hochschulen in fortgeschrittener Bearbeitung.

Obschon sich fehlende Messungen von Abflüssen im Niedrig-

wasserbereich heute noch nicht in jedem Fall durch Modell-

überlegungen und die Uebercragung von Werten aus bekannten

Gebieten ersetzen lassen, dürfte der Aufwand für die Erhe-

bungen mit den erwähnten Verfahren wesentlich gesenkt wer-

den können. Es sollte also möglich sein, die einzelnen

Restwasserbestimmungen innerhalb eines vertretbaren Zeit-

rahmens auf zuverlässige hydrologische Daten abstützen zu

können (vgl. Abb. 2).

Da die Resultate von Abschätzungen der Auflussmenge Q347

immer mit Unsicherheiten behaftet sind und Berechnungen

aufgrund verschiedener Verfahren häufig zu unterschiedli-

chen Resultaten führen können, wird die Landeshydrologie

und -geologie Richtlinien zur Abschätzung der Abflussmenge

Q erarbeiten (Art. 56 Abs. 4).

Es ist schliesslich darauf hinzuweisen, dass die verwende-

ten Daten aus einer neuen und aktuellen Messperiode stammen

sollten, damit die Einflüsse von langfristigen Veränderun-
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gen des Klimas und anderer Faktoren berücksichtigt werden

können.

Artikel 60 Hitteilungspflicht der Behörde

Es soll vermieden werden, dass der Betrieb von Beobach-

tungsstationen, deren Bau häufig mit beträchtlichem Kosten-

aufwand verbunden ist, durch Eingriffe in Gewässer unnöti-

gerweise gestört oder verunmöglicht wird.

323.3 Förderung

Artikel 61 Anlagen und Einrichtungen

Absätze l und 2:

Ein wesentlicher Abbau der Bunde'sbeiträge ergibt sich da-

durch, dass laut Revisionsentwurf an Abwasserhauptsammelka-

na'le keine Beiträge mehr geleistet werden, was zusammen mit

Einsparungen bei den übrigen Kanälen sowie bei den Abfall-

anlagen zu einer Reduktion der im Jahr 1986 gewährten Bei-

träge um rund einen Drittel führen wird (vgl. Abb. 8). Die-

Entlastung der Bundeskasse erfolgt dabei in den ersten fünf

Jahren vorwiegend auf Kosten der finanziell starken Kantone.

An Abwasserreinigungsanlagen, Regenbecken und Anlagen zur

Klärschlammverwertung sollen hingegen weiterhin Beiträge

geleistet werden. Nach Abschluss des Sanierungsprogramms in

den neunziger Jahren wird es vor allem darum gehen, mit den

Bundessubventionen die nötigen Verbesserungen zur Erhöhung

der Reinigungsleistung dieser Anlagen im Interesse des Ge-

wässerschutzes zu fördern. Als weiterhin s.ubventionswürdig

erachtet werden zudem Kanäle, die anstelle weitergehender

Reinigungsmassnahmen erstellt werden (zum Beispiel Hingka-

nalisationen bei Seen), sowie Gewässerschutzmassnahmen bei

Deponien für Siedlungsabfälle wie Abdichtungsarbeiten und

Abwasserbehandlung. Wie im weiteren die Erfahrung im In-

und Ausland zeigt, ist die Gefahr gross, dass Sonderabfälle

in einer für die Gewässer unsachgemässen Weise beseitigt
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werden, wenn die Beseitigungskosten eine kritische Grenze

iübersteigen. In Anbetracht der Bedeutung, die eine einwand-

freie Beseitigung von Sonderabfällen für den Gewässerschutz

hat, rechtfertigt sich eine weitere Beteiligung des Bundes

im bisherigen Rahmen.

Entgegen der ursprünglichen Absicht - der Vernehmlassungs-

entwurf vom November 1984 sah in Berücksichtigung einer1 In-

terpellation Ruffy noch Subventionen für die Trennung der

verschmutzten Abwässer von sauberem Fremdwasser und auf-

grund einer Motion desselben Nationalrats Beiträge für die

Abwassersanierung einzelner, abgelegener Gebäude vor - wer-

den aus folgenden Gründen keine zusätzlichen Beiträge mehr

vorgeschlagen: Die Trennung der verschmutzten Abwässer vom

sauberen Wasser findet vorwiegend innerhalb der Siedlungen

statt, wo an Abwasserkanäle keine Beiträge mehr geleistet

werden. Eine Subventionierung der erwähnten Massnahme wäre

bei dieser Sachlage inkonsequent. Was die Subventionierung

der Abwassersanierung einzelner, abgelegener Gebäude an-

geht, würde sich der Bund eindeutig in die Verantwortung

der Gemeinden bzw. der Kantone einmischen. Hinzu kommt,

dass es sich dabei um zahlreiche kleine Beiträge handelt.

Schliesslich ist darauf hinzuweisen, dass der Subventionie-

rung von Abwassersanierungen einzelner abgelegener Gebäude,

verglichen mit anderen Gewässerschutzmassnahmen im ländli-

chen Raum (Güllengruben), nicht erste Priorität zukommt.

Artikel 61 enthält keine Grundlage für die Subventionierung

von Sanierungsmassnahmen bei der Hofdüngerlagerung (Güllen-

gruben). Dieses auch aus der Sicht des Bundes wichtige Pro-

blem wird auf der Grundlage des Landwirtschaftsgesetzes ge-

löst werden müssen.

Artikel 62 Voraussetzungen, Berechnungsart und Höhe der

Abgeltungen

Absatz 1: Im Unterschied zum geltenden Recht (Art. 33 Abs.

2 GSchG) wird nicht mehr vorausgesetzt, dass auch die Kan-

tone Beiträge gewähren. Der Revisionsentwurf verpflichtet

ausschliesslich die Kantone, , die notwendigen Gewässer-
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schutzmassnahmen zu treffen. Nur die Kantone haben deshalb

einen Anspruch auf die Leistungen des Bundes. Dies ist im

übrigen auch einer der Gründe, weshalb bei der Beitragsbe-

messung nurmehr auf die Finanzkraft der Kantone und nicht

mehr auch auf diejenige der Gemeinden abgestellt wird

(Abs. 2 ) .

Neben den in Absatz l ausdrücklich genannten Voraussetzun-

gen muss die Subventionsbehörde des Bundes selbstverständ-

lich auch prüfen, ob ein Projekt auch in anderer Hinsicht

bundesrechtskonform ist (z.B. in bezug auf die Forderungen

des Umweltschutzes, einer rationellen Energieverwendung

oder des Natur- und Landschaftsschutzes).

Absatz 2: Die Bemessung der Subventionen soll sich wie er-

wähnt nicht mehr auf die Wehrsteuerkraft der Gemeinden,

sondern auf die Finanzkraft der Kantone abstützen. Dies hat

vorab ein einfacheres Bemessungsverfahren zur Folge; dieses

Verfahren entspricht denn auch einem der Ziele, die mit dem

Entwurf eines allgemeinen Subventionsgesetzes angestrebt

werden. Die neue Bemessungsart ermöglicht es dem Bund zu-

dem, Subventionen zu gewähren, ohne in den innerkantonalen

Finanzausgleich eingreifen zu müssen, und trägt somit.einem

wesentlichen Anliegen der Aufgabenteilung zwischen Bund und

Kantonen Rechnung. .

Absatz 3: Diese Bestimmung erlaubt es, dem im Umweltschutz-

gesetz bereits verankerten Verursacherprinzip auch im Ge-

wässerschutzrecht vermehrt Geltung zu verschaffen. Nach

bisherigem Recht wurde eine Reduktion des Bundesbeitrags

erst vorgenommen, wenn der Anteil des Industrieabwassers

denjenigen des übrigen kommunalen Abwassers überstieg. Nach

der Fassung des Revisionsentwurfs soll eine Reduktion nun

bereits vorgenommen werden können, wenn der Anteil eines

Betriebs ein gewisses Mass - beispielsweise zehn Prozent -

übersteigt.

Absatz 4: Das geltende Gewässerschutzgesetz vom 8. Oktober

1971 ermächtigt den Bundesrat nicht ausdrücklich, Bestim-

mungen über die, anrechenbaren Kosten zu erlassen. Dies hat
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sich verschiedentlich (insbesondere in Beschwerdefällen)

als nachteilig erwiesen.

Beim Erlass bzw. der Aenderung der entsprechenden Ausfüh-

rungsvorschriften wird namentlich geprüft werden müssen, ob

die Kosten für den Landerwerb weiterhin als anrechenbar er-

achtet werden können. Einerseits wird dabei zu berücksich-

tigen sein, .dass solche Rosten in anderen Bereichen, in de-

nen der Bund Beiträge an die Erstellung von Anlagen leistet

(Berufsschulen, Strafvollzugs- und Erziehungsanstalten,

AHV/IV), nicht oder nicht mehr beitragsberechtigt sind. An-

derseits wird auch berücksichtigt werden müssen, dass der

grösste Teil der landbenötigenden Gewässerschutzanlagen und

-einrichtungen im Zeitpunkt, in dem das revidierte Gesetz

in Kraft tritt, erstellt sein wird und die neue Regelung

somit vor allem diejenigen Subventionsempfänger benachtei-

ligen würde, welche die erforderlichen Anlagen hauptsäch-

lich infolge fehlender finanzieller Mittel noch nicht er-

stellen konnten.

Artikel 63 Risikogarantie

Eine gleichlautende Bestimmung ist bereits in der Allgemei-

nen Gewässerschutzverordnung vom 19. Juni 1972 (SR 814.201 ;

Art. 44) enthalten. Das Institut der Risikogarantie erlaubt

es, für erfolgversprechende neuartige Anlagen und Einrich-

tungen Risiken einzugehen, die in der Regel nicht auf ande-

re Weise abgedeckt werden können. Zu erwähnen bleibt, dass

die Gewährung einer Risikogarantie für den Bund nur dann

finanzielle Konsequenzen hat, wenn der erhoffte Erfolg aus-

bleibt.

Artikel 64 Grundlagenbeschaffung, Ausbildung und Aufklärung

Absatz 1: Der Bund soll auch in Zukunft - wenn auch in et-

was beschränkterem umfang - über die Möglichkeit verfügen,

Untersuchungen der Kantone zu unterstützen.

Bei den Oberflächengewässern handelt es sich um gezielte

Untersuchungen von beschränkter Dauer. Als Beispiel seien
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die Zuflussuntersuchungen beim Neuenburgersee erwähnt. Sie

dienen angesichts des sich verschlechternden Seezustandes

dazu, Lücken im Sanierungskonzept zu schliessen und die

günstigsten Massnahmen zu ermitteln.

Kenntnisse über das Vorkommen von Grundwasser bilden die

Grundlage für einen wirksamen Schutz. Unterstützt werden

soll deshalb nur die Ermittlung systematischer Basisinfor-

mationen. Weitergehende und regelmässige Untersuchungen und

vor allem projektbezogene Abklärungen sollen hingegen auf-

grund von Buchstabe b nicht unterstützt werden.

Absätze 2 und 3: Das Engagement des Bundes bei der Ausbil-

dung von Fachpersonal und der Aufklärung der Bevölkerung

soll weitergeführt werden. Für die Wasserversorgung , wird

zudem eine klare Rechtsgrundlage für die Beteiligung des

Bundes an der Erstellung des Wasserversorgungsatlasses ge-

schaffen. . . • .

324 Haftpflicht

(Vierter Titel, Art. 69)

Die in Artikel 36 des geltenden Gewässerschutzgesetzes ent-

haltene Haftpflichtbestimmung bedarf unter zwei Gesichts-

punkten einer Änderung und Anpassung. Sie muss einerseits

mit dem neu umschriebenen Anwendungsbereich des Gesetzes in

Übereinstimmung gebracht werden, das die Gewässer nicht

mehr bloss vor Verunreinigung, sondern generell vor nach-

teiligen Einwirkungen schützen will (vgl. oben Ziff. 312.1

und 321). Anderseits ist die Bestimmung in der Rechtslehre

überwiegend als systemfremde, reine Erfolgshaftung kriti-

siert worden, die jedermann - sogar für Unterlassungen -

unabhängig von einer schuldhaften Sorgfaltspflichtverlet-

zung haftpflichtig machen würde und die der Richter in die-

ser Form gar nicht handhaben könnte. Tatsächlich ist , denn

auch in den vierzehn Jahren ihrer Geltungsdauer kein einzi-

ges publiziertes Urteil bekannt geworden, in welchem die

Norm zur Anwendung gekommen wäre.
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Nachdem auch das Vernehmlassungsverfahren in dieser Frage

zu keinem eindeutigen Ergebnis geführt hat (sieben Kantone

sprachen sich für Beibehaltung aus, während sich die kon-

sultierten Organisationen mehrheitlich für Streichung aus-

sprachen), haben wir uns entschlossen, die Haftung für

nachteilige Einwirkungen auf Gewässer als klassische .Ge-

fährdungshaftung auszugestalten, welche nur für Betriebe,

Anlagen und, Einrichtungen gelten soll, von denen qualifi-

zierte Risiken für die Gewässer ausgehen. Für Schäden, die

vorsätzlich oder fahrlässig durch Verstoss gegen eine all-

gemeine oder im Gesetz spezifizierte Sorgfaltspflicht ver-

ursacht werden, wird daneben weiterhin die allgemeine Ver-

schuldenshaftung aus Artikel 41 des Obligationenrechts

(SR 220) zur Anwendung kommen.

Die vorgeschlagene neue Bestimmung nimmt ein Konzept wieder

auf, welches seinerzeit in der Beratung des Nationalrates

zum ümweltschutzgesetz zur Diskussion gestellt und mit le-

diglich 7 Stimmen Differenz abgelehnt worden • war (Amtl.

Bull. N 1982 I 479ff.), insbesondere um die seit langem an-

stehende Generalrevision und Vereinheitlichung des schwei-

zerischen Haftpflichtrechts nicht zu präjudizieren. Zwar

soll diese Aufgabe nun im Gefolge des Chemieunfalls von

Schweizerhalle ernsthaft an die Hand genommen werden; sie

wird indessen wegen ihrer Komplexität und Tragweite noch

einige Zeit beanspruchen, so dass es sich rechtfertigt, die

Gewässerschutzhaftung wenigstens für diese Übergangsphase

in einer Weise neu zu regeln, die einerseits der Kritik am

geltenden Artikel 36 Rechnung trägt, anderseits in den

grossen Zügen auch der sich abzeichnenden Tendenz zur Ver-

einheitlichung der Gefährdungshaftung - generell oder min-

destens im Umweltrecht - entspricht.

Die neue Haftungsbestimmung knüpft in Absatz l an eine "be-

sondere" Gefährdung an, die von einem objektiven Sachver-

halt, d.h. von der Existenz eines bestimmten Betriebs, ei-

ner Anlage oder einer anderen, insbesondere auch mobilen,

Einrichtung (z.B. einem Beförderungsmittel, einem bewegli-

chen Behälter gefährlicher Stoffe usw.) ausgeht. Damit ist

gemeint, dass dem betreffenden Betrieb, der Anlage oder

47 Bundesblatt. 139.Jahrgang. B d . I I 1161



Einrichtung ihrer Bestimmung nach ein qualifiziertes Risiko

immanent sein muss, nachteilig auf die Gewässer einz'uwir-

ken. Qualifiziert ist das Risiko, wenn es qualitativ oder

quantitativ eine Intensität erreicht, bei der eine stati-

stische Wahrscheinlichkeit besteht, dass Schäden selbst

dann eintreten können, wenn der Inhaber alle vernünftiger-

weise von ihm zu erwartende Sorgfalt aufwendet und alle zu-

mutbaren Massnahmen trifft, um eine Verwirklichung der Ge-

fahr zu^verhüten. • • '

Eine gesetzliche Aufzählung der Betriebe, Anlagen und Ein-

richtungen, welche diese Eigenschaften aufweisen, wäre zu

starr und bliebe zwangsläufig immer unvollständig; daraus

ergäben sich in bezug auf die Rechtsgleichheit alle Nach-

teile, welche mit der Zersplitterung der Gefährdungshaftun-

gen im geltenden Haftpflichtsystem verbunden sind. Dem

Richter muss ein ausreichender Spielraum zur,Bestimmung der

Tatbestände eingeräumt werden, deren Gefahrenpotential eine

Kausalhaftung rechtfertigt. Gegenüber dem geltenden Recht

ergibt sich aber eine erhebliche Einschränkung ihres Gel-

tungsbereichs, indem Aktivitäten ohne besondere Schadens-

neigung - insbesondere solche des privaten und familiären

Bereichs - in die normale Verschuldenshaftung zurückgeführt

werden. Damit ist auch gesagt, dass die neue Gefährdungs-

haftung in erster Linie - wenn auch nicht ausschliesslich -

eine Unternehmenshaftung ist. Die besondere Gefährdung wird

in der Regel gegeben sein, wenn wassergefährdende Flüssig-

keiten (Art. 22) oder Stoffe (Art. 25) in Betrieben oder

Anlagen verwendet, gelagert oder transportiert werden. .Bei

Stoffen im Sinne von Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe c (Stof-

fe, die aufgrund ihrer Eigenschaften oder ihrer Yerbrauchs-

menge die Gewässer verunreinigen oder schädliche Wirkungen

für den Betrieb von Abwasseranlagen haben können, z.B.

phosphathaltige Waschmittel) und bei nachteiligen Einwir-

kungen gemäss Artikel 37-43 ist die Gefährdung im Einzel-

fall zu beurteilen. Mit der Zeit dürfte es aber auch in

diesem Bereich zu einer gewissen Regelbildung kommen/ die

jedenfalls eine bessere Rechtssicherheit gewährleistet^ als

dies bei Beurteilung individuellen Verschuldens möglich wä-

re.
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Wie bei anderen Gefährdungshaftungen soll sich auch hier

der Inhaber eines Betriebs, einer Anlage oder Einrichtung

von einer zunächst angenommenen Haftpflicht dann befreien

können, wenn ihm der Nachweis gelingt, dass Im konkreten

Fall der Schaden massgebend durch eine Drittursache bewirkt

worden ist, deren Intensität das von ihm zu vertretende

typische Betriebsrisiko vollständig in den Hintergrund tre-

ten lässt und eine Schadenersatzpflicht als inadäquat er-

scheinen liesse. Es ; gelten die drei klassischen Entla-

stungsgründe der höheren Gewalt, des groben Selbstverschul-

dens des Geschädigten und des groben Verschuldens eines

Dritten (Abs. 2) ; sie waren zwar bereits im geltenden Arti-

kel 36 Absatz 2 vorgesehen, wären aber in der bisherigen

Konzeption mangels Bezugnahme auf eine typische Betriebsge-

fahr nicht praktikabel gewesen. Wie der Begriff der "höhe-

ren" Gewalt und jener des "groben" Selbst- oder Drittver-

schuldens andeuten, muss die Fremdursache immer in Relation

zum konkreten Gefahrenpotential gesetzt werden; je ausge-

prägter dieses ist, umso höhere Anforderungen werden an die

Entlastung zu stellen, sein. Erscheint das Selbstverschulden

des Geschädigten oder ein zufälliger äusserer umstand zwar

als erhebliches aber nicht ausschliessliches Element der

Ursachenkette, so kommt allenfalls eine Reduktion des Scha-

denersatzes nach Artikel 44 des Obligationenrechts in Fra-

ge, auf den in Absatz 3 der vorgeschlagenen Bestimmung ver-

wiesen wird; bei mitwirkendem aber nicht ausschliesslichem

Verschulden eines Aussenstehenden (Hilfspersonen des Be-

triebsinhabers sind niemals "Dritte") entsteht zwischen ihm

und dem Gefährdungshaftpflichtigen eine Solidarhaftung

(Art. 50 und 51 OR).

Absatz 3 übernimmt aus dem bisherigen Artikel 36 Absatz 3

den Verweis auf die allgemeinen Bestimmungen des Obligatio-

nenrechts über die unerlaubten Handlungen, die auch bei der

Haftung aus dem Gewässerschutzgesetz anwendbar sind.

In Absatz 4 wird ausdrücklich bestimmt, dass die Haftungs-

bestimmung des Gewässerschutzgesetzes auch für Schäden

gilt, die durch Betriebe, Anlagen oder Einrichtungen eines
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Gemeinwesens, d.h. des Bundes, eines Kantons oder einer Ge-

meinde, verursacht werden.

Absatz 5 schliesslich räumt dem Bundesrat die Kompetenz

ein, für bestimmte Betriebe, Anlagen oder Einrichtungen ein

Haftpflichtversicherungsobligatorium vorzusehen. Sie bildet

die Rechtsgrundlage namentlich für die in Artikel 47 Buch-

stabe d der Verordnung vom 28. September 1981 über den

Schutz der Gewässer vor wassergefährdenden Flüssigkeiten

(VWF; SR 814.226.21) vorgeschriebene Haftpflichtversiche-

rung für Tankrevisionsunternehmen. Sie könnte aber im Sinne

der neuen Gefährdungshaftung auch für weitere Betriebe,, An-

lagen und Einrichtungen aktuell werden, die mit qualifi-

zierten Risiken für die Gewässer verbunden sind.

Absatz 6 übernimmt aus dem bisherigen Absatz 6 von -Artikel

36 lediglich den Vorbehalt zugunsten der Haftung aus dem

Kernenergiehaftpflichtgesetz (KHG; SR 732.44) ; diese Spe-

zialhaftung muss derjenigen aus Gewässerschutz vorgehen,

soweit Einwirkungen im Sinne dieses Gesetzes gleichzeitig

die Voraussetzungen eines Nuklearschadens erfüllen. Gegen-

über allen anderen Spezialhaftungen beansprucht dagegen die

Gefährdungshaftung nach Artikel 69 des vorliegenden Entwur-

fes den Vorrang.

325 Strafbestimmungen

(Fünfter Titel)

Im Gegensatz zum Umweltschutzgesetz, in welchem sich die

meisten Vorschriften an die Behörden wenden und somit nicht

unmittelbar verbindliche Verhaltensvorschriften darstellen,

richten sich im Gewässerschutzgesetz viele Bestimmungen in

unmittelbarer Weise an jeden einzelnen und halten diesen zu

einem bestimmten Verhalten an. Dies hat letztlich eine

Vielzahl von Straftatbeständen zur Folge. Im Gewässer-

schutzgesetz vom 8. Oktober 1971 hat man diesem Umstand da-

mit zu begegnen versucht, dass nur die wichtigsten Verstös-

se als Vergehenstatbestände ausgestaltet und alle übrigen

Straftatbestände in einem allgemein formulierten Auffang-
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tatbestand als üebertretungen erfasst wurden. Dieses Vorge-

hen hat sich insbesondere für die Strafverfolgungsbehörden

als zweckmässig erwiesen und soll deshalb beibehalten wer-

den. Eine andere Möglichkeit - die beispielsweise im Um-

weltschutzgesetz Eingang gefunden hat - wäre eine Aufzäh-

lung sämtlicher üebertretungstatbestände (analog zur Auf-

zählung bei den Vergehenstatbeständen). Aus dem eingangs

erwähnten Grund würde dies indessen einen äusserst umfang-

reichen Katalog der zu erfassenden Verletzungen von Verhal-

tensvorschriften zu Folge haben.

Artikel 70 Vergehen

Das geltende Gewässerschutzgesetz behandelt in den Artikeln

37 und 38 eine Anzahl schwerwiegender Verletzungen von Ver-

haltensvorschriften, die in den meisten Fällen zu Verunrei-

nigungen der Gewässer führen oder zumindest eine grosse Ge-

fahr der Verunreinigung enthalten. Es besteht kein Anlass,

diese Strafbestimmung inhaltlich zu ändern. Hingegen brin-

gen es die neuen Vorschriften über die Sicherung angemesse-

ner Restwassermengen und über die Verhinderung anderer

nachteiliger Einwirkungen auf die Gewässer mit sich, dass

die Strafbestimmungen entsprechend ergänzt werden müssen.

Als Vergehenstatbestände sollen indes wie bis anhin nur

solche Verstösse erfasst werden, die von einer bestimmten

Tragweite sind und die Gewässer in der Regel in schwerwie-

gender Weise beeinträchtigen.

Artikel 71 üebertretungen

Die Eigenschaft von Artikel 40 des geltenden Rechts als

Auffangstraftatbestand für üebertretungen hat den Vorteil,

dass auch neue, im gleichen Gesetz eingefügte Vorschriften

ohne weiteres erfasst werden können. Es ist bereits erwähnt

worden, dass sich dieser Uebertretungsstraftatbestand in

der Praxis durchaus bewährt hat. Eine kleine Einschränkung

besteht darin, das sich die für üebertretungen massgebende

Verjährungsfrist des Schweizerischen Strafgesetzbuches (SR

311.0; Verfolgungsverjährung ein Jahr und Vollstreckungs-

verjährung zwei Jahre) oftmals als zu kurz erwiesen hat.
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Die Verjährung einer Uebertretung soll deshalb auf: zwei

Jahre,, die Verjährung der Strafe einer Uebertretung auf

vier Jahre verlängert werden.

Artikel 73 Anwendung des Verwaltungsstrafrechts

Am 1. Januar 1975 ist das .Bundesgesetz über das Verwal-

tungsstraf recht (VStrR; SR 313.0) in Kraft . getreten. Es

enthält in den Artikeln 6 und 7 ausführliche Bestimmungen

über Widerhandlungen in Geschäftsbetrieben durch Beauftrag-

te und vergleichbare Personen. Um Geschäftsherren oder Ar-

beitgeber, Auftraggeber oder Vertretene zur sorgfältigen

Ueberwachung ihrer gesetzlichen oder vertraglichen Vertre-

ter anzuhalten, werden sie denselben Strafbestimmungen un-

terstellt, denen auch die Vertreter und Beauftragten unter-

stehen.

Da auch für Widerhandlungen im Geschäftsbetrieb von: juri-

stischen Personen, Kollektiv- und Kommanditgesellschaften

sowie Einzelfirmen dieselbe Regelung wie im Bundesgesetz

über das Verwaltungsstrafrecht zu treffen ist, lassen sich

durch den Verweis auf die Artikel 6 und 7 VStrR unnötige

Wiederholungen vermeiden.

Artikel 73 des Entwurfs stellt somit bloss eine kürzere

Fassung von Artikel 42 des geltenden Gewässerschutzgesetzes

dar.

326 Schlussbestimmungen

(Sechster Titel)

326.1 Aufhebung und Aenderung bisherigen Rechts

Artikel 75 Aenderung von Bundesgesetzen

Ziffer l Fischereigesetz

Artikel 24: Mehrere Bestimmungen im vierten Abschnitt des

Fischereigesetzes weisen Berührungspunkte zum Revisionsent-
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wurf, namentlich zum Bereich des quantitativen Gewässer-

schutzes, auf. Damit nicht gleiche Sachverhalte in zwei

verschiedenen Gesetzen gleichzeitig und allenfalls sogar

unterschiedlich geregelt werden, ist es notwendig, eine

klare Abgrenzung zwischen dem Revisionsentwurf und dem

Fischereigesetz vorzunehmen. Dies hat im wesentlichen zur

Folge, dass

- auf die fischereirechtliche Bewilligung für Wasserentnah-

men, die der Bewilligungspflicht nach Artikel 29 des Re-

visionsentwurfs unterstehen, verzichtet werden kann

(Abs. 3) , da der vorliegende Entwurf die Voraussetzungen,

die erfüllt sein müssen, damit Wasserentnahmen aus

Fliessgewässern mit ständiger Wasserführung überhaupt

vorgenommen werden dürfen, in umfassender Weise um-

schreibt, und

- die Bewilligungspflicht für das Einbringen und Ablagern

von Stoffen, die den Fischbestand schädigen können, ent-

fällt (Abs. 2).

Absatz 4 ist inhaltlich unverändert aus dem bisherigen Ab-

satz l (von Art. 24) übernommen worden.

Artikel 48 trägt in seiner neuen Fassung dem umstand Rech-

nung, dass der vorliegende Entwurf nicht mehr bloss den

Schutz der Gewässer vor Verunreinigung, sondern vor allen

nachteiligen Einwirkungen umfasst.

Ziffer 2 Natur- und Heimatschutzgesetz

Artikel 21 Absatz 2: Im Interesse 'einer intensiven Boden-

nutzung und bei Verbauungen und .Korrektionen ist die Ufer-

vegetation häufig zerstört und nicht wiederhergestellt wor-

den. Dieser Zustand soll, soweit es die tatsächlichen Ver-

hältnisse gestatten, verbessert werden. Allerdings wird da-

bei immer zu beachten sein, dass der für die Hochwassersi-

cherheit erforderliche Durchflussquerschnitt erhalten

bleibt.

1167



Ziffer 3 Wasserbaupolizeigesetz

Artikel 5 Absatz l und l ls: Angesichts der grossen öko-

logischen Bedeutung der Gewässer und ihrer gegenwärtigen

Bedrohung sollen Verbauungen und Korrektionen grundsätzlich

nur noch durchgeführt werden dürfen, wenn der Schutz des

Menschen und erheblicher Sachwerte dies wirklich erfordert

und ein angemessener Schutz nicht mit planerischen Massnah-

men (wie z.B. Ausscheiden von Gefahrenzonen, Rückhaltung

von Hochwasserspitzen ,in üeberflutungsgebieten und Ver-

sickerungsbecken) oder mit Unterhaltsmassnahmen erreicht

werden kann. Soweit es um den Schutz von Sachwerten geht,

sollen für den Entscheid auch Risikoanalysen durchgeführt

werden.

Unter den Begriff "erhebliche Sachwerte" fallen namentlich

Verkehrs- und Industrieanlagen, Wohngebiete, Schutzwald,

stark erosionsgefährdetes Kulturland und standortgebundene

wasserempfindliche Spezialkulturen. Im weiteren soll damit
auch der vorhandene landwirtschaftliche Nutzwert des Kul-
turlandes erfasst werden. Der Begriff "erheblich" ist dabei

aus der Sicht der Oeffentlichkeit und- nicht aus derjenigen

einer Einzelperson zu beurteilen.

Ziffer 4 Umweltschutzgesetz

Artikel 30 Absatz 5: Abfalldeponien können je nach Beschaf-

fenheit der abgelagerten Stoffe noch lange nach ihrer Aus-

serbetriebnahme zu verunreinigenden Einleitungen und Ver-

sickerungen, zu Setzungen und andern unerwünschten Erschei-

nungen führen. Als Ursache kommen in Frage: Aeussere oder

innere Umstände wie Aenderungen des Grundwasserspiegels,

physikalisch-chemische oder biologische Vorgänge im , Depo-

niekörper und unerwartetes Verhalten der Sicherheitsein-

richtungen. Diese Bestimmung soll deshalb durch finanzielle

Sicherstellung die Behebung solcher Spätfolgen ermöglichen,

unabhängig davon, ob der seinerzeitige Betreiber der Depo-

nie noch zur Verantwortung gezogen werden kann oder nicht.
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326.2 Uebergangsbestimmungen

Artikel 76 Beseitigung unverschmutzten Abwassers

Die Entfernung des Fremdwassers aus bestehenden Kanalisa-

tionsnetzen erfordert in der Regel kostenintensive Massnah-

men. Artikel 76 verlangt daher, dass unverschmutztes Abwas-

ser nur soweit von der zentralen Kläranlage ferngehalten

werden muss, als es deren Betrieb nachteilig beeinflusst.

Grössere Fremdwassermengen (z.B. ganze Bäche) müssen somit

in jedem Fall, auch wenn schwierige Verhältnisse vorliegen

(z.B. im Stadtkern), vom verschmutzten Abwasser getrennt

abgeleitet werden. Hingegen wäre es unverhältnismässig, be-

stehende Grundstückdrainagen, in denen nur unwesentliche

Sickerwa.ssermengen anfallen, mittels teurer neuer Leitungen

von der zentralen Abwasserreinigungsanlage fernzuhalten.

Zudem ist es in vielen Fällen mit relativ einfachen Mitteln

möglich, die Leistungsfähigkeit einer Abwasserreinigungsan-

lage zu erhöhen und dadurch die schädliche Wirkung kleiner

Fremdwassermengen aufzuheben. Mit Blick darauf, dass bisher

über 26 Milliarden Franken in Abwasseranlagen : investiert

worden sind, halten wir die Verpflichtung zur Sanierung der

Kanalisationsnetze im beschriebenen Sinn im Verlauf der

nächsten 15 Jahre für vertretbar.

Artikel 77 Lagereinrichtungen für Gülle, Mist und Silosäfte

Sanierung und Ausbau unzureichender Güllengruben müssen

rasch verwirklicht werden. Dies ist auch in zahlreichen

Stellungnahmen der kantonalen Fachstellen verlangt worden.

Entsprechende Projekte sind deshalb gemäss der Dringlich-

keit des Einzelfalles unverzüglich an die Hand zu nehmen.

Die Sanierung sollte in spätestens 15 Jahren abgeschlossen

sein, damit die Ziele des Gewässerschutzes rechtzeitig er-

reicht werden können. In verschiedenen Kantonen sind solche

Sanierungsarbeiten im übrigen bereits seit längerer Zeit im

Gang und werden durch finanzielle Anreize gefördert.
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Artikel 78 Treibgut bei Stauanlagen

um Treibgut bei Stauanlagen nach den Bestimmungen von.Arti-

kel 41 beseitigen und einsammeln zu können, müssen bei den

Stauanlagen zürn Teil Zusatzeinrichtungen erstellt werden.

Obwohl dies an sich schon Artikel 28 des geltenden Gesetzes

indirekt gefordert hat, sind solche Massnahmen bis .heute

nur bei grösseren Werken - meistens anlässlich der Erneue-

rung oder Ergänzung ihrer Konzession - getroffen worden.

Eine Sanierungsvorschrift; erweist sich deshalb als notwen-

dig.

Artikel 79 Sanierung bestehender Wasserentnahmen

Absatz 1: Durch Wasserentnahmen beeinflusste Fliessgewässer

sind immer dann durch Massnahmen, wie sie für neue Entnah-

men gelten, zu sanieren, wenn das Wasser nicht aufgrund be-

stehender Wasserrechte genutzt wird. Beruhen hingegen be-

stehende Entnahmen auf solchen Rechten, so finden die .anzu-

ordnenden Sanierungsmassnahmen ihre Grenze dort, wo eine

Entschädigungspflicht des: Gemeinwesens einsetzen würde. Die

Behörde wird verpflichtet, alle im Rahmen dieser Grenzen

bestehenden Sanierungsmöglichkeiten voll auszuschöpfen. Da-

zu gehören nicht nur die in geringerem Mass möglichen Do-

tierwassererhöhungen, sondern vor allem bauliche und be-

triebliche Massnahmen, die in gewissen Fällen entscheidend

zur Verbesserung der Restwassersituation beitragen können.

Wohl nimmt die Regelung in Kauf, dass die Grenze der Sa-

nierungsmassnahmen erst im Anwendungsfall bestimmt werden

kann und dadurch, hohe Anforderungen an die Vollzugsbehörden

gestellt werden. Gewisse Anhaltspunkte ergeben sich jedoch

aus zwei konkreten Fällen, die durchaus iin Sinn von Artikel

79 liegen: In Ilanz wurde die ursprünglich konzessionierte

Restwassermenge nach einem Entscheid des Bundesgerichts

durchschnittlich um 50 Prozent erhöht, was einem voraus-

sichtlichen Mindererlös von 3,7 Prozent entsprach. Im Kan-

ton Tessin wurden die' vier Kraftwerksgesellschaften, auf-

grund einer Volksinitiative verpflichtet, für eine Anzahl

bisher trockengelegter Fliessgewässer entschädigungslos
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Restwassermengen vorzusehen, die Minderproduktionen zwi-

schen 1,5 und 3 Prozent zur Folge hatten.

Absatz 2 regelt die Fälle, in denen untragbare Restwasser-

situationen durch Massnahmen nach Absatz l nicht oder noch

nicht genügend verbessert werden können. Soll der Verfas-

sungsauftrag ernstgenommen werden, so rechtfertigt es sich

hier, Sanierungsmassnahmen auch dann vorzuschreiben, wenn

dadurch eine Entschädigungspflicht des Gemeinwesens ausge-

löst würde. Da von dieser Regelung nur wenige Fälle betrof-

fen sein werden und zudem Sanierungsmassnahmen nur soweit

anzuordnen sind, als es zur dringend notwendigen Verbesse-

rung der Situation gerade noch geboten ist, darf angenommen

werden, dass die Entschädigungen ein vertretbares Mass

nicht übersteigen werden. Bei dieser Sachlage erachten wir

die Errichtung eines Fonds zur Abgeltung entschädigungsbe-

gründender Eingriffe in bestehende Wassernutzungsrechte

nicht als notwendig.

Es bleibt in diesem Zusammenhang darauf hinzuweisen, dass

die Aeufnung eines solchen Fonds mit Mitteln, welche die

Kraftwerkbetreiber aufzuwenden hätten, auf der Grundlage

der bestehenden Verfassung nicht möglich wäre. So steht

nach Artikel 24bis Absatz 3 BV die Erhebung für die Was-

serbenutzung den Kantonen oder den nach der kantonalen Ge-

setzgebung Berechtigten zu. Der Bund könnte demnach zwar

einen Fonds schaffen, die Beschaffung der dazu notwendigen

finanziellen Mittel wäre ihm jedoch verwehrt. Was schliess-

lich die Errichtung, kantonaler Fonds angeht, so könnte der

Bund solche nicht zwingend vorschreiben, ohne in unzulässi-

ger Weise in die kantonale Finanzhoheit einzugreifen.

Artikel 81 Grundlagen für die Sanierung

Absatz 1: Das Inventar bestehender Wasserentnahmen ist in

vielen Kantonen bereits vorhanden und wird bei der Ertei-

lung bzw. Erneuerung der Wasserrechtskonzessionen sowie bei

der Berechnung der Wasserzinse verwendet. Die Eingabefrist

von zwei Jahren (Abs. 3) erscheint somit als vertretbar.
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Absatz 2: Einen grösseren Aufwand als die Erstellung des

Inventars nach Absatz l wird die Beurteilung der bestehen-

den Wasserentnahmen erfordern. Damit man sicher entscheiden

kann, ob und wieweit nach Artikel 79 saniert werden muss,

werden Beobachtungen an den einzelnen Restwasserstrecken

wohl unumgänglich sein. Da der Zeitpunkt der von der Behör-

de einmal als notwendig erachteten Sanierungsmassnahmen in

vielen Fällen vom Ausgang von Verhandlungen mit den Kraft-

werksgesellschaften abhängig sein dürfte, verlangt der Ent-

wurf Angaben über die zeitliche Folge der zu treffenden

Massnahmen nur, soweit dies möglich ist.

Artikel 82 Geplante Wasserentnahmen bei erteilter

Konzession

Sind Wasserentnahmen im Zeitpunkt, in dem das revidierte

Gewässerschutzgesetz in Kraft tritt, bereits konzessioniert

und werden die Restwasservorschriften in der Konzession

nicht oder nicht genügend berücksichtigt, so sind Massnah-

men im gleichen Mass wie bei der Sanierung bestehender Ent-

nahmen anzuordnen (Abs. l und 2).

Im Gegensatz zu den Sanierungen sind die Massnahmen für ge-

plante, aber bereits konzessionierte Wasserentnahmen spä-

testens vor dem Beginn der Bauarbeiten zu verfügen

( Abs. 3) . Darin liegt auch der Grund, weshalb die beiden

Regelungsgegenstände in getrennten Artikeln behandelt wer-

den. Im übrigen können sich in der Praxis unterschiedliche

Massnahmen ergeben, da entschädigungslose Eingriffe bei

noch nicht gebauten Werken weitergehen können als bei be-

reits bestehenden Werken.

Artikel 83 Abgeltungen

Die fehlenden finanziellen Mittel des Bundes haben unter

anderem zur Folge, dass beim Inkrafttreten des revidierten

Gewässerschutzgesetzes voraussichtlich nicht alle Beiträge,

auf die nach geltendem Recht ein Anspruch besteht, zugesi-

chert sein werden. Dies würde zu einer ungerechtfertigten

Schlechterstellung hauptsächlich jener führen, die aus ver-
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schiedenen Gründen erst gegen Ende der siebziger Jahre oder

noch später in der Lage waren, mit der Erstellung beitrags-

berechtigter Gewässerschutzanlagen zu beginnen. Artikel 83

sieht deshalb vor, dass für diese Anlagen noch das alte

Recht zur Anwendung gelangt. Bei der Beitragsbemessung sol-

len jedoch die Wehrsteuerkopfquoten der Gemeinden nicht

mehr berücksichtigt werden.

4 Finanzielle und personelle Auswirkungen

41 auf den Bund

Im gegenwärtigen Zeitpunkt müsste der Bund - wenn mit der

Preisbasis von 1986 gerechnet würde - jährlich zirka

190 Millionen Franken für Bundesbeiträge an Gewässerschutz-

anlagen bereitstellen. Die neuen Subventionsbestimmungen

werden nach der Inkraftsetzung des Gesetzes zunehmend zu

einer Verminderung dieses Engagements um 20 Prozent bis ei-
nem Drittel führen. Fünf Jahre nach Inkraftsetzung des Ge-

setzes wird sich das Ausmass der Bundesbeiträge nochmals um

rund 5 Prozent vermindern.

Die im betrachteten Zeitraum effektiv benötigten Bundesmit-

tel hängen neben den erwähnten rechnerischen Grossen auch

von den Projekten ab, die nach Inkrafttreten der Gesetzes-

revision noch nach altem Recht subventioniert werden müssen

(siehe Uebergangsbestimmungen, Art. 83). unter Berücksich-

tigung dieser Projekte sowie des natürlichen Rückgangs bei

den Sanierungsmassnahmen würde der Bund in der Zeit ab In-

kraftsetzung des revidierten Gesetzes bis zum Jahr 2000

nach der vorgeschlagenen Regelung im Mittel noch etwa 100

Millionen Franken pro Jahr an Bundesbeiträgen ausrichten,

und zwar im ersten Jahr rund 170 Millionen und im letzten

Jahr dieses Zeitraumes noch rund 40 Millionen Franken (vgl.

Abb. 7). Die Bundesmittel, die nach Finanzplan 1988-1990 in

den nächsten Jahren zur Verfügung stehen werden, genügen

aber nicht zur Deckung dieser Bedürfnisse. Die Kantone wer-

den deshalb hauptsächlich im Hinblick auf die Beiträge, die
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noch nach altem Recht auszurichten sind, Prioritaten fest-

legen miissen. ;

Weitere finanzielle Auswirkungen auf den Bund sind nach In-

krafttr.eten des vorliegenden Revisionsentwurfs nicht zu er-

warten.

Die personellen Konsequenzen der Gesetzesrevision konnen

auf Bundesebene mit drei Stellen veranschlagt werden. Der

Abbau der Subventionen erlaubt es demgegeniiber, zwei Stel-

Abbildung 7

Einfluss der Gesetzesrevision auf die jahrlichen, vo'm
Bund zu leistenden Beitrage an Gewasserschutzanlagen,

Finanzbedarf
Mio.Fr./a (Preise 86) heutlge Regelung (Abnahme we-

gen verminderter Bautatigkeit)

neue Regelung:
Projekte nach altem Recht :
ber'u'cksichtigt
nicht berlicksichtigt

Inkraftsetzung
des Gesetzes

(Annahme)

5 Jahre nach
Inkraftsetzung
des Gesetzes

Die Abbildung zeigt die Abnahme der jahrlich auszurichtenden Bundesbei-

trage aufgrund des Revisionsentwurfs. Der Verzicht auf die Subventionie-

rung von Abwasserkanalen und Abfallanlagen fiihrt zu einer Reduktion der

Subventionen urn rund einen Drittel.
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len einzusparen. In dieser Schätzung ist der i zusätzliche

Aufwand zur Abwicklung von externen Aufträgen (Art. 56 Abs.

4) wie z.B. der Beschaffung von hydrologischen Grundlagen

zur Bestimmung von Restwassermengen nicht inbegriffen.

Insgesamt sind die personellen Konsequenzen der Gesetzesre-

vision für die Bundesverwaltung deshalb recht bescheiden,,

weil auf dem Gebiet der Restwasservorschriften in erster

Linie die Verursacher verpflichtet werden, Entscheidungs-

grundlagen zu liefern. Das revidierte Gesetz erfordert zu-

dem nur in geringem Ausmass neue Tätigkeiten. Es verlangt

vielmehr, dass bisherige Tätigkeiten unter Berücksichtigung

neuer Gesichtspunkte (Schutzinteressen) ausgeübt werden.

42 auf die Kantone und Gemeinden

421 Bundesbeiträge

Der Abbau der Bundesbeiträge an Abwasser- und Abfallbesei-

tigungsanlagen hat zwangsläufig eine stärkere Belastung der

Kantone und Gemeinden zur Folge. Berücksichtigt man jedoch,

dass die zur Hauptsache der Subventionskürzung unterliegen-

den Abwasserkanalisationen nach geltendem Recht eigentlich

bis 1987 hätten erstellt werden müssen, würden durch den

Abbau der Bundesbeiträge nur noch abgelegene Gebiete be-

nachteiligt, in denen^die Einhaltung der Fristen nicht mög-

lich war. Dieser Nachteil wird indessen durch die um fünf

Jahre verlängerte Beitragsleistung an finanziell mittel-

starke und schwache Kantone ausgeglichen, wenn es sich um

Anlagen nach Artikel 61 Absatz 2 handelt.

422 Einnahmen aus der Wasserkraftnutzung

Die bereits im allgemeinen Teil dieser Botschaft

(Ziff. 312.3) erwähnte Minderproduktion an hydraulischer

Energie wird bei Kantonen und Gemeinden zu Mindereinnahmen

aus den Wasserzinsen führen. Bei einem angenommenen Pro-

duktionsrückgang von 1500 GWh/a nach der Sanierung aller
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Restwasserstrecken, also in etwa 70 Jahren, würde der jähr-

liche Ausfall im Jahr 2060 schliesslich den Höchstbetrag

von rund 11 Millionen Franken erreichen (berechnet mit dem

maximalen Wasserzins von 54 Fr./kW bzw. 0,7 Rp./kWh). Da

sich jedoch die Regelung erst vom Zeitpunkt der Konzes-

sionserneuerung an auswirken wird, fällt dieser Umstand in

den meisten Fällen mit der Möglichkeit der Ausübung des

Heimfallsrechts zusammen (vgl. Abb. 1). Wird dieses ausge-

übt, so fallen diese finanziellen Auswirkungen automatisch

dahin. Hinsichtlich der weiteren Einnahmen aus der Wasser-

kraftnutzung kann man davon ausgegeben, dass die Kantone

solche in doppelter Funktion erhalten: einerseits als ge-

winnbeteiligte Eigentümer - etwa 75 Prozent der Aktien von

Elektrizitätswerken sind in öffentlicher Hand - und ander-

seits als Gemeinwesen, die die Steuern der Kraftwerksbe-

treiber erhalten. In beiden Funktionen erleiden sie keine

finanziellen Einbussen, wenn die durch verminderte Produk-

tion bedingte Erhöhung der Gestehungskosten (0,17 Rp./kWh

auf der Preisbasis 1985) auf die Konsumenten abgewälzt

wird; Gewinnmargen und Steuervolumen werden dadurch nicht

verändert.

423 Oebrige finanzielle sowie personelle Konsequenzen

Die finanziellen Konsequenzen der Bestimmungen zur Verhin-

derung anderer nachteiliger Einwirkungen, namentlich bauli-

cher Eingriffe in die Gewässer, wirken ;sich teilweise be-

lastend, teilweise entlastend aus. Bei naturnahen Verbau-

ungsarten (Lebendverbau) verringern sich die Baukosten zum

Teil erheblich; anderseits verlangen solche Verbauungen

häufig einen etwas aufwendigeren Unterhalt. Weiter können

Regenrückhaltemassnahmen zwar lokal Mehrkosten verursachen;

im grösseren Rahmen betrachtet helfen sie aber mit, dass

die Gewässer weniger stark ausgebaut werden müssen.

Auf kantonaler Ebene verursacht die Gesetzesrevision vor

allem für diejenigen Kantone, auf die voraussichtlich zahl-

reiche Restwasserprobleme zukommen werden, eine gewisse
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personelle Mehrbelastung. In grösseren Gebirgskantonen kann

dies die Schaffung von ein bis zwei neuen Stellen erfordern.

Auch das Umsetzen der gewässerschützerischen Grundsätze in

der Landwirtschaft sowie die bei Anlagen mit wassergefähr-

denden Stoffen zu treffenden Gewässerschutzmassnahmen wer-

den personelle Konsequenzen haben. Ein allenfalls notwendi-

ger Mehrbedarf kann jedoch zumindest teilweise durch den im

Subventionsbereich eintretenden Abbau ausgeglichen werden.

43 Andere Auswirkungen

Besondere energiewirtschaftliche Auswirkungen der Gesetzes-

revision sind nur aufgrund der Restwasservorschriften

(Art. 31; Mindestmenge) zu erwarten. Die im allgemeinen

Teil dieser Botschaft (Ziff. 312.3) erwähnte Minderproduk-

tion von 1500 GWh/a wird indessen erst weit im nächsten

Jahrhundert erreicht (vgl. Abb. 1). Da die Konzessionen der

meisten grossen Wasserkraftwerke erst nach dem Jahr 2040

ablaufen, verringern sich bis dahin die Produktionsmöglich-

keiten im Durchschnitt jedes Jahr nur etwa um 15 GWh/a.

Verglichen mit der mittleren jährlichen Endverbrauchszunah-

me an elektrischer Energie von 1260 GWh/a (3,4 %) in den

Jahren 1979-1985 kann man diese Abnahme als gering bezeich-

nen.

Die finanziellen Auswirkungen der Restwasservorschriften

auf Private lassen sich auf verschiedene Arten darstellen:

Ein erster Hinweis lässt sich wiederum aus der erwähnten

Minderproduktion von 1500 GWh/a ableiten, die auf der Basis

von 1985 eine Einbusse an erzeugter Speicherenergie von 7,9

Prozent ergeben hätte. Aufgrund der Berechnungsmodelle ei-

ner im Jahr 1985 erarbeiteten Studie "Die Raumwirksamkeit

der Wasserwirtschaftspolitik des Bundes: Aufgezeigt am Bei-

spiel der Wasserzinsen", Studie im Rahmen des nationalen

Forschungsprogramms "Regionalprobleme" lässt sich weiter

der Einfluss der restwasserbedingten Minderproduktion auf

die Gestehungskosten abschätzen: Demnach hätten sich die

Gestehungskosten 1985 im Durchschnitt über alle Kraftwerk-
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Kategorien hinweg um 0,17 Rp./kWh verteuert; dies hätte -

bei voller Oeberwälzung - einen Anstieg des durchschnittli-

chen Konsumentenpreises im selben Jahr von 13,50 Rp./kWh

auf 13,67 Rp./kWh zur Folge gehabt. Wenn man schliesslich

annimmt, ein Schweizer Haushalt verbrauche jährlich für

rund 500 Franken Elektrizität, würden die Mehrausgaben bei

voller Auswirkung der Restwasservorschriften (was erst 2060

der Fall sein wird) im gegenwärtigen Zeitpunkt 6 Franken

pro Haushalt und Jahr erreichen.

5 Richtlinien der Regierungspolitik

Die Vorlage ist in den Richtlinien der Regierungspolitik für

die Legislaturperiode 1983-1987 angekündigt (BB1 1984 I

157, Ziff. 11). Die Revision des Gewässerschutzgesetzes

bildet einen Bestandteil des zweiten Pakets zur Neuvertei-

lung der Aufgaben zwischen Bund und Kantonen, die ihrer-

seits als Schwerpunkt der Regierungspolitik bezeichnet wird
(BEI 1984 I 182).

Am 9. Oktober 1984 ist die Volksinitiative "zur Rettung un-

serer Gewässer" eingereicht worden. Die weitgehende Identi-

tät der grundsätzlichen Zielrichtungen von Volksinitiative

und Revision Gewässerschutzgesetz legte es nahe, die Arbei-

ten zu den beiden Geschäften gemeinsam weiterzuverfolgen.

Am 23. April 1986 beschlossen wir deshalb, den Revisions-

entwurf zum Gewässerschutzgesetz der Initiative als indi-

rekten Gegenvorschlag gegenüberzustellen. Dies bedingte in-

dessen eine Herauslösung der Revision Gewässerschutzgesetz

aus dem zweiten Paket zur Neuverteilung der Aufgaben zwi-

schen Bund und Kantonen. Die auf den Gewässerschutz bezoge-

nen Vorschläge der mit der Aufgabenneuverteilung befassten

Studienkommission werden dadurch jedoch nicht in Frage ge-

stellt.
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6 Verfassungsmässigkeit

Der Entwurf stützt sich auf Artikel 24 ls BV ab. Nach Ar-

tikel 24bis Absatz l Buchstabe a BV hat der Bund Grund-

sätze über die Erhaltung und Erschliessung der Wasservor-

kommen, insbesondere für die Versorgung mit Trinkwasser so-

wie die Anreicherung von Grundwasser, aufzustellen. Die

verfassungsmässige Grundlage für die Bestimmungen über den

Schutz der ober- und unterirdischen Gewässer gegen Verun-

reinigung und über die Sicherung angemessener Restwasser-

mengen befindet sich in Artikel 24 1 Absatz 2 Buchstabe

a BV. Nach dem Ingress zu Absatz l muss die Gesetzgebung

die gesamte Wasserwirtschaft berücksichtigen und zudem im

Gesamtinteresse liegen.

Der vorliegende Entwurf beruht auf einer eingehenden Analy-

se des Verfassungsauftrags. Das Ergebnis dieser Arbeiten

ist bereits im allgemeinen Teil der Botschaft unter den

Ziffern 221 und 312 zusammengefasst, so dass auf diese Aus-

führungen verwiesen werden kann.
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Bundesbeschluss Entwurf
über die Volksinitiative
«zur Rettung unserer Gewässer»

Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft,

nach Prüfung der am 9. Oktober 1984 eingereichten Volksinitiative «zur Ret-
tung unserer Gewässer» '),
nach Einsicht in eine Botschaft des Bundesrates vom 29. April 1987 2\

beschliesst:

Art. l
1 Die Volksinitiative vom 9. Oktober 1984 «zur Rettung unserer Gewässer» wird
Volk und Ständen zur Abstimmung unterbreitet.
2 Die Initiative lautet :

Die Bundesverfassung wird wie folgt ergänzt:

Art. 24°aies (neu)
1 Natürliche Gewässer und Gewässerabschnitte, die noch weitgehend ur-
sprünglich sind, sind samt ihrem Uferbereich umfassend zu schützen.
2 Eingriffe in naturnahe Gewässerabschnitte, die trotz bestehender Belastun-
gen ihr ursprüngliches landschaftliches Erscheinungsbild und ihre ökologi-
schen Funktionen weitgehend bewahrt haben, sind örtlich zu beschränken.
Unzulässig sind Eingriffe zu Nutzungszwecken, die unmittelbar oder durch
Folgewirkungen den ökologischen oder landschaftlichen Charakter von na-
turnahen oder von grösseren stark belasteten Gewässerabschnitten verän-
dern.
3 Belastete Gewässer und Gewässerabschnitte sind samt ihren Uferbereichen
unter Berücksichtigung ihrer Zuflüsse und Vorfluter zu sanieren, sofern die
Wiederherstellung eines naturnahen Zustandes aus ökologischer oder land-
schaftlicher Sicht gerechtfertigt ist. Die freie Fischwanderung sowie die na-
türliche Fortpflanzung der Tiere sind zu sichern.
4 Eingriffe in Gewässer und ihre Uferbereiche sind schonend durchzuführen
und auf das unerlässlich Nötige zu beschränken.
5 Wasserbaupolizeiliche Eingriffe sind nur zulässig, wenn der Schutz von Le-
ben und Gesundheit des Menschen oder von erheblichen Sachwerten sie
zwingend erfordern.
6 Bei neuen und bestehenden Stauhaltungen und Wasserentnahmen ist dau-
ernd und auf der ganzen Länge der Fliessstrecke eine ausreichende Wasser-
führung zu gewährleisten. Als ausreichend gilt die Wasserführung, wenn ins-

') BB1 1984 III 994, 1985 I 278
2> BB1 1987 II 1061
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Volksinitiative

besondere die standortgemässen Lebensgemeinschaften von Tieren und
Pflanzen fortbestehen können, schutzwürdige Landschaften oder wertvolle
Landschaftselemente sowie Grundvvasservorkommen hinsichtlich Menge
und Güte nicht erheblich beeinträchtigt werden, eine genügende Verdün-
nung der Abwässer sichergestellt ist und die Fruchtbarkeit des Bodens erhal-
ten bleibt.
7 Die Schmälerung wohlerworbener Rechte wird nach Massgabe von Arti-
kel 22ter entschädigt. Für die Abgeltung entschädigungspflichtiger Eigen-
tumsbeschränkungen errichtet der Bund einen Fonds, den die Besitzer von
Wasserkraftwerken zu speisen haben.
s Den Organisationen des Natur-, Heimat- und Umweltschutzes sowie der Fi-
scherei kommt Parteistellung zu.
9 Einsprachen und Beschwerden, die sich gegen nutzungsbedingte Eingriffe
in Gewässer richten, haben aufschiebende Wirkung.

Übergangsbestimmungen
1 Vorhaben, für die rechtsgültige Konzessionen oder Bewilligungen vorlie-
gen, gelten als neue Eingriffe, sofern im Zeitpunkt der Annahme von Arti-
kel 24°CUES mit den wesentlichen Bauarbeiten noch nicht begonnen worden
ist.
2 Bis zum Vorliegen der gesetzlichen Bestimmungen erlässt der Bundesrat die
erforderlichen Ausführungsvorschriften und regelt insbesondere das Bewilli-
gungs- und Sanierungsverfahren. Liegen diese Vorschriften zwei Jahre nach
Annahme von Artikel 24cclies nicht vor. dürfen nur noch wasserbaupolizeili-
che Eingriffe bewilligt werden.
3 Artikel 24OCLies und die vorstehenden Bestimmungen treten mit ihrer An-
nahme durch Volk und Stände in Kraft.

Art. 2

Die Bundesversammlung empfiehlt Volk und Ständen, die Initiative zu verwer-
fen.

1922
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Bundesgesetz Entwurf
über den Schutz der Gewässer
(Gewässerschutzgesetz, GSchG)

vom

Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft,

gestützt auf Artikel 24bis der Bundesverfassung,
nach Einsicht in eine Botschaft des Bundesrates vom 29. April 19871),

beschliesst:

\. Titel: Allgemeine Bestimmungen

Art. l Zweck

Dieses Gesetz soll die Gewässer vor nachteiligen Einwirkungen schützen und
insbesondere folgenden Interessen dienen:

a. der Gesundheit von Menschen und Tieren;
b. der Sicherstellung der Trink- und Brauchwasserversorgung;
c. der Erhaltung natürlicher Lebensräume für die einheimische Tier- und

Pflanzenwelt;
d. der Erhaltung von Fischgewässern;
e. der Erhaltung der Gewässer als Landschaftselemente;
f. der landwirtschaftlichen Bewässerung;
g. der Benützung zur Erholung und zum Baden.

Art. 2 Geltungsbereich

Dieses Gesetz gilt für alle ober- und unterirdischen Gewässer.

Art. 3 Sorgfaltspflicht

Jedermann ist verpflichtet, nachteilige Einwirkungen auf die Gewässer nach
Möglichkeit zu vermeiden.

Art. 4 Begriffe

In diesem Gesetz bedeuten:

a. Oberirdisches Wasser, Gewässersohle und Böschungen, einschliess-
Gewässer: lieh die tierische und pflanzliche Besiedlung, die un-

mittelbar davon abhängt oder das Gewässer beein-
flusst.

SR ...
') BEI 1987 II 1061
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Gewässerschutz. BG

b. Unterirdisches
Gewässer:

c. Nachteilige
Einwirkung:

d. Verunreinigung:

e. Abwasser:

f. Verschmutztes
Abwasser:

g. Abflussmenge Q^7

h. Ständige
Wasserführung:

i. Restwassermenge:

k. Dotierwasser-
menge:

Grundwasser (einschl. Quellwasser) und Grundwas-
serleiter, Grundwasserstauer und Deckschicht.

Verunreinigung und andere Eingriffe, welche die Ge-
stalt oder die Funktion eines Gewässers beeinträchti-
gen.

Nachteilige physikalische, chemische oder biologi-
sche Veränderung des Wassers.

Das durch häuslichen, industriellen, gewerblichen,
landwirtschaftlichen oder sonstigen Gebrauch verän-
derte Wasser, das in einer Kanalisation stetig damit
zusammen abfliessende Wasser und das von bebau-
ten oder befestigten Flächen abfliessende Nieder-
schlagswasser.

Abwasser, das geeignet ist. das Gewässer, in das es
eingeleitet wird, zu verunreinigen.

Abflussmenge, die. gemittelt über zehn Jahre, durch-
schnittlich während 347 Tagen des Jahres vorhanden
oder überschritten ist und die durch Stauung, Ent-
nahme oder Zuleitung von Wasser nicht wesentlich
beeinflusst ist.

Abflussmenge Q-, grösser als Null.

Abflussmenge eines Fliessgewässers, die nach einer
oder mehreren Entnahmen von Wasser verbleibt.

Wassermenge, die zur Sicherstellung einer bestimm-
ten Restwassermenge bei der Wasserentnahme im
Gewässer zu belassen ist.

Art. 5 Ausnahmen für die Gesamtverteidigung

Soweit die Gesamtverteidigung es erfordert, kann der Bundesrat durch Verord-
nung Ausnahmen von diesem Gesetz vorsehen.

2. Titel : Verhinderung und Behebung nachteiliger Einwirkungen

1. Kapitel: Reinhaltung der Gewässer

1. Abschnitt: Einleiten, Einbringen und Versickern von Stoffen

Art. 6 Grundsatz
1 Es ist untersagt, Stoffe, die Wasser verunreinigen können, mittelbar oder un-
mittelbar in ein Gewässer einzubringen oder sie versickern zu lassen.
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2 Es ist auch untersagt, solche Stoffe ausserhalb eines Gewässers abzulagern
oder auszubringen, sofern dadurch die konkrete Gefahr einer Verunreinigung
des Wassers entsteht.

Art. 7 Abwasserbeseitigung
1 Verschmutztes Abwasser muss behandelt werden. Man darf es nur mit Bewilli-
gung der kantonalen Behörde in ein Gewässer einleiten oder versickern lassen.
2 Nicht verschmutztes Abwasser ist nach den Anordnungen der kantonalen Be-
hörde versickern zu lassen. Erlauben die örtlichen Verhältnisse dies nicht, so
kann es mit Bewilligung der kantonalen Behörde in ein oberirdisches Gewässer
eingeleitet werden. Dabei ist durch Rückhaltemassnahmen nach Möglichkeit
dafür zu sorgen, dass das Wasser bei grossem Anfall gleichmässig abfliessen
kann.

Art. 8 Sickerwasser aus Abfalldeponien
1 Die Kantone sorgen dafür, dâss Gewässerverunreinigungen durch Einleitun-
gen oder Versickerungen aus stillgelegten oder noch in Betrieb stehenden Ab-
falldeponien rasch behoben werden.
2 Sie erstellen einen Kataster der stillgelegten Abfalldeponien. Dieser gibt, so-
weit möglich, auch Auskunft über die Art der dort gelagerten Abfälle. ,

Art. 9 Vorschriften des Bundesrates
1 Der Bundesrat legt die Anforderungen an die Wasserqualität der ober- und
unterirdischen Gewässer fest.
2 Er erlässt Vorschriften über:

a. die Einleitung von Abwasser in Gewässer;
b. die Versickerung von Abwasser;
c. Stoffe, die nach Art ihrer Verwendung ins Wasser gelangen können und

die aufgrund ihrer Eigenschaften oder ihrer Verbrauchsmenge die Gewäs-
ser verunreinigen oder schädliche Wirkungen für den Betrieb von Abwas-
seranlagen haben können.

2. Abschnitt:
Behandlung der Abwässer und Verwertung der Hofdünger
aus der Nutztierhaltung

Art. 10 Öffentliche Kanalisationen und zentrale Abwasserreinigungsanlagen
1 Die Kantone sorgen für die Erstellung öffentlicher Kanalisationen und zentra-
ler Abwasserreinigungsanlagen für verschmutzte Abwässer:
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a. aus Bauzonen;
b. aus bestehenden Gebäudegruppen, die sich beim Inkrafttreten dieses Ge-

setzes noch nicht im Bereich öffentlicher Kanalisationen befinden und für
die besondere Arten der Abwasserbeseitigung (Art. 13) keinen ausreichen-
den Schutz der Gewässer gewährleisten oder nicht wirtschaftlich sind.

2 Kann eine private Kanalisation auch öffentlichen Zwecken dienen, so ist sie
der öffentlichen Kanalisation gleichgestellt.
3 Die Kantone sorgen für eine generelle Kanalisationsplanung.

Art. 11 Anschluss- und Abnahmepflicht
1 Im Bereich öffentlicher Kanalisationen müssen die verschmutzten Abwässer in
die Kanalisation eingeleitet werden.

- Der Bereich öffentlicher Kanalisationen umfasst:
a. Bauzonen;
b. weitere Gebiete, sobald für sie eine Kanalisation erstellt wurde (Art. 10

Abs. ! Bst. b);
c. weitere Gebiete, in welchen der Anschluss an die Kanalisation zweckmäs-

sig und zumutbar ist.
3 Der Inhaber der Kanalisation ist verpflichtet, die Abwässer abzunehmen und
sie der zentralen Reinisunssanlaee zuzuführen.

Art. 12 Sonderfälle im Bereich öffentlicher Kanalisationen
1 Wer Abwässer hat. die den Anforderungen an die Einleitung in die Kanalisa-
tion nicht entsprechen, muss sie vorbehandeln. Die Kantone regeln die Vorbe-
handlung.
2 Für Abwasser, das für die Behandlung in einer zentralen Reinigungsanlage
nicht geeignet ist. legt die kantonale Behörde die zweckmässige Beseitigung
fest.
3 Nicht verschmutztes Abwasser, das stetig anfällt, darf weder direkt noch indi-
rekt einer zentralen Abwasserreinigungsanlage zugeleitet werden. Die kantonale
Behörde kann Ausnahmen bewilligen.
4 In einem Landwirtschaftsbetrieb mit erheblichem Rindvieh- und Schweinebe-
stand darf das häusliche Abwasser zusammen mit der Gülle landwirtschaftlich
verwertet werden (Art. 14), wenn:

a. die Hof- und Betriebsgebäude mit Umschwung in der Landwirtschaftszone
liegen oder die Gemeinde Massnahmen trifft, namentlich Planungszonen
erlässt. um die Gebäude samt Umschwung der Landwirtschaftszone zuzu-
weisen;

b. die Lagerkapazität auch für das häusliche Abwasser ausreicht und die Ver-
wertung auf eigenen oder gepachteten Nutzflächen sichergestellt ist.
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5 Werden Hof- und Betriebsgebäude mit Umschwung nach Absatz 4 nicht innert
fünf Jahren nach Erlass der Massnahmen der Landwirtschaftszone zugewiesen,
so muss das häusliche Abwasser in die Kanalisation geleitel werden.

Art. 13 Besondere Arten der Abwasserbeseitigung
1 Ausserhalb des Bereichs öffentlicher Kanalisationen sind die Abwässer ent-
sprechend dem Stand der Technik zu beseitigen.
2 Die Kantone sorgen dafür, dass die Anforderungen an die Wasserqualität der
Gewässer eingehalten werden.

Art. 14 Betriebe mit Nutztierhaltung
1 Gülle, Mist und Silosäfte aus der Nutztierhaltung müssen ordnungsgemäss
und nach dem Stand der Technik landwirtschaftlich verwertet werden.
2 Im Betrieb müssen dafür Lagereinrichtungen mit einer Kapazität von minde-
stens drei Monaten vorhanden sein. Die kantonale Behörde kann für Betriebe
im Berggebiet oder in ungünstigen klimatischen oder besonderen pflanzenbauli-
chen Verhältnissen eine grössere Lagerkapazität anordnen. Für Ställe auf Al-
pen, auf Maiensässen oder in Liegenschaften, die nur für kurze Zeit mit Tieren
belegt werden, kann sie eine kleinere Lagerkapazität bewilligen.
3 Der Betrieb muss über eine so grosse eigene, gepachtete oder langfristig ver-
traglich gesicherte Nutzfläche verfügen, dass auf l ha höchstens drei Dünger-
grossvieheinheiten entfallen.
4 Eine Düngergrossvieheinheit entspricht dem durchschnittlichen Anfall von
Gülle und Mist einer 600 kg schweren Kuh.

Art. 15 Kontrolle von Anlagen und Einrichtungen
1 Die Inhaber von Abwasseranlagen, Lagereinrichtungen für Gülle und Mist so-
wie von Rauhfuttersilos sorgen dafür, dass diese sachgemäss bedient, gewartet
und unterhalten werden. Die Funktionstüchtigkeit von Abwasseranlagen muss
regelmässig überprüft werden.
2 Die kantonale Behörde sorgt dafür, dass in angemessenen Zeitabständen die
erforderlichen Kontrollen durchgeführt werden.

Art. 16 Vorschriften des Bundesrates

Der Bundesrat regelt die Anforderungen an:
a. die Einleitungen in Kanalisationen;
b. besondere Ableitungen aus Produktionsprozessen;
c. die Rückstände aus Abwasserreinigungsanlagen und ihre Verwertung oder

Beseitigung;
d. die Kontrolle von Anlagen und Einrichtungen.
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3. Abschnitt:
Abwassertechnische Voraussetzungen für die Erteilung
von Baubewilligungen

Art. 17 Grundsatz

Baubewilligungen für Neu- und Umbauten dürfen nur erteilt werden, wenn:
a. im Bereich öffentlicher Kanalisationen gewährleistet ist. dass die ver-

schmutzten Abwässer in die Kanalisation eingeleitet (Art. 11 Abs. 1) oder
landwirtschaftlich verwertet werden (Art. 12 Abs. 4");

b. ausserhalb des Bereichs öffentlicher Kanalisationen die zweckmässige Be-
seitigung der verschmutzten Abwässer durch besondere Arten gewährlei-
stet und die kantonale Gewässerschutzfachstelle angehört worden ist;

c. gewährleistet ist. dass Abwässer, die für die Behandlung in einer zentralen
Abwasserreinigungsanlage nicht geeignet sind, zweckmässig beseitigt wer-
den.

Art. 18 Ausnahmen
1 Für kleinere Gebäude und Anlagen, die sich im Bereich öffentlicher Kanalisa-
tionen befinden und die aus zwingenden Gründen noch nicht an die Kanalisa-
tion angeschlossen werden können, kann die Baubewilligung erteilt werden,
wenn der Anschluss kurzfristig möglich ist und das Abwasser in der Zwischen-
zeit auf andere befriedigende Weise beseitigt wird. Bevor die Behörde die Be-
willigung erteilt, hört sie die kantonale Gewässerschutzfachstelle an.
2 Der Bundesrat kann die Voraussetzungen näher umschreiben.

4. Abschnitt: Planerischer Schutz

Art. 19 Gewässerschutzbereiche
1 Die Kantone teilen ihr Gebiet nach der Gefährdung der ober- und der unterir-
dischen Gewässer in Gewässerschutzbereiche ein. Der Bundesrat erlässt die er-
forderlichen Vorschriften.
2 In den besonders gefährdeten Bereichen dürfen die Erstellung und die Ände-
rung von Bauten und Anlagen sowie Grabungen, Erdbewegungen und ähnliche
Arbeiten nur mit Zustimmung der kantonalen Gewässerschutzfachstelle bewil-
ligt werden.

Art. 20 Grundwasserschutzzonen
1 Die Kantone scheiden Schutzzonen für die im öffentlichen Interesse liegenden
Grundwasserfassungen und -anreicherungsanlagen aus und legen die notwendi-
gen Eigentumsbeschränkungen fest.
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2 Der Inhaber der Grundwasserfassung muss:
a. die notwendigen Erhebungen für die Abgrenzung der Schutzzonen durch-

führen ;
b. die erforderlichen dinglichen Rechte erwerben;
c. für Entschädigungen für Eigentunisbeschränkungen aufkommen.

Art. 21 Grundwasserschutzareale
1 Die Kantone scheiden Areale aus, die für die künftige Nutzung und Anreiche-
rung von Grundwasservorkommen von Bedeutung sind. In diesen Arealen dür-
fen keine Bauten und Anlagen erstellt oder Arbeiten ausgeführt werden, die
künftige Nutzungs- und Anreicherungsanlagen beeinträchtigen könnten.
2 Die Kantone können Entschädigungen für Eigentunisbeschränkungen auf die
späteren Inhaber von Grundwasserfassungen und Anreicherungsanlagen abwäl-

5. Abschnitt: Umgang mit wassergefährdenden Flüssigkeiten

Art. 22 Allgemeine Anforderungen
1 Die Inhaber von Anlagen mit wassergefährdenden Flüssigkeiten, insbesondere
von Anlagen für die Lagerung, die Beförderung und den Umschlag, erstellen
die zum Schutz der Gewässer erforderlichen baulichen und apparativen Vor-
richtungen und kontrollieren sie regelmässig. Sie sorgen für einen einwand-
freien Betrieb und die Wartung der Anlagen.
2 Bau, Änderung und Erweiterung einer solchen Anlage bedürfen einer Bewilli-
gung der kantonalen Behörde.
3 Stellen der Inhaber einer solchen Anlage oder die mit dem Betrieb oder der
Wartung betrauten Personen einen Flüssigkeitsverlust fest, so melden sie dies
unverzüglich der Gewässerschutzpolizei. Sie kehren ausserdem von sich aus al-
les Zumutbare vor, um drohende Gewässerverunreinigungen zu verhindern.
4 Die Kantone sorgen für:

a. die notwendigen Sammelstellen für wassergefährdende Flüssigkeiten;
b. eine für die Gewässer unschädliche Verwertung oder Beseitigung solcher

Flüssigkeiten.

Art. 23 Revisionsarbeiten
1 Revisionen von Anlagen mit wassergefährdenden Flüssigkeiten dürfen nur von
Unternehmungen ausgeführt werden, die eine Bewilligung der kantonalen Be-
hörde haben.
2 Die Bewilligung wird erteilt, wenn die Unternehmung über ausgewiesenes
Fachpersonal und die notwendige Ausrüstung verfügt. Sie gilt für die ganze
Schweiz.
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Art. 24 Kavernenspeicher

Wassergefährdende Flüssigkeiten dürfen nicht in unterirdischen Kavernenspei-
chern gelagert werden, wenn sie dabei in unmittelbaren Kontakt mit Grundwas-
ser kommen können.

Art. 25 Wassergefährdende Stoffe

Die Artikel 22 und 24 gelten sinngemäss für Stoffe, die bei Kontakt mit Flüssig-
keiten zu wassergefährdenden Flüssigkeiten werden können.

Art. 26 Vorschriften des Bundesrates
1 Der Bundesrat erlässt Vorschriften über Standorte, Konstruktionsmateria!,
technische Ausgestaltung und Revision der Anlagen, die wassergefährdende
Flüssigkeiten enthalten.
2 Er kann für kleine Anlagen Ausnahmen von der Bewilligungspflicht nach Ar-
tikel 22 Absatz 2 vorsehen.

6. Abschnitt: Bodenbewirtschaftung und Massnahmen am Gewässer

Art. 27 Bodenbewirtschaftung

Böden sind nach dem Stand der Technik der Bodenbewirtschaftung und des
Pflanzenbaus so zu bewirtschaften, dass die Gewässer nicht beeinträchtigt wer-
den, namentlich nicht durch Abschwemmung und Auswaschung von Düngstof-
fen und Pfianzenbehandlungsmitteln.

Art. 28 Massnahmen am Gewässer

Reichen bei einem Gewässer die Massnahmen nach den Artikeln 7-27 nicht
aus. um die Anforderungen an die Wasserqualität (Art. 9 Abs. 1) einzuhalten,
sorgt der Kanton dafür, dass zusätzlich Massnahmen am Gewässer selbst ge-
troffen werden.

2. Kapitel : Sicherung angemessener Restwassermengen

Art. 29 Bewilligung
1 Eine Bewilligung braucht, wer über den Gemeingebrauch hinaus:

a. einem Fliessgewässer mit ständiger Wasserführung Wasser entnimmt;
b. aus Seen oder Grundwasservorkommen, welche die Wasserführung eines

FHessgewässers mit ständiger Wasserführung wesentlich beeinflussen,
Wasser entnimmt.
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2 Nicht der Bewilligungspflicht dieses Gesetzes unterliegen Wasserentnahmen,
über die nach dem Bundesgesetz vom 22. Dezember 1916'^ über die Nutzbar-
machung der Wasserkräfte entschieden wird. Die Artikel 30-36 sind anzuwen-
den.

Art. 30 Voraussetzungen der Bewilligung

Die Entnahme darf bewilligt werden, wenn:
a. die Anforderungen nach den Artikeln 31-35 erfüllt sind;
b. zusammen mit andern Entnahmen einem Fliessgewässer höchstens 20 Pro-

zent der Abflussmenge Q347 und nicht mehr als 1000 l/s entzogen werden;
oder

c. für die Trinkwasserversorgung im Jahresmittel aus einer Quelle höchstens
50 l/s, aus dem Grundwasser höchstens 100 l/s entnommen werden.

Art. 31 Mindestmenge
1 Bei Wasserentnahmen aus Fliessgewässern mit ständiger Wasserführung muss
die Restwassermenge mindestens betragen:

bis 60 l/s Abflussmenge Q347 50 l/s
und für je weitere 10 I/s Abflussmenge Q347 8 l/s mehr,

für 160 l/s Abflussmenge Q347 130 l/s
und für je weitere 10 l/s Abflussmenge Q347 4,4 l/s mehr,

für 500 l/s Abflussmenge Q347 . , 280 l/s
und für je weitere 100 l/s Abflussmenge Q347 31 l/s mehr,

für 2500 l/s Abflussmenge Q347 :.. 900 l'/s
und für je weitere 100 l/s Abflussmenge Q347 21,3 l/s mehr,

für 10 000 l/s Abflussmenge Q347 2500 l/s
und für je weitere 1000 l/s Abflussmenge Q347 150 l/s mehr,

ab 60 000 l/s Abflussmenge Q347 10 000 l/s,
2 Die nach Absatz l berechnete Restwassermenge muss erhöht werden, wenn
folgende Anforderungen nicht erfüllt sind und nicht durch andere Massnahmen
erfüllt werden können:

a. Die Wasserqualität der Oberflächengewässer muss trotz der Wasserent-
nahme und der bestehenden Abwassereinleitungen eingehalten werden.

b. Grundwasservorkommen müssen weiterhin so gespiesen werden, dass die
davon abhängige Trinkwassernutzung im erforderlichen Ausmass möglich
ist und der Wasserhaushalt für die landwirtschaftliche Nutzung nicht we-
sentlich beeinträchtigt wird.

c. Seltene Lebensräume und -gemeinschaften, die direkt oder indirekt, von
der Art und Grosse des Gewässers abhängen, müssen erhalten oder, sofern
zwingende Gründe dies nicht erlauben, durch gleichwertige ersetzt werden.

') SR721.80
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Die für die freie Fischwanderung erforderliche Wassertiefe muss gewähr-
leistet sein.
Bei Fliessgewässern bis 40 l/s Abflussmenge Q347 unterhalb von 800 m
ü. M., die als Laichstätten oder Aufzuchtgebiete von Fischen dienen, muss
gewährleistet sein, dass sie diese Funktion weiterhin erfüllen.

Art. 32 Ausnahmen
1 Die Mindestmenge kann tiefer angesetzt werden:

a. in Notsituationen für befristete Entnahmen zur Trinkwasserversorgung
oder zur landwirtschaftlichen Bewässerung;

b. auf einer Strecke von 500 m unterhalb einer Wasserentnahme aus einem
Gewässer oberhalb von 1700 m ü. M. mit einer Abflussmenge Q347 von we-
niger als 50 l/s;

c. bei Wasserentnahmen aus Nichtfischgewässern bis zu einer Restwasserfüh-
rung von 35 Prozent der Abflussmenge Q34:.

2 Die Mindestmenge kann auch im Rahmen einer Schutz- und Nutzungspla-
nung für ein kleinräumiges zusammenhängendes Gebiet tiefer angesetzt werden,
sofern ein entsprechender Ausgleich durch Verzicht auf andere Wasserentnah-
men im gleichen Gebiet stattfindet. Die Schutz- und Nutzungsplanung bedarf
der Genehmigung des Bundesrates.

Art. 33 Erhöhung der Mindestmenge
1 Die Behörde erhöht die Mindestmenge so weit, als dies aufgrund einer Abwä-
gung der Interessen für und gegen das Ausmass der vorgesehenen Wasserent-
nahme möglich ist.
2 Interessen für die Wasserentnahme sind namentlich:

a. öffentliche Interessen, denen die Wasserentnahme dienen soll;
b. die wirtschaftlichen Interessen des Wasserherkunftsgebiets;
c. die wirtschaftlichen Interessen desjenigen, der Wasser entnehmen will.

' Interessen gegen die Wasserentnahme sind namentlich:
a. der Schutz des Gewässers als Lebensraum .und Landschaftselement, insbe-

sondere die Erhaltung der vom Gewässer direkt oder indirekt abhängigen
Tier- und Pflanzenwelt sowie deren Artenreichtum;

b. die Erhaltung der Fischfauna, insbesondere des Ertragsvermögens, der Ar-
tenvielfalt und der natürlichen Fortpflanzung;

c. die Erhaltung einer Wasserführung, die langfristig für die Einhaltung der
Anforderungen an die Wasserqualität der Gewässer ausreicht;

d. die Erhaltung eines ausgeglichenen Grundwasserhaushalts, der die künf-
tige Trinkwassernutzung, die ortsübliche Bodennutzung und eine standort-
gerechte Vegetation gewährleistet;

e. die Sicherstellung der landwirtschaftlichen Bewässerung.
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4 Wer Wasser aus einem Gewässer entnehmen will, unterbreitet der Behörde ei-
nen Bericht über:

a. die Auswirkungen unterschiedlich grosser Wasserentnahmen auf die Inter-
essen an der Wasserentnahme, insbesondere auf die Herstellung von elek-
trischer Energie und deren Kosten;

b. die voraussichtlichen Beeinträchtigungen der Interessen gegen eine Was-
serentnahme und über mögliche Massnahmen zur Verhinderung der Beein-
trächtigungen.

Art. 34 Wasserentnahmen aus Seen und Grundwasservorkommen

Wird aus .einem See oder einem .Grundwasservorkommen Wasser entnommen
und dadurch die Wasserführung eines Fliessgewässers wesentlich beeinflusst, so
ist das Fliessgewässer sinngemäss nach den Artikeln 31-33 zu schützen.

Art. 35 Entscheid der Behörde
1 Die Behörde bestimmt im Einzelfall die Dotierwassermenge und die anderen
Massnahmen, die zum Schutz der unterliegenden Gewässer notwendig sind.
2 Sie kann die Dotierwassermenge je nach Jahreszeit unterschiedlich festlegen.
Die Wassennenge nach den Artikeln 31 und 32 darf nicht unterschritten wer-
den.
3 Die Behörde hört vor ihrem Entscheid die interessierten Fachstellen und, bei
Entnahmen für Anlagen zur Wasserkraftnutzung mit einer Bruttoleistung über
300 kW, den Bund an.

Art. 36 Kontrolle der Dotierwassermenge
1 Wer einem Gewässer Wasser entnimmt, muss der Behörde durch Messungen
belegen, dass er die Dotierwassermenge einhält.
2 Weist er nach, dass die zufliessende Wassennenge zeitweise geringer ist als die
festgelegte Dotierwassermenge, so muss er während dieser Zeit nur so viel Do-
tierwasser abgeben wie Wasser zufliesst.

3. Kapitel :
Verhinderung anderer nachteiliger Einwirkungen auf Gewässer

Art. 37 Verbauung und Korrektion von Fliessgewässern
1 Fliessgewässer dürfen nur verbaut oder korrigiert werden, wenn:

a. der Schutz von Menschen oder erheblichen Sachwerten es erfordert,(Art. 5
Abs. lb i s des Bundesgesetzes vom 22. Juni 1877') über die Wasserbaupo-
lizei);

') SR 721.10
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b. es für die Schiffbarmachung oder für eine im öffentlichen Interesse lie-
gende Nutzung der Wasserkraft nötig ist ;

c. dadurch der Zustand eines bereits verbauten oder korrigierten Gewässers
im Sinn dieses Gesetzes verbessert werden kann.

2 Dabei muss der natürliche Verlauf des Gewässers möglichst beibehalten oder
wiederhergestellt werden. Gewässer und Ufer müssen so gestaltet werden, dass:

a. sie einer vielfältigen Tier- und Pflanzenwelt als Lebensraum dienen kön-
nen ;

b. die Wechselwirkungen zwischen Oberflächengewässer und Grundwasser
weitgehend erhalten bleiben;

c. eine standortgerechte Ufervegetation gedeihen kann.
3 In überbauten Gebieten kann die Behörde Ausnahmsn von Absatz 2 bewilli-
gen.
4 Für die Schaffung neuer künstlicher Fliessgewässer gilt Absatz 2 sinngemäss.

Art. 38 Überdecken oder Eindolen von Fliessgewässern

' Fliessgewässer dürfen nicht überdeckt oder eingedolt werden.
2 Die Behörde kann Ausnahmen bewilligen für:

a. Hochwasserentlastungs- und Bewässerungskanäle;
b. Verkehrsübergänge:
c. Übergänge für land- und forstwirtschaftliche Güterwege:
d. künstlich angelegte kleine Entwässerungsgräben mit zettweiser Wasserfüh-

rung; x

e. den Ersatz bestehender Eindolungen und Überdeckungen, sofern eine of-
fene Wasserführung nicht möglich ist.

Art. 39 Einbringen fester Stoffe in Seen
1 Es ist untersagt, feste Stoffe in Seen einzubringen, auch wenn sie Wasser nicht
verunreinigen können.
2 Die kantonale Behörde kann Schüttungen bewilligen:

a. für standortgebundene Bauten in überbauten Gebieten, wenn überwie-
gende öffentliche Interessen eine Schüttung erfordern und sich der ange-
strebte Zweck anders nicht erreichen lässt;

b. wenn dadurch eine Flachwasserzone verbessert werden kann.
3 Die Schütr.ingen sind so natürlich wie möglich zu gestalten, und zerstörte
Ufervegetation ist zu ersetzen.

Art. 40 Spülung und Entleerung von Stauräumen
J Der Betreiber einer Stauhaltung sorgt dafür, dass bei der Spülung und Entlee-
rung des Stauraumes oder bei der Prüfung von Vorrichtungen für das Ablassen
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von Wasser und die Hochwasserentlastung die Tier- und Pflanzenwelt im Un-
terlauf des Gewässers möglichst nicht beeinträchtigt wird.
2 Er darf Spülungen und Entleerungen nur mit einer Bewilligung der kantona-
len Behörde vornehmen. Die Bewilligungsbehörde hört die interessierten Fach-
stellen an. Sind periodische Spülungen und Entleerungen zur Erhaltung der Be-
triebssicherheit notwendig, so legt die Behörde lediglich Zeitpunkt und Art der
Durchführung fest.
3 MUSS der Betreiber aufgrund ausserordentlicher Ereignisse den Stausee aus Si-
cherheitsgründen sofort absenken, so orientiert er unverzüglich die Bewilli-
gungsbehörde.

Art. 41 Treibgut bei Stauhaltung
1 Wer ein Gewässer staut, darf Treibgut, das er dem Gewässer entnommen hat,
nicht ins Gewässer zurückgeben. Die Behörde kann Ausnahmen bewilligen.
2 Er hat das Treibgut nach den Anordnungen der Behörde im Bereich seiner
Anlagen periodisch einzusammeln.

Art. 42 Entnahme und Einleitung von Wasser oder Abwasser
1 Wird bei einem natürlichen See Wasser entnommen oder eingeleitet, so dürfen
sich dadurch die Schichtungs- und Strömungsverhältnisse im See nicht wesent-
lich verändern, und es dürfen keine Spiegelschwankungen auftreten, die zu Be-
einträchtigungen im Uferbereich führen können.
2 Für die Einleitung von Wasser oder Abwasser in ein Fliessgewässer sind Art
und Ort der Einleitung so zu wählen, dass möglichst keine Verbauungen und
Korrektionen notwendig werden.

Art. 43 Erhaltung von Grundwasservorkommen
1 Die Kantone sorgen dafür, dass einem Grundwasservorkommen langfristig
nicht mehr Wasser entnommen wird, als ihm zufliesst. Kurzfristig darf mehr
Wasser entnommen werden, sofern dadurch die Qualität des Grundwassers und
die Vegetation nicht beeinträchtigt werden.
2 Ist ein Grundwasservorkommen durch übermässige Entnahme oder durch eine
verringerte Speisung beeinträchtigt, so sorgt der Kanton für eine möglichst weit-
gehende Verbesserung des Zustands, sei es durch Verminderung der Entnahme,
durch künstliche Anreicherung oder durch Untergrundspeicherung von Trink-
wasser.
3 Grundwasservorkommen dürfen nicht dauernd miteinander verbunden wer-
den, wenn dadurch Menge oder Qualität des Grundwassers beeinträchtigt wer-
den können.
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4 Speichervolumen und Durchfluss nutzbarer Grundwasservorkommen dürfen
durch Einbauten nicht wesentlich und dauernd verringert werden.
5 Durch Stauhaltungen mil geringer Stauhöhe dürfen das Grundwasser und die
vom Grundwasserstand abhängige Vegetation nicht wesentlich beeinträchtigt
werden. Für bestehende Anlagen kann die Behörde Ausnahmen bewilligen.
6 Die Entwässerung eines Gebiets, durch die auf einer grossen Fläche der
Grundwasserspiegel abgesenkt wird, ist nur zulässig, wenn eine landwirtschaft-
liche Nutzung durch keine andere Massnahme gesichert werden kann.

Art. 44 Ausbeutung von Kies, Sand und anderem Material
1 Wer Kies, Sand oder anderes Material ausbeuten oder vorbereitende Grabun-
gen dazu vornehmen will, braucht eine Bewilligung,
2 Die Bewilligung darf nicht erteilt werden :

a. in Grundwasserschutzzonen:
b. unterhalb des Grundwasserspiegels bei einem Grundwasservorkommen,

das sich nach Menge und Qualität für die Wassergewinnung eignet.
3 Bei einem Grundwasservorkommen, das sich nach Menge und Qualität für die
Wassergewinnung eignet, kann die Ausbeutung oberhalb des Grundwasserspie-
gels bewilligt werden, wenn über dem höchsten möglichen Grundwasserspiegel
eine schützende Materialschicht belassen wird. Diese ist nach den örtlichen Ge-
gebenheiten zu bemessen.

3. Titel: Vollzug, Grundlagenbeschaffung, Förderung und Verfahren

I.Kapitel: Vollzug

1. Abschnitt: Vollzug durch die Kantone

Art. 45

Die Kantone vollziehen dieses Gesetz, soweit nicht Artikel 48 den Vollzug dem
Bund überträst. Sie erlassen die erforderlichen Vorschriften.

2. Abschnitt: Vollzug durch den Bund

Art. 46 Aufsicht und Koordination
1 Der Bund beaufsichtigt den Vollzug dieses Gesetzes.
2 Der Bundesrat regelt die Koordination:

a. der Gewässerschutzmassnahmen der Kantone;
b. unter den Bundesstellen;
c. zwischen Bundesstellen und Kantonen.
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Art. 47 Ausführungsvorschriften
1 Der Bundesrat erlässt die Ausführungsvorschriften.
2 Er hört bei der Vorbereitung von Ausführungsvorschriften und völkerrechtli-
chen Vereinbarungen die Kantone und die interessierten Kreise an.

Art. 48 Vollzugskompetenzen des Bundes
1 Die Bundesbehörde, die ein anderes Bundesgesetz oder einen Staatsvertrag
vollzieht, ist bei der Erfüllung dieser Aufgabe auch für den Vollzug des Gewäs-
serschutzgesetzes zuständig. Bevor sie eine Verfügung erlässt, die sich auf dieses
Gesetz stützt, hört sie die betroffenen Kantone und die interessierten Bundes-
stellen an.
2 Der Bund vollzieht die Vorschriften über Stoffe nach Artikel 9 Absatz 2 .Buch-
stabe c; er kann für bestimmte Teilaufgaben die Kantone beiziehen.
3 Der Bundesrat bestimmt, welche Angaben, die aufgrund anderer Bundesge-
setze über Stoffe erhoben werden, dem Bundesamt für Umweltschutz zur Verfü-
gung zu stellen sind. :

3. Abschnitt: Besondere Bestimmungen über den Vollzug

Art. 49 Gewässerschutzfachstelle und Gewässerschutzpolizei
1 Die Kantone führen eine Gewässerschutzfachstelle. Sie organisieren die Ge-
wässerschutzpoüzei und einen Schadendienst.
2 Das Bundesamt für Umweltschutz ist die Gewässerschutzfachstelle des Bun-
des.
3 Bund und Kantone können für den Vollzug öffentlichrechtliche Körperschaf-
ten und Private beiziehen, insbesondere für Kontrolle und Überwachung:

Art. 50 Information und Beratung
1 Bund und Kantone informieren die Öffentlichkeit über den Gewässerschutz
und den Zustand der Gewässer.
2 Die Gewässerschutzfachstellen beraten Behörden und Private.
3 Sie empfehlen Massnahmen zur Verhütung und Verminderung nachteiliger
Einwirkungen auf Gewässer.

Art. 51 Duldungs- und Schweigepflicht

' Die Behörden des Bundes und der Kantone können Erhebungen an privaten
und öffentlichen Gewässern vornehmen. Sie können die dazu notwendigen Ein-
richtungen erstellen und Kontrollen an Anlagen durchführen. Die Grundeigen-
tümer und die Inhaber der Anlagen müssen den damit betrauten Personen den
Zutritt gewähren und ihnen die erforderlichen Auskünfte erteilen.
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1 Die mit dem Vollzug dieses Gesetzes beauftragten Personen sowie Experten
und Mitglieder von Kommissionen und Fachausschüssen unterstehen dem
Amtsgeheimnis.

Art. 52 Zwangsmassnahmen

Die Behörden können die von ihnen angeordneten Massnahmen zwangsweise
durchsetzen. Soweit das kantonale Recht keine oder keine strengeren Vorschrif-
ten enthält, ist im kantonalen Verfahren Artikel 41 des Bundesgesetzes über das
Verwaltungsverfahren '' anwendbar.

Art. 53 Kosten von Sicherungs- und Behebungsmassnahmen

Die Kosten von Massnahmen, welche die Behörden zur Abwehr einer unmittel-
bar drohenden Gefahr für die Gewässer sowie zur Feststellung und zur Behe-
bung eines Schadens treffen, werden dem Verursacher Überbunden.

Art. 54 Gebühren des Bundes
1 Der Bund erhebt eine Gebühr für seine Bewilligungen und Kontrollen sowie
für seine besonderen Dienstleistungen nach diesem Gesetz.
2 Der Bundesrat bestimmt die Ansätze.

Art. 55 Interkantonale Gewässer
1 Berührt ein ober- oder ein unterirdisches Gewässer das Gebiet mehrerer Kan-
tone, so hat jeder Kanton diejenigen Massnahmen zu treffen, die zum Schutz
dieses Gewässers und im Interesse der anderen Kantone notwendig sind.
2 Können sich die Kantone über die Massnahmen nicht einigen, so entscheidet
der Bundesrat.

2. Kapitel: Grundlagenbeschaffung

Art. 56 Aufgaben des Bundes
1 Der Bund führt Erhebungen von gesamtschweizerischem Interesse durch über:

a. die hydrologischen Verhältnisse;
b. die Wasserqualität der ober- und unterirdischen Gewässer;
c. die Trinkwasserversorgung;
d. andere Belange des Gewässerschutzes.

2 Er stellt die Ergebnisse und die Auswertung der Erhebungen Interessierten zur
Verfügung.

') SR 172.021

1197



Gewässerschutz. BG

3 Der Bundesrat regelt die Durchführung der Erhebungen und ihre Auswertung.
4 Die zuständigen Bundesstellen erlassen fachtechnische Weisungen und bera-
ten die Erhebungsstellen. Sie können gegen Rechnung hydrologische Arbeiten
für andere durchführen oder ihre Geräte für solche Arbeiten zur Verfügung
stellen.

Art. 57 Aufgaben der Kantone
1 Die Kantone führen die weiteren Erhebungen durch, die für den Vollzug die-
ses Gesetzes erforderlich sind. Sie teilen die Ergebnisse den zuständigen Bun-
desstellen mit.
2 Die Kantone erstellen ein Inventar über die Wasserversorgungsanlagen und
Grundwasservorkommen auf ihrem Gebiet. Das Inventar ist öffentlich, soweit
nicht Interessen der Gesamtverteidigung die Geheimhaltung erfordern.

Art. 58 Aufteilung der Kosten

Die Kosten für Erhebungen und für Forschungsarbeiten, die sowohl im gesamt-
schweizerischen Interesse als auch im Interesse von Kantonen oder Dritten lie-
gen, werden nach der Interessenlage aufgeteilt. Können sich die Beteiligten
nicht einigen, so entscheidet das Eidgenössische Departement des Innern.

Art. 59 Ermittlung der Abflussmenge Q347

Liegen für ein Gewässer keine oder nur unzureichende Messergebnisse vor, so
wird die Abflussmenge Q347 mit andern Methoden wie hydrologischen Beobach-
tungen und Modellrechnungen ermittelt.

Art. 60 Mitteilungspflicht der Behörde

Bevor eine Behörde etwas bewilligt, das sich auf ein Gewässer in der Nähe ei-
ner Station für hydrologische oder andere Erhebungen auswirkt, unterrichtet sie
die für die Station zuständige Stelle.

3. Kapitel: Förderung

Art. 61 Anlagen und Einrichtungen
1 Der Bund leistet den Kantonen im Rahmen der bewilligten Kredite Abgeltun-
gen an die Erstellung folgender Anlagen und Einrichtungen:

a. zentrale Abwasserreinigungsanlagen;
b. Regenbecken;
c. Anlagen zur Klärschlammverwertung;
d. Kanäle, die anstelle weitergehender Reinigungsmassnahmen erstellt wer-

den;
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e. Anlagen zur Schlammbeseitigung;
f. Einrichtungen zum Schutz von Gewässern bei Abfalldeponien;
g. Anlagen zur Beseitigung oder zur Verwertung von Stoffen, die nicht in die

Kanalisation geleitet oder' in die Abwasserreinigungsanlagen gegeben wer-
den dürfen (Anlagen für Sonderabfälle):

h. Einrichtungen und Geräte der Schadendienste, die für die Beseitigung
wassergefährdender Stoffe beschafft werden müssen;

i. Sanierungsmassnahmen an Gewässern nach Artikel 28.
2 Den finanziell mittelstarken und schwachen Kantonen leistet er zudem im
Rahmen der bewilligten Kredite an folgende Anlagen Abgeltungen, sofern mit
der Erstellung innerhalb von fünf Jahren nach Inkrafttreten dieses Gesetzes be-
gonnen wird:

a. Sammelleitungen, die sich ausserhalb der Bauzone befinden;
b. Sammelleitungen, die von zwei oder mehreren Gemeinden benutzt wer-

den:
c. Hauptsammeikanäle, sofern deren Erstellung vor dem Baubeginn der Ab-

wasserreinigungsanlage in Angriff genommen wird;
d. Anlagen zur Beseitigung oder Verwertung fester Abfälle.

Art. 62 Voraussetzungen. Berechnungsart und Höhe der Abgeltungen
1 Die Abgeltungen werden nur geleistet, wenn die vorgesehene Lösung auf einer
zweckmässigen Planung beruht, einen sachgemässen Gewässerschutz gewährlei-
stet, dem Stand der Technik entspricht und wirtschaftlich ist.
2 Die Abgeltungen werden nach der Finanzkraft der Kantone abgestuft. Sie be-
tragen mindestens 15 Prozent, iedoch höchstens:

a. 45 Prozent der anrechenbaren Kosten für Massnahmen nach Artikel 61
Absatz l Buchstaben a-d und Absatz 2 Buchstaben a-c;

b. 35 Prozent der anrechenbaren Kosten für andere Massnahmen.
3 Dient eine Abwasseranlage auch der Ableitung oder der Reinigung von Ab-
wasser aus einzelnen Industriebetrieben, so kann die Abgeltung,gekürzt werden.
4 Der Bundesrat erlässi Vorschriften über die anrechenbaren Kosten.

Art. 63 Risikogarantie

Der Bund kann für erfolgversprechende neuartige Anlagen und Einrichtungen
eine Risikogarantie übernehmen. Diese wird nach der Finanzkraft der Kantone
abgestuft und darf zusammen mit dem nach Artikel 62 gewährten Beitrag
60 Prozent der anrechenbaren Kosten nicht übersteiaen.

Art. 64 Grundlagenbeschaffung, Ausbildung und Aufklärung
1 Der Bund kann den Kantonen im Rahmen der bewilligten Kredite Abgeltun-
gen leisten für die Ermittlung:
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a. der Ursachen der ungenügenden Wasserqualität eines wichtigen Gewässers
im Hinblick auf die Sanierungsmassnahmen;

b. nutzbarer Grundwasservorkommen von wesentlicher Bedeutung.
2 Er kann Finanzhilfen an die Ausbildung von Fachpersonal und an die Aufklä-
rung der Bevölkerung gewähren.
3 Er kann die Erstellung kantonaler Inventare über Wasserversorgungsanlagen
und Grundwasservorkommen, die nach den Richtlinien des Bundes dargestellt
werden, im Rahmen der bewilligten Kredite durch Abgeltungen sowie durch ei-
gene Arbeiten unterstützen.
4 Die Leistungen des Bundes sind nach der Finanzkraft der Kantone abzustufen
und betragen höchstens 40 Prozent der Kosten.

Art. 65 Finanzierung; Prioritätenordnung
1 Die Bundesversammlung setzt jeweils mit dem Voranschlag den Höchstbetrag
fest, bis zu dem im Voranschlagsjahr Abgeltungen nach Artikelol zugesichert
werden dürfen.
2 Sie bewilligt mit einem mehrjährigen Verpflichtungskredit den Höchstbetrag,
bis zu dem Risikogarantien nach Artikel 63 übernommen werden dürfen.
3 Übersteigen die eingereichten oder zu erwartenden Gesuche die verfügbaren
Mittel, so erstellt das Eidgenössische Departement des Innern eine Prioritäten-
ordnung, nach der die Gesuche beurteilt werden.

Art. 66 Rückerstattung
1 Zu Unrecht bezogene Leistungen des Bundes werden zurückgefordert. Dies
gilt auch, wenn eine Anlage oder eine Einrichtung zweckentfremdet wird.
2 Die Rückerstattungsansprüche des Bundes verjähren fünf Jahre nach ihrer
Entstehung.

4. Kapitel: Verfahren

Art. 67 Rechtspflege

Verfügungen aufgrund dieses Gesetzes und seiner AusführungsVorschriften
können nach den Bundesgesetzen über das Verwaltungsverfahren1' und über
die Organisation der Bundesrechtspflege2) angefochten werden.

Art. 68 Enteignung
1 Soweit der Vollzug dieses Gesetzes es erfordert, können Bund und Kantone
die notwendigen Rechte enteignen oder diese Befugnis Dritten übertragen.

» SR 172.021
2> SR 173.110
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2 Die Kantone können in ihren Ausführungsvorschriften für das Enteignungs-
recht und das Enteignungsverfahren das Bundesgesetz über die Enteignung1 '
als anwendbar erklären; es gelten jedoch folgende Ausnahmen:

a. der Entscheid über streitige Einsprachen (Art. 55) steht der Kantonsregie-
rung zu;

b. sofern die von der Enteignung Betroffenen genau bestimmt werden kön-
nen, darf mit Bewilligung des Präsidenten der eidgenössischen Schätzungs-
komniission das abgekürzte Verfahren nach Artikel 33 auch dann durchge-
führt werden, wenn die Voraussetzungen nach Artikel 33 Buchstaben a-d
nicht erfüllt sind.

3 Für Gemeinschaftswerke verschiedener Kantone und Werke, die das Gebiet
mehrerer Kantone beanspruchen, is: das eidgenössische Enteighungsrecht an-
wendbar. Der Entscheid über streitige Einsprachen stellt dem in der Sache zu-
ständigen Departement zu.

4. Titel: Haftpflicht

Art. 69
1 Der Inhaber eines Betriebes oder einer ortsfesten oder beweglichen Anlage,
mit denen besondere Gefahren für die Gewässer verbunden sind, haftet für den
Schaden, der durch entsprechende Einwirkungen entsteht.
2 Er wird von der Haftpflicht befreit, wenn er beweist, dass der Schaden durch
höhere Gewalt oder durch grobes Verschulden des Geschädigten oder eines
Dritten verursacht worden ist.
3 Die Artikel 42-47. 50, 51. 53 und 60 des Obligationenrechts21 sind anwendbar.
4 Bund, Kantone und Gemeinden haften ebenfalls nach diesen Bestimmungen.
5 Der Bundesrat kann für die Inhaber bestimmter Betriebe oder Anlagen eine
Haftpflichtversicherung vorschreiben.
6 Diese Bestimmungen gelten nicht für Nuklearschäden im Sinne des Kernener-
giehaftpflichtgesetzes vom IS: März 19833;.

S.Titel: Strafbestimmungen

Art. 70 Vergehen
1 Mit Gefängnis oder mit Busse wird bestraft, wer vorsätzlich:

a. Stoffe, die geeignet sind, das Wasser zu verunreinigen, widerrechtlich mit-
telbar oder unmittelbar in die Gewässer einbringt oder widerrechtlich sol-

11 SR711
2 > SR 220
3 ' SR 732.44
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che Stoffe ausserhalb der Gewässer ablagert, ausbringt oder versickern
lässt und dadurch die Gefahr einer Verunreinigung des Wassers schafft
(Art. 6);

b. als Inhaber von Anlagen, die wassergefährdende Flüssigkeiten enthalten,
die nach diesem Gesetz und seinen Ausführungsvorschriften notwendigen
baulichen und apparativen Vorrichtungen nicht erstellt oder nicht funk-
tionsfähig erhält und dadurch das Wasser verunreinigt oder die Gefahr ei-
ner Verunreinigung schafft (Art. 22) ;

c. behördlich festgelegte Dotierwassermengen nicht einhält oder die zum
Schutz der unterliegenden Gewässer angeordneten Massnahmen nicht
trifft (Art. 35);

d. ein Fliessgewässer widerrechtlich verbaut oder korrigiert (Art. 37);
e. ohne Bewilligung der kantonalen Behörde oder entgegen den Bedingungen

einer erteilten Bewilligung Fliessgewässer überdeckt oder eindolt (Art. 38);
f. ohne Bewilligung der kantonalen Behörde oder entgegen den Bedingungen

einer erteilten Bewilligung feste Stoffe in einen See einbringt (Art. 39
Abs. 2);

g. ohne Bewilligung der kantonalen Behörde oder entgegen den Bedingungen
einer erteilten Bewilligung Kies, Sand oder anderes Material ausbeutet
oder vorbereitende Grabungen dazu vornimmt (Art. 44).

2 Handelt der Täter fahrlässig, so ist die Strafe Gefängnis bis zu sechs Monaten
oder Busse.

Art. 71 Übertretungen
1 Mit Haft oder mit Busse bis zu 20 000 Franken wird bestraft, wer vorsätzlich:

a. in anderer Weise diesem Gesetz zuwiderhandelt;
b. den Vorschriften des Bundesrates, deren Verletzung dieser mit Strafe be-

droht, zuwiderhandelt; oder
c. einer unter Hinweis auf die Strafandrohung dieses Artikels an ihn gerich-

teten Einzelverfügung zuwiderhandelt.
2 Handelt der Täter fahrlässig, so ist die Strafe Busse.
3 Versuch und Gehilfenschaft sind strafbar.
4 Eine Übertretung verjährt in zwei Jahren, die Strafe einer Übertretung in vier
Jahren.

Art. 72 Anwendung des Schweizerischen Strafgesetzbuches

Erfüllt eine Widerhandlung gegen dieses Gesetz gleichzeitig den Tatbestand
von Artikel 234 des Schweizerischen Strafgesetzbuches1', so ist nur diese Be-
stimmung anwendbar. Im übrigen finden die Strafbestimmungen des vorliegen-

' > SR 311.0
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den Gesetzes neben denjenigen des Schweizerischen Strafgesetzbuches Anwen-
dung.

Art. 73 Anwendung des Verwaltungsstrafrechts

Die Artikel 6 und 7 des Bundesgesetzes über das Verwaltungsstrafrecht1 ' gelten
sinngemäss für strafbare Handlungen nach diesem Gesetz.

6. Titel : Schlussbestimmungen

1. Kapitel: Aufhebung und Änderung bisherigen Rechts

Art. 74 Aufhebung des Gewässerschutzgesetzes

Das Bundesgesetz vom 8. Oktober 1 9 7 l 2 1 über den Schutz der Gewässer gegen
Verunreinigung (Gewässerschutzgesetz) wird aufgehoben.

Art. 75 Änderungen von Bundesgesetzen

1. Das Bundesgesetz vom 14. Dezember 1973 3| über die Fischerei wird wie
folgt geändert:

Art. 24 Bewilligungspflicht für technische Eingriffe
1 Eingriffe in die Gewässer, ihren Wasserhaushalt oder ihren Verlauf, in die
Ufer und in den Grund der Seen bedürfen einer Bewilligung der für die Fische-
rei zuständigen kantonalen Behörde.
2 Der Bewilligungspflicht unterstehen namentlich:

a. die Nutzung der Wasserkräfte;
b. Seeregulierungen;
c. Fluss- und Bachverbauungen sowie Uferrodungen;
d. die Schaffung künstlicher Fliessgewässer;
e. die Verlegung von Leitungen in Gewässern;
f. maschinelle Reinigungsarbeiten in Fluss- und Bachbetten;
g. die Gewinnung und das Waschen von Kies. Sand und anderen Stoffen in

Gewässern;
h. Wasserentnahmen;
i. Wassereinleitungen:

k. landwirtschaftliche Entwässerungen;
1. Verkehrsanlagen, die die Interessen der Fischerei berühren können;

m. Fischzuchtanlagen.

11 SR 313.0
2> AS 1972 950. 1979 1573. 1980 1796. 1982 1961, 1984 1122, 1985 i
31 SR 923.0
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3 Keine Bewilligung nach diesem Gesetz ist erforderlich für Wasserentnahmen,
für die eine Bewilligung nach Artikel 29 des Gewässerschutzgesetzes vom ... ')
erforderlich ist.
4 Die Bewilligung wird durch die Bundesbehörde erteilt, wenn ein anderer Bun-
deserlass ihre Zuständigkeit begründet. Sie bedarf der Zustimmung des Bundes-
amtes für Umweltschutz. Bei Meinungsverschiedenheiten entscheidet der Bun-
desrat.
5 Anlagen, die erweitert oder wieder instand gestellt werden, gelten als Neuanla-
gen.

Art. 48 Haftung für Schäden infolge nachteiliger Einwirkungen auf Gewässer

Die Haftung für Schäden, die durch nachteilige Einwirkungen auf ein Gewässer
verursacht werden, richtet sich nach den Bestimmungen des Gewässerschutzge-
setzes vom ...'', soweit die folgenden Artikel keine Abweichungen vorsehen.

2. Das Bundesgesetz vom I.Juli 19662) über den Natur- und Heimatschutz
wird wie folgt geändert:

Art. 21 Abs. 2 (neu) '

- Soweit es die Verhältnisse erlauben, sorgen die Kantone dafür,
dass dort, wo Ufervegetation fehlt, Ufervegetation angelegt wird
oder zumindest die Voraussetzungen für deren Gedeihen geschaf-
fen werden.

Art. 22 Abs. 2

- Sie kann die Beseitigung der Ufervegetation in den durch die
Wasserbaupolizei- oder Gewässerschutzgesetzgebung erlaubten
Fällen für standortgebundene Vorhaben bewilligen.

3. Das Bundesgesetz vom 22. Juni 18773) über die Wasserbaupolizei wird wie
folgt geändert:

Art. 5 Abs. l sowie lbis, 2bis, 2ter, 2iuater (neu)
1 Der Schutz des Lebensraums vor Überschwemmungen, Erosionen und Fest-
stoffablagerungen ist soweit möglich ohne Eingriffe in die Gewässer, nament-
lich durch Unterhalts- oder Planungsmassnahmen, zu gewährleisten.
lbis Ist der Schutz von Menschen oder erheblichen Sachwerten mit Massnahmen
nach Absatz l nicht zu erreichen, so sind die erforderlichen Verbauungen, Ein-

" AS ...
2) SR 451
3> SR721.10
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dammungen und Kcrrektionen auszufuhren sowie alle weiteren Vorkehren, die
Bodenbewegimgen verhindern.
2bis Dabei muss der naturliche Verlauf des Gewassers mogiichst beibehalten
oder wiederhergestellt werden. Gewasser und Ufev miissen so gestaltet werden,
dass:

a. sie elner vielfaltigen Tier- und Pflanzenwelt als Lebensraum dienen kon-
nen;

b. die Wechselwirkungen zwischen Oberfla'chengewasser und Grundwasser
weitgehend erhalten bieiben;

c. eine standortgerechte Ufervegetation gedeihen kann.
2lev In uberbauten Gebieten kann die Behorde Ausnahmen von Absatz 2bls be-
willigen.

2quater pur die gchaffuiig iieuer kunstlicher Fliessgewasser und die Wiederin-
standstellung besiehender Verbauungen nach Schadenereignissen gilt Ab-
satz 2bls sinngemass.

4. Das Umweltschutzgesetz vom 7. Oktober 1983" wird wie folgt geandert:

An. 30 Abs. 5 \neu)
5 Der Beireiber einer neuen oder einer noch in Betrieb stehenden Deponie fiir
Siedlungsabfalle oder gefahriiche Abfalle muss beiegen. dass er die voile Dek-
kung der Kosten fur die Abschlussarbeiten und die erforderliche Nachsorge ge-
wahrleisiet.

Art. 32 Abs. 4 Bst. h (neul

- Der Bundesrat kann:
h. iiber die Kostendeckuna nach Artikel 30 Absatz 5 Vorschriften erlassen.

2. Kapitel: tJbergangsbestimmungen

1. Abschnitt:
Beseitigung uriverschmutzten Ab\vassers, Lagereinrichtungen
fiir Giille. Mist und Silosiifte und Treibgut bei Stauhaltung

Art. 76 Beseitigung unverschmutzten Abwassers

Die Kantone sorgen dafiir, dass spatesrens 15Jahre nach Inkrafttreten dieses
Geseizes kein stetig anfallendes unverschmutztes Abwasser (Art. 12 Abs. 3),
v/elches die Reinigungswirkung einer Abwasseranlage nachteilig beeinflusst, in
diese mehr gelansen kann.

" SR 814.01
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Art. 77 .Lagereinrichtungen für Gülle, Mist und Silosäfte

Die Kantone legen die Frist zur Anpassung der Kapazität von Lagereinrichtun-
gen für Gülle, Mist und -Srlosäfte nach der Dringlichkeit des Einzelfalls fest. Sie
sorgen dafür, dass innert 15 Jahren nach Inkrafttreten dieses Gesetzes sämtliche
Lagereinrichtungen saniert sind.

Art. 78 Treibgut bei Stauhaltung

Sind für das Einsammeln von Treibgut bauliche Vorkehren erforderlich, so
muss der Inhaber einer Stauhaltung sie innert fünf Jahren nach Inkrafttreten
dieses Gesetzes treffen.

2. Abschnitt : Bestehende Wasserentnahmen

Art. 79 Sanierung
1 Wird ein Fliessgewässer durch Wasserentnahmen wesentlich beeinflusst, so
muss es im Unterlauf nach den Anordnungen der Behörde so weit saniert wer-
den, als dies ohne entschädigungsbegründende Eingriffe in bestehende Wasser-
nutzungsrechte möglich ist.
2 Fordern überwiegende öffentliche Interessen eine weitergehende Sanierung, so
ordnet die Behörde die dazu notwendigen Massnahmen an. Das Verfahren für
die Feststellung der Entschädigungspflicht und die Festsetzung der Entschädi-
gung richtet sich nach dem Bundesgesetz über die Enteignung1'.

Art. 80 Sanierungsfristen
1 Die Behörde legt die Fristen für die Sanierungsmassnahmen nach der Dring-
lichkeit des Einzelfalls fest.
2 Sie sorgt dafür, dass die Sanierungsmassnahmen bis spätestens 15 Jahre nach
Inkrafttreten dieses Gesetzes abgeschlossen sind.

Art. 81 Grundlagen für die Sanierung
1 Die Kantone erstellen ein Inventar der bestehenden Wasserentnahmen nach
Artikel 29, das Angaben enthält über:

a. die entnommene Wassermenge;
b. die Restwassermenge;
c. die Dotierwassermenge;
d. die rechtlichen Verhältnisse.

2 Sie beurteilen die im Inventar aufgeführten Wasserentnahmen und entschei-
den, ob und in welchem Ausmass eine Sanierung notwendig ist. Sie halten die

" SR 711
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Ergebnisse in einem Bericht fest. Dieser soll nach Möglichkeit die zeitliche
Folge der Sanierungsmassnahmen angeben.
3 Sie reichen die Inventare innert zweier Jahre und den Bericht innert fünf Jah-
ren nach Inkrafttreten dieses Gesetzes dem Bund ein.

Art. 82 Geplante Wasserentnahmen bei erteilter Konzession
1 Bei geplanten Wasserentnahmen, für welche die Konzession vor Inkrafttreten
dieses Gesetzes erteilt worden ist. muss der Schutz des Gewässers im Unterlauf
durch Massnahmen nach diesem Gesetz so weit gewährleistet werden, als dies
ohne entschädigungsbegründende Eingriffe in bestehende Wassernutzungs-
rechte möglich ist.
2 Fordern überwiegende öffentliche Interessen einen weitergehenden Schutz, so
ordnet die Behörde die notwendigen Massnahmen nach diesem Gesetz an. Das
Verfahren für die Feststellung der Entschädigungspflicht und die Festsetzung
der Entschädigung richtet sich nach dem Bundesgesetz über die Enteignung".
3 Die Behörde ordnet die Massnahmen spätestens vor dem Beginn der Bauar-
beiten für die Anlagen zur Wasserentnahme an.

3. Abschnitt: Abgeltungen

Art. 83
1 Über Abgeltungsgesuche für Anlagen und Einrichtungen, mit deren Erstellung
vor Inkrafttreten dieses Gesetzes begonnen wurde, wird nach dem alten Recht
entschieden. Die Abgeltung ist nach der im Zeitpunkt der Zusicherung gelten-
den Finanzkraft der Kantone zu bemessen.
2 Die Bundesversammlung setzt jeweils mit dem Voranschlag den Höchstbetrag
fest, bis zu dem im Voranschlagsjahr Abgeltungen nach Absatz l zugesichert
werden dürfen.

3. Kapitel: Referendum und Inkrafttreten

Art. 84
1 Dieses Gesetz untersteht dem fakultativen Referendum.
2 Der Bundesrat bestimmt das Inkrafttreten.

» SR 711
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Bekanntmachungen der Departemente und Ämter

Eidgenössische Volksinitiative
«gegen Missbräuche der Fortpflanzungs-
und Gentechnologie beim Menschen»

Zustandekommen

Die Schweizerische Bundeskanzlei,

gestützt auf die Artikel 68, 69, 71 und 72 des Bundesgesetzes vom 17. Dezember
19761 ' über die politischen Rechte
sowie auf den Bericht des Bundesamtes für Statistik über die Prüfung der Un-
terschriftenlisten der am 13. April 1987 eingereichten eidgenössischen Volksin-
itiative «gegen Missbräuche der Fortpflanzungs- und Gentechnologie beim
Menschen»2 ',

verfügt:

1. Die in Form eines ausgearbeiteten Entwurfs abgefasste eidgenössische
Volksinitiative «gegen Missbräuche der Fortpflanzungs- und Gentechnolo-
gie beim Menschen» (Ergänzung der Bundesverfassung durch einen
Art. 24octies) ist zustandegekommen, da sie die nach Artikel 121 Absatz 2
der Bundesverfassung verlangten 100 000 gültigen Unterschriften aufweist.

2. Von insgesamt 132 158 eingereichten Unterschriften sind 126686 gültig.

3. Veröffentlichung im Bundesblatt und Mitteilung an das Initiativkomitee:
«Der Schweizerische Beobachter», Redaktion, Herrn Dr. Roger Müller,
Industriestrasse 54, Postfach, 8152 Glattbrugg.

29. Juni 1987 Schweizerische Bundeskanzlei

Der Bundeskanzler: Buser

" SR T61.1
2> BB1 1985 I I 1349
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Eidsjenossische Volksini l ia l ive

Eidgenossische Volksinitiative
«gegen Missbrauche der Fortpflanzungs- und Gentechnologie
beim Menschen»

Unterschriften nach Kantonen

Unlerschriflen

GulLige

Zurich
Bern
Luzern
Uri
Schwyz
Obwalcen
Nidwalden
Glarus
Zug
Freiburg
Solothurn
Basel-Stadt
Basel-Landschafl
Schaffhausen
Appenzell A. Rh..
Appenzell I. Rh. .
St. Gall en
Graubunden
Aargau
Thurgau
Tessin
Waadt
Wallis
Neuenburg
Genf
Jura

Schweiz

32917
21 377

5800
932

2657
504
535
775

! 818
1483
5 085
8292
6993
1440
1 213

108
9090
4428

11 461
4328
I 151
1 318
1 794

332
758

97

057
546
139

16
58
11
21
18
36
82

125
316
264
568
29

7
220
170
547

75
51
39
41

3
28

5

126686 5472
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Eidgenössische Volks in iüa t ive

Volksinitiative
«gegen Missbräuche der Fortpflanzung»- und Gentechnologie
beim Menschen»

Die Initiative lautet:

Die Bundesverfassung wird wie folgt ergänzt:

Art. 24°aies (neu)
1 Der Bund erlässt Vorschriften über den künstlichen Umgang mit menschli-
chem Keim- und Erbgut.
2 Er sorgt dabei für die Wahrung der Würde des Menschen und den Schutz
der Familie.
3 Namentlich ist untersagt,

a. den Beteiligten die Identität der Erzeuger vorzuenthalten, sofern das
Gesetz dies nicht ausdrücklich vorsieht;

b. -gewerbsmässig Keime auf Vorrat zu halten und an Dritte zu vermitteln;
c. gewerbsmässig Personen zu vermitteln, die für Dritte Kinder zeugen

oder austragen;
d. Keime ausserhalb des Mutterleibes aufzuziehen;
e. mehrere erbgleiche Keime oder Keime unter Verwendung von künst-

lich verändertem menschlichem oder von tierischem Keim- oder .Erbgut
zu züchten;

f. Keime, deren Entwicklung abgebrochen worden ist, zu verarbeiten oder
Erzeugnisse, die aus solchen Keimen hergestellt worden sind, zu ver-
kaufen.

0829
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Notifikation
(Art. 36 des Bundesgesetzes über das Verwaltungsverfahren [VwVG])

Das Eidgenössische Justiz- und Polizeidepartement hat am 8. Juli 1987 zur Ver-
waltungsbeschwerde vom S.Juli 1986 entschieden:

1. Die Beschwerde wird als gegenstandslos geworden abgeschrieben.
2. Die Verfahrenskosten im Betrage von 180 Franken (Spruch- und Schreib-

gebühren) werden dem Beschwerdeführer auferlegt. 120 Franken des gelei-
steten Kostenvorschusses werden zurückerstattet.

21. Juli 1987 Eidgenössisches Justiz-und Polizeidepartement

Beschwerdedienst
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Zulassung zur Eichung
von Elektrizitätsverbrauchsmesser-Systemen

vom 8. Mai 1987

Aufgrund des Artikels 17 des Bundesgesetzes vom 9. Juni 1977 über das Mess-
wesen und nach Artikel 10 der Verordnung vom 17. Dezember 1984 über die
Qualifizierung von Messmitteln (Eichverordnung) haben wir die nachstehend
aufgeführte Bauart zur Eichung zugelassen. Gegen diese ordentliche Zulassung
können Betroffene binnen 30 Tagen seit der Eröffnung beim Eidgenössischen
Amt für Messwesen, 3084 Wabern, schriftliche Einsprache erheben.

Fabrikant: Merlin Gerin, Grenoble (F)

Vertrieb für die Schweiz: Merlin Gerin AG, Othmarsingen

Spannungswandler mit Kunstharzisolation für Innenraummon-
tage.

Typ: RTC/B
Primärspannung: 20000V
Sekundärspannung: 100 V
Nennleistung: 50 VA
Klasse: 0.5
Prüfungspannung: 4/50 kV
Frequenz: 50 Hz

S.Mai 1987 Eidgenössisches Amt für Messwesen

Der Direktor: Piller

1983
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